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Ohne Frieden kein Überleben

Die bundesweite Friedensdemonstration 
in Berlin am 8. Oktober war eines der 

wenigen erfreulichen Ereignisse im zu Ende 
gehenden Jahr. Die Organisatoren schrieben 
zu Recht in ihrer Abschlußerklärung: „Wir set-
zen ein deutliches Zeichen gegen Krieg und für 
Frieden – überall. Vor allem in Syrien.“ Erst-
mals seit mehreren Jahren gelang es, bun-
desweit Menschen in dieser Zahl – insgesamt 
etwa 8000 – zu mobilisieren. Sie sprachen es 
auf Plakaten, Transparenten und in den Rede-
beiträgen klar aus: Die-
ses Land führt Krieg, und 
damit muß Schluß sein! 
Es nimmt in vorderster 
Linie an den Feldzügen 
teil, die vom Westen 
unter Führung der USA 
angezettelt wurden und 
unter per manentem 
Bruch des Völkerrechts 
stattfinden. Von deut-
schem Boden geht wie-
der Krieg aus.
Die bürgerlichen Medien, 
die Politiker der etablier-
ten Parteien, erklären, 
das Gegenteil sei wahr. 
Die Bundesrepublik habe 
eine fast 70jährige Frie-
densperiode erlebt. Nur 
weil keine Bomben auf Hamburg oder Stutt-
gart fallen? Der Staatsterror des Westens von 
Nordafrika bis Zentralasien findet längst sein 
blutiges Echo auf europäischem Boden. Das 
nunmehr 15 Jahre andauernde Schießen und 
Bomben in Afghanistan, die direkte deut-
sche Beteiligung mit Aufklärungsflugzeugen 
am Syrien-Krieg, das Truppenkontingent in 
Mali – das alles hat mit Krieg nichts zu tun? 
Von US-Atomwaffen in der Eifel, von Ramstein 
Air Base, der Drehscheibe für den Drohnen-
krieg Barack Obamas und seines Vorgängers, 
vom Rüstungsexport und von der logisti-
schen Unterstützung der Bundeswehr für 
jeden Krieg der USA und anderer NATO-Part-
ner ganz zu schweigen. Nein, der Westen führt 
einen Angriffskrieg nach dem andern, aber er 
redet nicht gern darüber.
Der 8. Oktober hat ein Zeichen gesetzt, indem 
er auf die Tatsachen hingewiesen hat. Das 
besagt aber zugleich: Er kann nur ein Anfang 
gewesen sein. Erstens werden diese Kriege 
fortgesetzt, zweitens treffen NATO und Bun-
desregierung Vorbereitungen auf mehr und 
größere Kriege – was sollen deutsche Soldaten 

und deutsche Panzer an der russischen Grenze 
in Litauen? –, drittens war in diesem Jahr ver-
räterisch oft in Erklärungen hoher US-Gene-
rale und des US-Kriegsministers von einem 
dritten Weltkrieg die Rede. Die Mehrheit der 
Menschen, auch in der Bundesrepublik, ist 
besorgt, ihre Beunruhigung wird genutzt, 
um Themen wie Migration, Integration, ver-
suchte oder vollführte Attentate nationali-
stisch auszuschlachten und um Arbeiter- wie 
Friedensbewegung zu spalten. Das Verfahren 

ist nicht neu, der Imperialismus nutzt es wie-
derkehrend seit seinen Anfängen – mit dem 
deutschen Faschismus und dem zweiten Griff 
nach der Weltmacht hatte es seine schlimm-
sten Auswirkungen. In der Bundesrepublik 
bietet sich jetzt eine neue völkisch-rassisti-
sche Partei, die nun in zehn Landtagen sitzt, 
als Instrument an, um imperialistischen Klas-
seninteressen wieder eine Massenbasis zu 
verschaffen. Mit ihr öffnet sich das Bürger-
tum politisch erneut für Faschisten.
Ein Aufstand gegen den Krieg und gegen die 
vor aller Augen stattfindenden Kriegsvorbe-
reitungen, auch die ideologischen, ist nötig. 
Er bedarf nicht Tausender, nicht Zehntausen-
der, er bedarf Millionen Menschen, die auf die 
Straße gehen. Die größte organisierte Frie-
densbewegung, die Gewerkschaften, sind bis 
heute ebensowenig mobilisiert wie Millionen 
Wähler von SPD, Grünen, Linken, aber auch 
der bürgerlichen Parteien. Sie müssen gewon-
nen werden, so wie es gegen TTIP und CETA 
in beachtlichem Maß gelang. Dann wird aus 
dem Zeichen vom 8. Oktober 2016 eine Macht.  

Arnold Schölzel
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Menschen erzählen von ihrem zerrissenen Land

Syrien zwischen Schatten und Licht
Mit dem Buch „Syrien zwischen Schatten 

und Licht“ ist Karin Leukefeld – vielen 
als Berichterstatterin aus den Konfliktzen-
tren des Nahen Ostens bekannt – ein großer 
Wurf gelungen. Als der Rezensent zu lesen 
begann, erwartete er ein Sachbuch. Das ist 
Leukefelds jüngste Arbeit tatsächlich. Der 
Leser findet eine beachtliche Wissensfülle, 
sowohl zur Zeitgeschichte als auch zur jün-
geren Vergangenheit. Sie reicht vom Ringen 
um die Befreiung vom kolonialen Joch bis 
zur Gestaltung und Ausrichtung der natio-
nalen Souveränität Syriens und seiner ara-
bischen Nachbarländer. Dazu gehören die 
nationale Kultur ebenso wie die Darstellung 
des vielfältigen Lebens der Menschen in die-
sem Land und den angrenzenden Staaten.
Eine Zeittafel „100 Jahre Syrien 1916–2016“ 
bietet einen guten Überblick über die turbu-
lente Geschichte, welche die Autorin auf 14 
Seiten darstellt. Weitere acht Seiten Biblio-
graphie und Begriffserklärungen werden 
nicht nur dem mit dem Nahen Osten noch 
nicht näher bekannten Leser von Nutzen 
sein.
Als Sachbuch im besten Sinne erweist sich 
Leukefelds A rbeit auch mit übersicht-
lich gestalteten Karten von Syrien und 
der Region des „fruchtbaren Halbmondes“ 
sowie zum Sykes-Picot-Abkommen von 1916 
und den 1922 vom Völkerbund gebilligten 
Mandatsgebieten. 

„Syrien zwischen Schatten und Licht“ ist 
zugleich lebendige Belletristik . Flüssig 
geschrieben, liest sich das Buch tatsäch-
lich wie eine Erzählung. Das gelingt, weil 

„Menschen ... von ihrem zerrissenen Land 
erzählen“. Und was für Menschen!
Auf 334 Seiten werden hundert Jahre syri-
scher und gesamtarabischer Geschichte 
lebendig – und das zugleich kompakt und 
doch überaus anschaulich. Quasi zum Auf-
takt zeichnet sie das Porträt des 1916 in 
al-Bassa, Palästina, geborenen Wissen-
schaftlers und Patrioten Yusif Sayigh und 
daran anschließend das des syrisch-libane-
sischen Nationalhelden Antoun Saadeh. Man 
spürt die warmherzige Sympathie der Auto-
rin für die Porträtierten. Einbezogen sind 
auch deren familiärer Hintergrund und eng-
ste Angehörige, mit denen Karin Leukefeld 
persönlich verbunden ist. Das trifft auf alle 
zu, die der Journalistin offensichtlich sehr 
bereitwillig als Vermittler ihrer Traditio-
nen sowie ihrer Sehnsüchte entgegenkamen. 
Schon mit der Schilderung des persönlichen 

und politischen Lebensweges dieser beiden 
herausragenden Persönlichkeiten sehr ver-
schiedener Herkunft sowie des Baath-Poli-
tikers, Juristen und Geschichtsphilosophen 
George Jabbour erfaßt Leukefeld mehr als 
das erste halbe Jahrhundert der von ihr 
behandelten historischen Periode in der 
Region des „fruchtbaren Halbmonds“. 
Die Autorin gliedert diese hundert Jahre in 
sieben Zeitabschnitte, die sie jeweils biogra-
phisch oder episodisch aus dem Leben ihrer 
Zeitzeugen illustriert. Zu Wort kommen 
neben den bereits Genannten Syrer, Liba-
nesen, Araber, Kurden, Drusen, Tscherkes-

sen – darunter Moslems und Christen der 
unterschiedlichsten Konfessionen und Rich-
tungen wie auch Atheisten. Sie sind Politi-
ker, Handwerker, Händler, Wissenschaftler, 
Künstler. Patriotische Oppositionelle, denen 
es um das Wohl des syrischen Volkes, nicht 
um den Sturz der gewählten legitimen Füh-
rung des Landes geht, sind gleichfalls dar-
unter. 
Ein herausragendes Anliegen Leukefelds, 
den Frauen in der arabischen Gesellschaft 
den ihnen gebührenden gewichtigen Platz 
zu geben, unterstreicht sie mit überzeugen-
den Beispielen ihres aktiven und gestalten-
den Wirkens. Das Schlußkapitel titelt sie „Die 
Frauen werden Syrien wieder aufbauen“. 
Karin Leukefeld erfaßt die Entwicklung in 
der Region von der Mandatszeit über die 

„Große Syrische Revolution“ (1925–1927) 
und die Erringung der staatlichen Unab-
hängigkeit bis zur Gegenwart des dem 
Land aufgezwungenen Krieges. Sie doku-
mentiert lange Phasen von imperialisti-
schen Verschwörungen und innersyrischen 
Rivalitäten mit Putschen und Revolten. 
Anschaulich sind die andauernde westliche 

Einmischung und Erpressung dargestellt. 
Und Leukefeld zeigt, wie dem mit verschie-
denen Ausprägungen des arabischen Natio-
nalismus und mit Hilfe der Sowjetunion 
und ihrer Verbündeten begegnet wurde. In 
diesem Kontext analysiert sie auch die Bil-
dung der Vereinigten Arabischen Republik 
mit Nassers Ägypten und deren Scheitern. 
Nachhaltig erinnert wird an die israelische 
Aggression und die arabische Niederlage 
im Sechstagekrieg mit Verlust der Golan-
höhen 1967. 
Zugleich wird die Entwicklung der Baath-
Partei seit ihrem ersten Sieg in den Par-
lamentswahlen 1954 über Putsche und 
Niederlagen zur herrschenden Kraft vermit-
telt. Der gründlichen Charakterisierung der 
Ära des Hafiz Assad mit ihren tiefen Wider-
sprüchen und dem gescheiterten Versuch 
der Wiedererlangung des verlorenen Ter-
ritoriums im Oktoberkrieg 1973 folgt die 
Darstellung der inneren Auseinanderset-
zungen unter Hafiz und seinem Nachfolger. 
Mit der Analyse der Bemühungen um Sta-
bilisierung und gleichzeitige Neuorientie-
rung und Reformierung des Landes gelingt 
es ihr aufzuzeigen, wie es zum verhängnis-
vollen Krieg kommen konnte, der heute die 
Welt bewegt. Sie macht überzeugend klar, 
wie es durch die massive imperialistische 
und seitens der arabischen feudalen Reak-
tion betriebenen äußeren Einmischung zur 
gegenwärtigen Katastrophe gekommen ist. 
Sie legt offen, welche verhängnisvolle Rolle 
die dem syrischen Volk letztlich feindlichen 
Kräfte der untereinander zerstrittenen 
inneren und vor allem äußeren syrischen 
Opposition spielen. 
Die Autorin, die mit bewundernswertem Mut 
bereits fast zwei Jahrzehnte vom Brenn-
punkt des Geschehens berichtet, zitiert 
zielsicher zur Charakterisierung der Situa-
tion aus innerer Sicht eine Aussage der 
Geschichtsprofessorin Sofia Saadeh, der 
Tochter des syrisch-libanesischen Natio-
nalhelden Antoun Saadeh, von 2015: „Für 
mich ist völlig klar, daß wir einen neuen 
kalten Krieg haben. Wenn keine Lösung 
gef unden und Sy r ien aufgetei lt w ird, 
kann es zu einem direkten, lange andau-
ernden Krieg kommen. Doch was kann das 
Ziel eines solchen Krieges sein? Wenn die 
USA und ihre Verbündeten Syrien nicht 
kontrollieren können, dann geht es um 
Destabilisierung und Zerstörung. Und wir 

– Libanesen, Syrer, Palästinenser – bezah-
len alle den Preis.“
Angesichts der aktuellen Situation ist dies 
ein Buch, das viele Fragen beantwortet und 
hilft, sich in der keineswegs übersichtlichen 
Nahost-Lage zurechtzufinden.

Bernd Fischer 

Karin Leukefeld: Syrien zwischen Schatten und 
Licht. Menschen erzählen von ihrem zerrisse-
nen Land.
Rotpunktverlag, Zürich 2016. 334 Seiten, 24 €, 
ISBN 978-3-85869-689-2

Hinweis der Redaktion
Die Auslieferung der Januar-
Ausgabe kann wegen der 
Feiertage (Weihnachten und 
Neujahr) erst am 6. Januar 
erfolgen.
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Morgen kommt der Weihnachtsmann
Morgen kommt der Weihnachtsmann,  
kommt mit seinen Gaben: 
Goldnes Armband, goldne Clips, 
Socken, Oberhemden, Schlips, Schnäpschen, 
Bierchen, Weihnachtsschwips  
Will man schließlich haben.

Drum erhöht der Weihnachtsmann
heute schon die Preise.
Ist ihm selbst nicht angenehm,
doch in unserem System
kann man sonst nichts unternehm’
altbekannterweise.

Denn der flinke Weihnachtsmann 
denkt auch ans Verdienen. 
Gehen unsre Löhne rauf, 
schlägt er’s auf die Kosten drauf. 

Er frißt unsren Vorrat auf – 
wir sind seine Bienen.

So macht’s jeder Weihnachtsmann 
und nicht nur der eine: 
Industrie und das Finanz-
kapital mit Rattenschwanz 
spielen auf zum selben Tanz, 
machen uns schon Beine.

Seht, da kommt der Weihnachtsmann
und vereinnahmt Steuer.
Schöne blanke Bundeswehr,
Fernraketen und noch mehr
ist den Weihnachtsmännern sehr lieb – 
und uns sehr teuer.

Über unserm Lande herrscht 
eine Weihnachtsmannschaft. 

Leben alle sanft und gut 
unter Gottes großem Hut 
und kassieren frohgemut, 
was das Volk heranschafft.

Drum versöhnt der Weihnachtsmann 
oft mit bunten Dingen. 
Bringt uns neue Kanzler mit 
und so manchen neuen Trick. 
Nur die neue Politik 
mag er uns nicht bringen.

Und die neue Politur 
macht er nur zum Schein her. 
Finge nämlich irgendwann 
wirklich große Ändrung an – 
bringt sie nicht der Weihnachtsmann, 
denn dann wär er keiner!

Dieter Süverkrüp 

Graphik:  
Hermann Peters,  
1990



Seite 4 RotFuchs / Dezember 2016

Die UNO-Agenda 2030 und ihre Zukunftsziele

Dürfen Politiker wie Barak Obama und 
Angela Merkel in bestimmten Fällen 

auch gelobt werden – zum Beispiel, wenn „die 
mächtigste Frau Europas“ die Strapazen einer 
Reise nach New York auf sich nimmt, um dort 
eine Unterschrift zu leisten? Eine solche Reise 
unternahm sie am 25. September 2015. An 
jenem Tag unterschrieben die deutsche Bun-
deskanzlerin wie mehr als 150 Staats- und 
Regierungschefs ein Dokument der UNO „Glo-
bale Zukunftsziele für globale Entwicklung“, 
das inzwischen als Agenda 2030 kursiert, 
weil die gesteckten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen.
Es geht – so der Text – um nicht weniger als 
um die „Transformation unserer Welt“. Aber 
wohin?
In der Präambel wird eine Art Heilserwar-
tung ausgesprochen: „Wenn wir unsere 
Ambitionen in allen Bereichen der Agenda 
verwirklichen können, wird sich das Leben 
aller Menschen grundlegend verbessern und 
eine Transformation der Welt zum Besseren 
stattfinden.“  Wenn ...
Wer die Millenniumserklärung der UNO aus 
dem Jahre 2000 noch nicht vergessen hat, 
müßte hellhörig werden und danach fragen, 
welche Fortschritte denn eigentlich erreicht 
worden sind. Kaum jemand wagt die Ursachen 
für die Flüchtlingskrise, die Kinderarmut und 
die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich 
zu leugnen. Und dieselben gesellschaftlichen 
Kräfte, welche die heutigen Mißstände herbei-
geführt haben, wollen sie beseitigen?

In unseren Breitengraden wird behauptet, 
die Deutschen seien bei alledem am besten 
weggekommen, was den Schluß nahelegen 
könnte, die Agenda 2030 gehe uns nichts an. 
Das jedoch mitnichten. Erstens vollzieht sich 
in Deutschland derselbe Prozeß wie über-
all in der Welt. Zweitens umfaßt die Agenda 
Menschheitsprobleme, für die auch die BRD 
verantwortlich ist. Drittens treffen die nega-
tiven Folgen auch unser Land. 
Mit dem neuen Dokument soll nun alles anders 
und besser werden. Die Unterzeichner unter-
strichen seine „beispiellose Reichweite und 
Bedeutung“, denn mit den Zielen will man in 
der Politik weltweit Prioritäten setzen. Insge-
samt sind es siebzehn, die den Beifall jedes ver-
nünftigen Menschen finden dürften. Fünf von 
ihnen seien exemplarisch genannt: Armut soll 
in all ihren Formen überall in der Welt abge-
schafft werden. Der Hunger soll durch die 

„Ernährungssicherheit“ für alle überwunden 
werden. Ein dauerhaftes nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum soll menschenwürdige 
Arbeit für alle sichern. Die Ungleichheit in und 
zwischen den Ländern soll verringert werden. 
Ozeane und Meere und ihre Ressourcen sollen 
im Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten 
und genutzt werden.
Vergebens sucht man allerdings nach solchen 
Punkten wie Abrüstung, vor allem der Atom-
waffen, und Frieden, die nicht genannt sind, 
obwohl Kriege, Rüstung und Waffenexport 
der Erreichung der siebzehn Ziele am meisten 
entgegenstehen.

Und wo steht Deutschland, wenn es um die 
Verwirklichung der genannten Vorgaben geht? 
Allein die Zahlen bezüglich der Alters- und 
Kinderarmut sprechen Bände. Laut offizieller 
Statistik leben 25 Prozent der Jugendlichen in 
Deutschland in Armut. Auch im Bildungswesen, 
dem Gesundheitssystem, der Gleichstellung 
der Geschlechter ist dieses Land weit davon 
entfernt, auch nur annähernd in Reichweite 
der Zielstellungen zu kommen.
Sich der Hoffnung hinzugeben, daß die 
Agenda 2030 der UNO-Mitgliedssaaten die 
versprochene „Transformation“ bewirken 
wird, führt eher in die Sackgasse. Denn es ist 
die Marschrichtung, die in die falsche Rich-
tung weist, von Obama, Merkel und Co. den 
Völkern aber aufgezwungen werden soll. Zwar 
werden beide in 14 Jahren schon lange nicht 
mehr im Amt sein, aber bereits heute tragen 
sie Schuld an der Fehlentwicklung. Die Unter-
schrift in New York allein verdient noch kei-
nen Dank. Was jedoch dringend not tut, ist, 
die Unterzeichner beim Wort zu nehmen – 
und zwar durch jene, welche sich tatsächlich 
den Menschenrechten und einer Transforma-
tion der Welt verpflichtet fühlen. Und das ist 
die Mehrheit der Menschen. Sie bedarf des 
inhaltlichen und organisatorischen Zusam-
menschlusses zu einer außerparlamentari-
schen Opposition, die für die Agenda 2030 
als einem Programm für alle streitet und sich 
dabei nicht von parlamentarischen Scheinge-
fechten täuschen läßt.

Prof. Dr. Horst Schneider

Freifahrtschein für die Erdoğan-Diktatur

Recep Tayyip Erdoğan errichtet in der Tür-
kei eine Ein-Mann-Diktatur, und seine 

Verbündeten in der NATO geben ihm dabei 
Rückendeckung. Nach dem Angriff auf die 
wichtigste verbliebene regierungskriti-
sche Zeitung „Cumhuriyet“ bekräftigt Wa-
shington seine „Freundschaft“ mit Ankara. 
Um den Schein zu wahren, wird der Partner 
in Ankara gebeten, doch bitte die Meinungs-
freiheit zu respektieren. Ähnliches verlautet 
von der EU in Brüssel, während gleichzei-
tig sogenannte Vorbeitrittshilfen in Milli-
ardenhöhe f ließen. Auch Bundeskanzlerin 
Merkel bekundet, sie mache sich „Sorgen 
um die Pressefreiheit“ in der Türkei. Das ist 
pure Heuchelei und hält sie nicht davon ab, 
weiter Bundeswehrsoldaten nach Incirlik zu 
schicken. Die Pressefreiheit in der Türkei ist 
längst abgeschafft. Merkels Premiumpart-
ner Erdoğan hat bei seinem Putsch gegen die 
Demokratie mittlerweile mehr als 100 kri-
tische Medien geschlossen und ebenso viele 
Journalisten in Haft genommen.
Mit brutaler Gewalt geht Erdoğan gegen alle 
Andersdenkenden vor. HDP-Chef Selahat-
tin Demirtas warnt vor einem neuen „Hitler-
Faschismus“ in der Türkei. Um Platz in den 
Knästen für seine Kritiker zu schaffen, hat der 

Despot mehr als 30 000 verurteilte Straftä-
ter vorzeitig aus der Haft entlassen, darunter 
selbst Mörder. Merkels Premiumpartner führt 
Krieg gegen die Kurden, in der Türkei wie im 
Nachbarland Syrien – und die Bundeswehr 
steuert mit ihren „Tornado“-Aufklärungsda-
ten wahrscheinlich auch noch die Zieldaten 
dafür bei. Mit dem geplanten AWACS-Einsatz 
unter deutscher Beteiligung wird das perfek-
tioniert. Das ist Terrorbeihilfe aus Berlin für 
den Terrorpaten in Ankara. Zu den Waffenlie-
ferungen an islamistische Milizen in Syrien 
kommen die gezielten Angriffe auf die kur-
dischen Volksverteidigungseinheiten YPG. 
Erdoğan gibt vor, mit den USA und anderen 
NATO-Staaten den „Islamischen Staat“ zu 
bekämpfen. Tatsächlich stärkt er die Gottes- 
krieger nach Kräften. Die Bundesregierung 
weiß das ganz genau: Im Sommer hat sie 
selbst erklärt, der türkische Präsident habe 
sein Land zur „zentralen Aktionsplattform“ 
für islamistische und terroristische Organi-
sationen im Nahen Osten ausgebaut.
Mittlerweile stellt Erdoğan die Grenzen in 
der Region in Frage. Das irakische Mosul 
und das syrische Aleppo gehörten dem tür-
kischen Volk, läßt er seinen neoosmanischen 
Großmachtphantasien freien Lauf. Selbst 

EU-Mitglieder sind vor ihm nicht sicher. Auf 
Karten in Erdoğan-Medien werden die Gebiets- 
ansprüche auf die griechische Inselgruppe des 
Dodekanes und auf Bulgarien ausgeweitet.
Der Präsident in Ankara hat für seinen anti-
demokratischen Kurs einen Freifahrtschein 
von Bundeskanzlerin Merkel, von der EU und 
von der NATO. Erdoğan kann gegen die Kur-
den Krieg führen und seine Kritiker einkna-
sten, weil in Berlin, Brüssel und Washington 
zum Schein die Stirn gerunzelt wird, aber kei-
ner die rote Karte zeigt.   Sevim Dagdelen  

(Aus: „unsere zeit“, 4. 11. 2016)  

Sevim Dagdelen hat 
kürzlich im Westend-
Verlag, Frankfurt/
Main, das Buch „Der 
Fall Erdoğan“ veröf-
fentlicht. 224 S., 18 € 
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Bleibt Schweden weiter blockfrei?

Die auf Harmonie und Kompromiß bedach-
ten Schweden streiten. Schuld daran ist 

Angstmacher Rußland. In der Sicherheits-
politik gehen in Stockholm die Meinungen 
auseinander. Die Frage einer NATO-Mit-
gliedschaft des blockfreien skandinavischen 
Landes steht seit Ausbruch des Ukraineko-
nf likts wieder einmal groß auf der Tages-
ordnung. Politiker und Medien malen eine 
unsichtbare Gefahr aus, die erneut aus dem 
Osten kommt. Vom Zwischenfall im Luft-
raum scheint es nicht mehr weit bis zur 
Einverleibung des Königreichs durch eine 
fremde Macht. Da heißt es, gewappnet zu 
sein. Nach Jahren der Kürzungen in diesem 
Etat – was zur Stabilisierung seiner Finan-
zen nach der Krise Anfang der 90er Jahre 
beitrug – steigen die Militärausgaben nun 
wieder. Neue U-Boote und Kampfflugzeuge 
werden angeschafft. Die Insel Gotland soll 
durch eine eigene Garnison schwerer vom 
Iwan einzunehmen sein. Und ab 2018 wer-
den jährlich sogar wieder einige tausend 
Männer und Frauen zum Wehrdienst her-
angezogen.
Die Minderheitsregierung von Premier Ste-
fan Löfven aus Sozialdemokraten und Grü-
nen steht dennoch von seiten der bürgerlichen 
Opposition in der Kritik, welche allein den Bei-
tritt zur NATO als eine wirksame „Versiche-
rung“ gegen den rauflustigen russischen Bären 
anpreist. Doch eine solche will das Kabinett 
weiterhin nicht abschließen. Immerhin nähert 
man sich der Allianz weiter an. In deren stra-
tegische Planungen ist das Land seit Jahrzehn-
ten als Verbündeter einbezogen und mit ihr 
heute im Rahmen einer sogenannten Part-
nerschaft für den Frieden liiert. Ende Septem-
ber erklärte Stockholm zudem seinen Beitritt 
zum Stratcom-Exzellenzzentrum der NATO 
für Strategische Kommunikation, das deren 
Propagandazwecken und für psychologische 
Operationen dient. Sowohl Schweden als auch 
Finnland, wo gerade eine ähnliche Debatte 
stattfindet, könnten im Krisenfall den Bei-
stand der NATO erbitten. Mit einem Anschluß 
an den Pakt riskierten sie eine drastische Ver-
schlechterung der wirtschaftlichen und poli-
tischen Beziehungen zu Rußland und dessen 
Partnern.
Gestiegen ist nach Umfragen die Anzahl der 
schwedischen Bürger, die sich mittlerweile für 
einen Beitritt zum westlichen Militärbündnis 
aussprechen. Doch überwiegt in der Bevöl-
kerung weiter eine ablehnende Haltung. Und 
ohne eine Volksabstimmung führt in Schwe-
den kein Weg hinein in den Nordatlantikpakt. 
Daß sich zwischen Trelleborg und Kiruna 
nicht wenige gegenüber den Schlagzeilen vom 
angeblichen Kriegstreiber Putin und zu den 
Lockrufen aus Brüssel resistent zeigen, hat 
viele Gründe. Zum einen ist es ein altes, noch 
aus den Tagen des kalten Krieges wohlbekann-
tes Gespenst, welches die Rechte an die Wand 
malt. Schweden wurde auch damals damit fer-
tig, ohne sich der NATO förmlich anzuschlie-
ßen. Zum anderen schlagen sich die von dem 
Pakt nach dem Verschwinden seines Konter-
parts auf dem Balkan, im Nahen Osten und in 
Nordafrika betriebenen Kriege sowie deren 

chaotische Folgen, einschließlich der dadurch 
ausgelösten Flüchtlingsströme, in der öffentli-
chen Meinung nieder. Teil dieser Kriegsallianz 
zu werden, bedeutete zudem auch in den Augen 
vieler Schweden, ihr Land zu einem potenti-
ellen Ziel von Terroranschlägen zu machen. 
Schwer zu vermitteln ist ihnen ohnehin, daß 
die Ostausdehnung der NATO seit dem Zer-
fall der Sowjetunion nicht von Rußland selbst 
als bedrohlich gesehen werden muß. Andere 
lehnen die NATO als US-geführtes imperiali-
stisches Projekt oder aus pazifistischer Gesin-
nung grundsätzlich ab.
In der Haltung zur NATO zieht sich auch ein Riß 
durch die politischen Institutionen in Stock-
holm. Dies zeigt sich an der Debatte zu der 
Frage, welche Haltung Schweden in der UNO 
in den Verhandlungen über einen Atomwaf-
fen-Verbotsvertrag einnehmen soll. Noch vor 
Jahresende will die Generalversammlung über 
einen entsprechenden Antrag der Mitglieds-
staaten Südafrika, Brasilien, Österreich, Irland, 
Mexiko und Nigeria, welcher auf dem gelten-
den Nichtweiterverbreitungsabkommen auf-
baut, beraten. Was der Weltsicherheitsrat in 
seiner Sitzung vom 23. September 2016 zur 

„Verbreitung von Massenvernichtungswaf-
fen und ihren Trägersystemen“ einmal mehr 
bekräftigte, nämlich, daß diese „eine Bedro-
hung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit darstellt“, würde dann auch für den 
Besitz solcher Schlüssel zur Apokalypse gelten. 
Gefordert wird die „vollständige Vernichtung“ 
aller Kernwaffen. Bei den Atommächten, die 
ihre Kernwaffenarsenale derzeit aufwendig 
modernisieren und die Schwelle zum mögli-
chen Einsatz auf dem Gefechtsfeld senken – der 
Trend geht zu kleineren Sprengköpfen –, trifft 
das auf taube Ohren.
Für den verteidigungspolitischen Sprecher 
der konservativen Moderaten im schwedi-
schen Reichstag, Hans Ingmar Wallmark, 
geht es hierbei nicht nur um Symbolpoli-
tik. Er fordert ein kla-
res Nein Schwedens zur 
UN-Resolution – nur 
so lasse sich die Tür 
zur NATO offenhalten. 
Damit trifft er auch im 
Verteidigungsministe-
rium manchen Ner v. 
Hier fürchtet man eine 
Beeinträchtigung der 
engen Zusammenar-
beit mit der NATO und 
Nachteile im Geschäft 
mit Rüstungsgütern, 
sollte Stockholm der 
USA als größter Nukle-
armacht Moral predi-
gen wollen. Schwedens 
Eliten und besonders 
das Militär sind ohne-
hin mit Brüssel und 
Washington im Bunde. 
Das hat hier Tradition, 
au f dem „unsin kba-
ren Flugzeugträger“, 
als welcher das block-
freie Schweden von den 

USA nach dem zweiten Weltkrieg angesehen 
wurde. Während der sogenannten U-Boot-
Vorfälle in den 80er Jahren spielten hohe 
Militärs eine dubiose Rolle. Nach Antritt 
der Regierung Löfven 2014 kam es zu einer 
Neuauf lage. Mehrfach wurde in jüngster 
Zeit Jagd auf vermeintlich russische U-Boote 
gemacht. Es ist dasselbe Muster: Erneut wird 
eine mediale Hysterie erzeugt und so die 
öffentliche Meinung manipuliert. Das poli-
tische Spiel von Militärs und Geheimpolizei 
hinter dem Rücken der eigenen Regierung 
brachte damals die Regierung des Sozial-
demokraten Olof Palme in Bedrängnis, der 
nicht nach US-Pfeife tanzte. Von konser-
vativen Kreisen wurde der großbürgerli-
che Palme zum Verräter gestempelt. Dieser 
suchte die Blockkonfrontation zu überwin-
den und setzte sich für nuklearwaffenfreie 
Zonen ein. Damit stand er Reagans Strategie 
eines Totrüstens der Sowjetunion direkt im 
Weg. Am 28. Februar 1986 wurde Olof Palme 
ermordet. Der Täter konnte nie zweifelsfrei 
ermittelt werden.
Ganz so gefährlich lebt Schwedens Außen-
ministerin Margot Wallström wohl nicht. 
Allerdings hat sich die Löfven-Regierung 
den Einsatz für Abrüstung auf die Fahne 
geschrieben. Sollte sie sich nun nicht hinter 
die UN-Resolution für einen Kernwaffenstop 
stellen, würde das ihre Glaubwürdigkeit wei-
ter beschädigen. Schwedische Friedensorga-
nisationen und die Linkspartei verweisen in 
der Debatte auch darauf, daß ein NATO-Staat 
Schweden als Vermittler in internationalen 
Konflikten Akzeptanz einbüßen würde. Das 
friedenspolitische Palme-Erbe ist auch in Tei-
len der Sozialdemokratischen Arbeiterpar-
tei noch auffindbar. Bereits seit Gründung 
1949 gehört das nordische Land Norwegen 
zum NATO-Klub. Erstmals sollen nun auch 
dort US-Soldaten stationiert werden – nahe 
der russischen Grenze. Peter Steiniger

Graphik: Gertrud Zucker
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Ein bewegendes historisches Dokument aus Brasilien

Dilma Rousseff: „Laßt nicht nach im Kampf!“
Heute hat der Bundessenat eine Entschei-

dung ge troffen, die in die Geschichte der 
großen Ungerech tigkeiten eingeht. Die Sena-
toren, die für das „Impeachment“ stimmten, 
haben sich für eine Verfas sungsverletzung 
ausgesprochen. Sie entschieden sich dafür, 
den Regierungsauftrag einer Präsidentin 
zu unterbrechen, die kein Verbrechen der 
Verant wortlichkeit begangen hat. Sie verur-
teilten eine Un schuldige und vollzogen 
einen parlamentarischen Putsch.
Mit der Zustimmung zu meiner endgül-
tigen Entfer nung aus dem Amt haben 
– zusammen mit Politikern, die ver-
zweifelt versuchen, dem Arm der Justiz 
zu entkommen – diejenigen die Macht 
übernommen, die in den letzten vier 
Wahlen besiegt worden waren. Sie gelan-
gen nicht durch die direkte Wahl an die 
Regie rung, wie ich und Lula dies 2002, 
2006, 2010 und 2014 getan haben. Sie 
eignen sich die Macht durch einen Staats-
streich an.
Es ist dies der zweite Staatsstreich, mit 
dem ich in meinem Leben konfrontiert 
werde. Der erste, un terstützt von dem 
Schrecken der Waffen, der Re pression 
und der Folter, traf mich, als ich eine junge 
Aktivistin war. Der zweite parlamentarische 
Putsch, der heute in Form einer legalen Farce 
stattfand, ent hob mich des Amtes, in das ich 
vom Volk gewählt worden war.
Es handelt sich um eine eindeutig indirekte 
Wahl, bei der der Wille von 61 Senatoren den 
ersetzte, der in 54 000 000 Wählerstimmen 
zum Ausdruck ge bracht worden war. Es ist ein 
Betrug, gegen den wir noch bei allen mögli-
chen Instanzen vorgehen wer den.
Es überrascht, daß die größte Aktion unse-
rer Geschichte gegen die Korruption, mittels 
verab schiedeter Maßnahmen und seit 2003 
erlassener Gesetze, die von meiner Regierung 
vertieft wurde, dazu geführt hat, daß ausge-
rechnet eine Gruppe der Korruptesten, gegen 
die ermittelt wird, an die Macht kommt.
Das nationale progressive, alle umfassende 
und demokratische Projekt, für das ich stehe, 
wird von einer mächtigen konservativen und 
reaktionären Macht unterbrochen, die von 
einer parteiischen und käuf lichen Presse 
unterstützt wird. Sie haben die Institutio-
nen des Staates gekapert, um sie in den Dienst 
des radikalsten wirtschaftlichen Liberalis-
mus und des sozialen Rückschritts zu stellen.
Sie haben den ersten weiblichen Präsidenten 
in Brasilien ge stürzt, ohne daß es für diesen 
politischen Prozeß ir gendeine konstitutio-
nelle Grundlage gegeben hätte.
Aber der Putsch, der gerade stattgefunden 
hat, richtet sich nicht nur gegen mich und 
meine Partei. Das war nur der Anfang. Der 
Putsch trifft unter schiedslos jede politisch 
progressive und demokra tische Organisation.
Der Putsch ist gegen die sozialen und ge- 
werk schaftlichen Bewegungen und gegen 
jene gerichtet, die für die Rechte in all ihren 
Formen kämpfen: das Recht auf Arbeit und 
der Schutz der Arbeitsgesetze, das Recht 

auf eine gerechte Rente, das Recht auf 
Wohnung und Land, das Recht auf Bildung, 
Ge sundheit, Kultur, das Recht der Jugend, 
ihre Ge schichte selbst zu bestimmen, die 
Rechte der Schwarzen, der Indigenen, der 
Frauen, das Recht zu sprechen, ohne unter 
Druck gesetzt zu werden.
Der Putsch ist gegen das Volk und das Land. 
Der Putsch ist frauenfeindlich. Der Putsch ist 

homopho bisch. Der Putsch ist rassistisch. Er 
ist die Auferle gung einer Kultur der Intole-
ranz, der Vorurteile und der Gewalt.
Ich bitte Brasilien und die Brasilianer, mich 
anzu hören. Ich spreche zu den über 54 Millio-
nen, die mich 2014 gewählt haben. Ich spre-
che zu den 110 Millionen, die die direkte Wahl 
als Form der Präsi dentenwahl unterstützen. 
Ich spreche vor allem zu den Brasilianern, 
die unter meiner Regierungszeit der Armut 
entronnen sind, die sich den Traum eines 
Hauses erfüllen konnten, die jetzt medizi-
nisch be treut werden, zur Universität gehen 
und aufgehört haben, innerhalb des Landes 
unsichtbar zu sein, die jetzt Rechte haben, 
die ihnen bis dahin immer ver weigert wor-
den waren.
Die Fassungslosigkeit und der Schmerz, die 
uns in Momenten wie diesen überkommen, 
sind schlechte Ratgeber. Laßt nicht nach im 
Kampf!
Hört gut zu: Sie glauben, sie hätten uns 
besiegt, aber sie irren sich. Ich weiß, daß alle 
kämpfen wer den. Sie werden die standhafte-
ste, unermüdlichste, voller Energie steckende 
Opposition gegen sich haben, die eine Putsch-
regierung sich nur denken kann.
Als Präsident Lula 2003 zum ersten Mal ge-
wählt wurde, sangen wir, und als wir an die 
Regierung kamen, daß keiner Angst davor 
haben solle, glücklich zu sein. Über 13 Jahre 
lang haben wir erfolgreich ein Projekt vor-
angetrieben, das die größte soziale Inklu sion 
(Einschluß von Menschen unterschiedlicher 
Art in die Gesellschaft, d. Red.) und die höch-
ste Verminderung der Ungleich heiten in der 
Geschichte unseres Landes zur Folge hatte.
Die Geschichte endet nicht auf diese Weise. 
Ich bin sicher, daß die Unterbrechung dieses 
Prozesses durch den Staatsstreich nicht end-
gültig ist. Wir kommen zurück – um unsere 

Reise hin zu einem Bra silien fortzusetzen, wo 
das Volk souverän ist.
Ich hoffe, daß wir in der Lage sind, uns 
in Vertei digung der für alle Progressiven 
gemeinsamen Sache zu vereinen, unabhängig 
von der jeweiligen Parteizugehörigkeit oder 
politischen Position. Ich schlage vor, daß wir 
alle zusammen gegen den Rückschritt kämp-
fen, gegen die konservative Agen da, gegen die 

Auslöschung der Rechte, für die natio-
nale Souveränität und die volle Wieder-
herstellung der Demokratie.
Ich habe die Präsidentschaft verlassen, 
wie ich sie betreten habe: ohne mich auf 
irgendeine illegale Handlung eingelas-
sen zu haben, ohne irgendeine meiner 
Verpflichtungen verraten zu haben; mit 
Würde und immer noch derselben Liebe 
und Be wunderung für die braslianischen 
Männer und Frauen und demselben Wil-
len, weiterhin für Brasi lien zu kämpfen.
Ich habe meine Wahrheit gelebt. Ich habe 
das Beste gegeben, zu dem ich fähig war. 
Mich bewegte das menschliche Leiden, 
ich war ergriffen vom Kampf gegen die 
Armut und den Hunger, ich be kämpfte 
die Ungleichheit.

Ich ließ mich auf gute Kämpfe ein. Ich habe 
einige verloren, viele gewonnen und in diesem 
Augenblick fühle ich mich von Darcy Ribeiro 
inspiriert um zu sagen: Ich würde nicht gern 
an der Stelle jener sein, die sich als Sieger 
betrachten. Die Geschichte wird unerbitt-
lich mit ihnen sein.
Die Frauen Brasiliens, die mich mit Blumen und 
Zuneigung bedeckt haben, bitte ich zu glauben, 
daß man es schaffen kann. Die zukünftigen 
Generationen von Brasilianerinnen werden 
erfahren, daß, als zum ersten Mal eine Frau 
die Präsidentschaft Brasiliens übernahm, 
der „Machismo“ und die Frauenfeind lichkeit 
ihr häßlichstes Gesicht zeigten. Wir haben 
den Weg eröffnet, die Einbahnstraße, die zur 
Gleich heit der Geschlechter führt. Nichts wird 
uns dazu bringen, zurückzuweichen.
In diesem Moment werde ich euch nicht Lebe-
wohl sagen. Ich bin sicher, daß man sagen 
kann: Bis bald!
Ich möchte zum Schluß mit euch eine wun-
derschöne Inspiration des russischen Dich-
ters Maja kowski teilen:

Wir sind nicht zufrieden, natürlich nicht,
aber warum sollten wir traurig sein?
Das Meer der Geschichte ist sehr bewegt.
Die Bedrohungen und die Kriege, 
wir müssen sie überstehen.
Wir brechen sie in der Mitte durch,
wir schneiden sie durch, 
wie der Kiel das Meer durchschneidet.

Eine feste Umarmung an alle Brasilianer, die 
mit mir den Glauben an die Demokratie und 
den Traum von Gerechtigkeit teilen.
Donnerstag, den 1. September 

 (Aus „Granma“, Oktober 2016)

Dilma Rousseff bei ihrer Rede vor dem Senat
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Als die Nazipolizei aus mir  
einen Antifaschisten machte

Es war an einem März-Abend im Jahre 1934, 
als ein Überfallkommando der Nazipolizei 

(Schupo) unsere naßkalte Kellerwohnung in 
der Stallschreiberstraße 55 im Bezirk Kreuz-
berg stürmte. Dieses Haus gibt es im Original 
nicht mehr. Es wurde durch englische Flieger-
bomben Anfang der vierziger Jahre in Schutt 
und Asche gelegt. Der feige Luftkrieg Hitlers 
und Görings gegen die britische Zivilbevölke-
rung schlug auf die Deutschen zurück.
Kellerwohnungen dieser Art waren feuchte, 
muffige Löcher, manche hatten über eine 
schmale umgitterte Treppe Eingänge von der 
Straße aus. Heute bekommt man so etwas 
noch in alten Filmen zu sehen. Wie romantisch, 
sagen Leute, die da „nich vorn Sechser“ hätten 
drin leben mögen. Vielleicht war dieses Loch 
noch ein paar Mark billiger gewesen als das 
vorherige, nur das kann der Grund gewesen 
sein, daß sich die Familie dafür entschied, denn 
wer tauscht schon grundlos Dreck gegen Dreck 
ein? Der Aufenthalt in dieser „Wohnung“ war 
jedoch nur von kurzer Dauer. Und das hatte 
was mit meinem Vater Fritz Wilhelm H. und 
diesem Hitler zu tun, der sechs Wochen nach 
meiner Geburt, am 30. Januar 1933, „die Macht 
übernahm“. Fritze H. war einer von denen, die 
etwas dagegen hatten, daß der Hitler den näch-
sten Weltbrand vorbereiten wollte. Nun hatte 
dieser wiederum was dagegen, daß der Hesse 
etwas gegen ihn hatte, und ließ den und sei-
nesgleichen kurzerhand ins Zuchthaus wer-
fen. Und das kam so: 
Wie viele andere deutsche Arbeiter war auch 
unser Vater einer der Millionen Arbeitslosen 
und lebte von den paar Mark „Stütze“, die es 
gab (80 Reichsmark im Monat mit Frau und 
zwei Kindern). Hier und da mal eine Gelegen-
heitsarbeit reichte für den Familienunter-
halt hinten und vorne nicht. Und da dachten 
er und seine ältere Schwester Liesbeth, man 
müsse etwas tun! Sie hatte dem Vater emp-
fohlen: „Geh zu den Kommunisten, die wollen 
diese ungerechten Zustände in Deutschland 
wirklich ändern!“ Andere, bis dahin anstän-
dige Menschen, gingen dem „Führer“ mit sei-
nem National-„Sozialismus“ auf den Leim, 
schrien frenetisch „Heil Hitler!“ und hatten 
Jahre später, wie das ganze deutsche Volk 

und die Völker Europas, eine furchtbare Zeche 
zu zahlen. Fritze H. stellte, gegen den Willen 
der Mutter, den Keller-Wohnraum einer anti-
faschistischen Widerstandsgruppe zur Ver-
fügung. Die hielt hier illegale Beratungen ab, 
arbeitete redaktionell an der Herstellung der 

„Roten Fahne“ für den KPD-Unterbezirk Neu-
kölln und vervielfältigte Flugblätter mit einer 
kleinen Hand-Druckpresse. Die Mutter hatte 
fürchterliche Angst, vor allem um ihre Kinder; 
waren doch die brutalen Verfolgungen Anders-
Denkender und vor allem -Handelnder durch 
die Nazis und ihren inzwischen „gleichgeschal-
teten“ Staatsapparat, bekannt. Es kam zu Strei-
tigkeiten zwischen den Eltern und zum Verrat 
der Gruppe an die Nazis. Wie und durch wen, 
wird man leider nie erfahren. 
Eines Abends, die Genossen waren gerade 
dabei, die „Rote Fahne“ herzustellen, drang die 
Nazipolizei in die Wohnung ein und verhaftete 
sie, einschließlich des Vaters. Irgendwer hatte 
mir noch die bis dahin gefertigten Exemplare 
der „Roten Fahne“ unter meine Matratze im 
Kinderwagen geschoben. Ein Kinderbettchen, 
für das kein Geld und kein Platz da war, gab 
es nicht. Durch den Lärm, der mit der ganzen 
Aktion verbunden war, fing ich an zu schreien 
und machte in die Windeln. Das Geschrei 
und sicher auch der nicht angenehme Geruch 
hielt die Polizisten offenbar von der Durchsu-
chung meines Domizils ab, ich rettete mit mei-
nem Kinderpopo die „Rote Fahne“ und hatte 
zugleich meine erste direkte Berührung mit 
der roten Presse, wie ich sie noch oft und vor 
allem im Berufsleben haben sollte.
Der Vater kam mit seinen Genossen vor ein 
Gericht und wurde von deutschen Rich-
tern wegen „Beteiligung am Hochverrat“ 
angeklagt. Mich, den fünfzehn Monate jun-
gen Antifaschisten, hatten sie damals nicht 
erwischt. Dennoch war das Strafmaß für 
uns Kinder hoch, denn die Zeit des Faschis-
mus war kein Zuckerschlecken! Mein einein-
halb Jahre älterer Bruder und ich wurden in 
Lagern des „Jungvolks“ und in der Schule zu 
Hitler-Verehrern erzogen. Die Eltern hatten 
sich getrennt und hätten dagegen auch gar 
nichts tun können.
Dann kamen die Soldaten der Roten Armee, 
die uns von den Nazi-Flausen befreiten, 
indem sie mit ihren zerfetzten Kampfuni-
formen in unseren letzten Evakuierungs-
ort Lommatzsch (Sachsen) einmarschierten, 
am Markt mit ihren Panzern und Panjewa-
gen biwakierten und uns Kinder von ihrem 
kärglichen Brot und Trockenfisch abgaben, 
Akkordeon spielten und tanzten, bis unsere 
Mutter uns von den „bösen Soldaten“ weg-
holte. Über Nacht zogen sie weiter in den 
Krieg – nach Berlin. Dann kam die SS und 
veranstaltete ein blutiges Massaker. Wir 
waren Augenzeugen, so etwas vergißt man 
sein Leben lang nicht. Eines gehört aber hier-
her: Die Begegnung mit „diesen Russen“ war 
der Beginn unsere kindlichen Freundschaft 
zu ihnen, die bis heute lebendig ist in mir und 
als deutsch-sowjetische Freundschaft unser 

ganzes Land erfaßte. Mit der Zuchthausstrafe 
war die Sache für den Vater nicht zu Ende. 
Die Verfolgung hörte nicht auf, bis die Wehr-
macht die bisher „wehrunwürdigen“ Zucht-
häusler ebenfalls für den „Endsieg“ benötigte 
und Vater 1942 zunächst in ein Strafbatail-
lon eingezogen wurde, wo er an der Ostfront 
sofort einen Bauchschuß erhielt, den man 
bekanntlich selten überlebt. 
Inzwischen weiß die Welt, daß diejenigen, 
die von Anfang an unter Einsatz ihres Lebens 
mutig gegen die Faschisten gekämpft hat-
ten, keine Verbrecher und schon gar keine 
Hochverräter waren; egal, welche politische 
Anschauung sie hatten. Im Gegenteil, anti-
faschistische Christen, Sozialdemokraten 
und andere hatten damals genauso selbst-
los gegen diese Barbaren ihr Leben einge-
setzt wie die Kommunisten.
In der Bundesrepublik Deutschland hat es 
meines Wissens bis heute keine generelle 
Aufhebung der nazistischen Unrechtsurteile, 
geschweige denn eine Entschädigung dieser 
Opfer oder ihrer Familien, gegeben. Statt 
dessen gab es große Gesten der Vergebung 
gegenüber Nazi-Generälen, Nazi-Juristen u. a., 
auch Entschädigungen. So erhalten z. B. noch 
lebende ehemalige Angehörige baltischer SS-
Verbände von der Bundesrepublik Deutsch-
land anteilige Rentenbeträge. Dafür aber wird 
von unbefugten Historikern an der einseiti-
gen Geschichts„aufarbeitung“ der DDR geba-
stelt, und zwar so, daß Enkel ihre Großeltern 
fragen: „Sag mal Opa, war denn die DDR wirk-
lich so ein Unrechtsstaat, wart ihr denn alle 
‚Schtasi?‘ “ Heute wird von staatlicher Seite 
alles versucht, vor allem der jüngeren Gene-
ration ein falsches, verlogenes Geschichtsbild 
zu vermitteln. Genauso, wie sie es mit uns, der 
Kriegs- und Nachkriegsgeneration, machten. 
Nur hat das bei uns nicht funktioniert, weil es 
noch eine Menge am Leben Gebliebener gab, 
die uns die Augen über die ebenso verlogene 
Geschichtsvermittlung durch die Nazis öff-
nen konnten. Klaus J. Hesse, Berlin

Am 5. November beging der namhafte 
Historiker und Faschismusforscher 

Dr. Kurt Gossweiler 
aus Berlin seinen 99. Geburtstag.
Als antifaschistischer Widerstands-
kämpfer, unermüdlicher Verfechter der 
Sache der Arbeiterklasse, streitbarer 
Marxist-Leninist und profilierter Wissen-
schaftler hat er sich bleibende Verdien-
ste bei der Verbreitung und Verteidigung 
unserer Weltanschauung erworben.
Von Herzen kommende nachträgliche 
Grüße und Wünsche gelten einem 
Genossen, der dem „RotFuchs“ von 
Beginn an verbunden war.
Alles Gute, lieber Kurt!

Frieden  
der Welt !

Sowjetisches  
Plakat  
(80er Jahre)
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Über die unterschiedliche „Bewältigung“  
des Faschismus in Ost und West

Der im Oktoberheft veröffentlichte Beitrag 
von Hermann Kant „Wie mir der Antifa-

schismus aufgezwungen wurde“, geschrie-
ben schon 1993, hat auch heute, mehr als 20 
Jahre danach, nichts von seiner Aktualität 
und Bedeutung verloren. Wir sind gegen-
wärtig Zeuge, wie 70 Jahre nach dem Sturz 
des Faschismus in Deutschland so nach und 
nach, etwas verschämt und bestimmt lieber 
verschwiegen, die Fakten der „Entnazifizie-
rung“ in der Bundesrepublik aufgearbeitet 
werden. Vor wenigen Jahren erschien das 
Buch über Nazis im Auswärtigen Amt der 
BRD, jetzt die Dokumentation zu Faschi-
sten im Bundesjustizministerium. Sogar am 
„Braunbuch“, in den 60er Jahren in der DDR 
veröffentlicht, das Hunderte von Kriegs- 
und Naziverbrechern nannte, die in der 
Bundesrepublik und in Westberlin wieder 
in Ämter kamen, kommt man nicht vorbei.
Es wird zugegeben: Ja, es gab sie bis in den 
Spitzen der Ministerien, ganze Abteilun-
gen waren mit ihnen besetzt, selbst nach-
gewiesene Verbrechen, gefällte Todesurteile 
wurden nicht verfolgt, wurden kleinge-
redet oder verschwiegen. Ja, man hat sie 
gebraucht, ihre Gesinnung, ihren Anti-
kommunismus, ihre Ost-Erfahrung, ihre 
Bereitschaft, sich im kalten Krieg nützlich 
zu erweisen.  Das Echo in den Medien zu 
dieser so späten Aufarbeitung hält sich in 

Grenzen. Ein paar kurze Meldungen, eine 
Diskussion bei „phoenix“ ... Aber auch da 
wird eine Frage nicht gestellt: Wie ist die 
BRD – der andere deutsche Staat – mit die-
ser Vergangenheit umgegangen? Warum 
kamen dort Justiz, Bildungswesen, Kultur, 
Armee oder auch die Diplomatie sowie der 
ganze Staat nicht ohne diese Leute aus? Eine 
weitere Frage wird bewußt vermieden: Wel-
chen Einfluß hatten diese angeblich „entna-
zifizierten“ Nazis auf die Gesellschaft, den 
Staat, die junge Generation? Welche Leitbil-
der wurden weitergetragen, welche Legen-
den entwickelt?
Hermann Kant zeigt in seinem überzeu-
genden und unter die Haut gehenden Bei-
trag, welche Bedeutung die Antifaschisten 
hatten, die im Osten darangingen, einen 
Staat aufzubauen, in dem solche Verbre-
chen nie wieder möglich sein würden. Er 
nennt die Namen, die Vorbilder für die Gene-
ration wurden, welche diesen Staat vierzig 
Jahre führte. Er nennt jene, die aus dem 
Exil zurückkamen, die KZs und Zuchthäu-
ser überlebten, die in der Roten Armee, bei 
Titos Partisanen oder in der Resistance am 
Kampf gegen den Faschismus teilgenommen 
hatten. 
Ich selbst habe im außenpolitischen Dienst 
diese Menschen erlebt, die ihr Wissen, ihre 
Lebenserfahrung und ihre Vision eines 

anderen Deutschland umsetzten und sie 
der jungen Generation weitergaben. Ich 
erinnere mich an Johannes König, Stefan 
Heymann, Rudi Jahn, Rudolf Helmer, Fritz 
Große, Georg Handke, welche die KZs in 
Auschwitz, Buchenwald, Dachau, Mauthau-
sen und das Zuchthaus Waldheim überleb-
ten, an Rudolf Dölling, Horst Brie, Rudolf 
Appelt, Bernhard Koenen, Änne Kunder-
mann und Herbert Fischer, die aus der Emi-
gration aus Moskau, Peking, Mexiko, der 
Schweiz, Schweden und Indien zurückge-
kehrt waren. Ehemalige Spanienkämpfer 
wie Fritz Johne, Eduard Claudius, Gerhard 
Henke, Karl Kormes, Karl Mewis, Georg 
Stibi, Walter Vesper waren dabei, wie auch 
Ernst Scholz, der in der Resistance kämpfte, 
und Stefan Doernberg aus der Roten Armee. 
Nicht zu vergessen Sepp Schwab, Otto Win-
zer oder Klaus Gysi, die sich schon vor der 
„Machtergreifung“ der Nazis mit diesen 
auseinandersetzten. Sie alle wurden Bot-
schafter oder vertraten die DDR auf inter-
nationalem Parkett. „Nie wieder Krieg!“ und 
neues Vertrauen in ein anderes Deutsch-
land, das gaben sie weiter. Das Beispiel 
ihres Kampfes wurde zum Credo einer gan-
zen Generation junger Diplomaten. Das war 
der in der DDR „verordnete“ oder, wie Kant 
sagt, der „aufgezwungene“ Antifaschismus.

Franz Tallowitz, Saterland

Zuschrift an die Lokalpresse zur 
Friedensdemonstration am 8. Oktober

Zur Demo „Die Waffen nieder!“ hatten 
zahlreiche Friedensinit iat iven, Par-

teien, Gruppen und Vereine aus der gan-
zen Republik f ür den 8. Ok tober nach 
Berlin gerufen, und das war ein hoffnungs-
volles Event in bedrohlichen Zeiten. Den 
generellen Forderungen nach weltweiter 
Abrüstung, nach zivilen Konf liktlösungen 
und nach einem ausgleichenden System 
gemeinsamer Sicherheit schlossen sich 
offenbar alle Zusammengeströmten an – 
gleich, welchen Parteien und Glaubens-
richtungen sie zuzuordnen waren, ob sie 
vom Norden oder aus dem Süden, von den 
Friedensforen Nürnberg und Lübeck, von 
pax christi aus Dortmund oder vom Deut-
schen Freidenkerverband aus Ostthürin-
gen angereist waren, die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes vertraten oder 
der Berliner Friedensglockengesellschaft 
angehörten, ob sie die Sozialistische Deut-
sche Arbeiterjugend repräsentierten oder 
das Aktionsbündnis Großmütter gegen den 
Krieg. 
Schon die Anzahl und die Vielfalt der Erst-
unterstützer und Gruppenunterzeichner 
machten Mut und gaben trotz inhaltlicher 

Kontroversen Hoffnung. Und selten haben 
wir einen Aufruf gelesen, der so einleuch-
tend, so vernünftig und so verständlich 
formuliert war wie das Dokument, das in 
Anlehnung an die eindringliche Mahnung 
der Pazifistin Bertha von Suttner „Die Waf-
fen nieder!“ zu Kooperation statt Konfron-
tation und zu Abrüstung statt Sozialabbau 
aufforderte. Es war uns eine Genugtuung, 
zu den schätzungsweise 8000 (die offizi-
el len Zahlenangaben schwank ten, wie 
üblich, um mehrere 1000) alten und jun-
gen Teilnehmern zu gehören, die nach dem 
Meeting am Alexanderplatz in fröhlicher 
Stimmung durch die herbstliche Berliner 
Mitte demonstrierten und ihre Forderun-
gen und Hoffnungen in Wort und Schrift 
artikulierten.
Und was uns bei dem Treffen außerdem und 
besonders auffiel: Die Leute unterschiedlich-
sten Alters und unterschiedlichster Couleur 
sprachen miteinander in althergebrachter 
Weise, also von Mund zu Mund, und sie sahen 
sich dabei sogar in die Augen, und das ging 
erstaunlicherweise ohne Handys, Smart-
phones, Apps oder schiefertafelähnliche 
Instrumentarien, die die in Berlin ohnehin 

schmalen Straßen noch zusätzlich einge-
engt hätten. 
Wir gingen davon aus, daß das Ereignis, des-
sen Inhalten sich jeder halbwegs vernünf-
tige Mensch nur anschließen konnte, auch 
in den Medien einen gebührenden Nieder-
schlag finden würde, sahen uns jedoch in die-
ser Erwartung in den beiden Tagen danach 
bitter enttäuscht. In einigen Redaktionen 
hatte sich die Veranstaltung offensichtlich 
noch nicht herumgesprochen, und in ande-
ren, die dürftig und unter „ferner liefen“ dar-
über berichteten, wurde die Demonstration 
heruntergespielt. Andere Nachrichten, so die 
über die Ehekrise des Traumpaares Brange-
lina oder über das erste graue Haar im natür-
lichen Schopf von Heidi Klum, schienen für 
die Tagesberichterstattung von größerer 
Bedeutung zu sein.
Sollten die Zeitungen besser zu Demonstratio-
nen zur Erhaltung des Ehefriedens von Pro-
mis oder zu Spenden für die Haarfärbung von 
Stars aufrufen, um danach großspaltig und 
unfrisiert über diese Ereignisse berichten zu 
können? 

Wolfgang Helfritsch
(Aus „Ossietzky“, 21/2016)
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Zeugnisse österreichischer Antifaschisten aus der Haft

„Mein Kopf wird euch auch nicht retten“
Noch zu Beginn der 70er Jahren wurde 

jene Geschichtsdarstellung über die 
„Opfer verlorener Zeiten“ mit staatlichen 
Subventionen vorangetrieben, die bei den 
edierten Justizdokumenten die Namen der 
Nazijuristen ebenso verschwinden ließ wie 
die in jedem Urteil auf die Mitwirkung der 
NS-Richter und NS-Staatsanwälte an der 
Hauptverhandlung und am Schuldspruch 
hinweisenden Namen. Über die Vielzahl der 
nach 1945 im Justizbereich verbliebenen 
Täter hat der Wiener Widerstandskämpfer, 
Kommunist und Jurist der Arbeiterklasse 
Eduard Rabofsky viele, aber offiziell nicht 
zur Kenntnis genommene Arbeiten ver-
öffentlicht. Das 1963 vom Kommunisten 
Herbert Steiner gegründete Dokumenta-
tionsarchiv des österreichischen Wider-
standes (DÖW) war bemüht, den von der 
„Moskauer Dek larat ion“ der Alliierten 
(Großbritannien, USA und Sowjetunion) 
vom 30. Oktober 1943 geforderten Beitrag 
zur Befreiung des Landes zu dokumentie-
ren.
Der ös ter reichische Nat iona l feier t ag  
(26. Oktober) erhielt in diesem Jahr durch 
die vom Präsidenten des Landesgerichts 
für Strafsachen Wien, Friedrich Forsthu-
ber, ermöglichte Vorstellung des von Lisl 
Rizy und Willi Weinert gemeinsam her-
ausgegeben Werkes „Mein Kopf wird euch 
auch nicht retten“ eine bis dahin so noch 
nicht begehbar gewesene ebenso historisch 
exakte wie emotionale Brücke zur Vergan-
genheit. Es ist Forsthubers Verdienst, mit 
einer solchen Veranstaltung das Verhält-
nis der Justiz zum Menschlichen hinterfra-
gen zu lassen. In jahrelanger mühevoller 
und viel Empathie erforderlichen Arbeit 
haben die beiden Autoren ohne jede finan-
zielle oder organisatorische Unterstützung 
Korrespondenzen von ermordeten öster-
reichischen Widerstandskämpferinnen 
und Widerstandskämpfern aus der Haft 
mit dazugehörigen Behördendokumenten, 
die in ihrer Nacktheit die Unmenschlich-
keit des Systems widerspiegeln, gesammelt. 
Biographien mit Fotos der Verurteilten und 
von Angehörigen ermöglichen einen augen-
scheinlichen Kontext. Die vier Bände las-
sen sich nicht lesen – sie sind vielmehr 
eine Fundgrube, sie sind ein würdiger 
Kranz zum Gedenken an österreichische 
Opfer des nationalen und internationalen 
Kampfes um die revolutionäre Umkehrung 
der Geschichte. Nicht zuletzt gibt das Werk 
Anstoß zum Nachdenken über die Frage, 
welche Bedeutung ihre Ziele heute noch 
haben. 
Der am 26. Februar 1943 im Landesgericht 
geköpf te Wiener Straßenbahner Franz 
Mager schreibt aus der Todeszelle: „Trotz-
dem der Schein gegenwärtig gegen mich 
spricht, habe ich die Gewißheit, daß ich 
nicht für ewig als ein Verbrecher betrach-
tet werde und mein tragischer Tod als 
Schande für Euch angesehen wird. Ich habe 
kein Verbrechen gegen den Staat begangen. 

Ich bin auch kein Held oder Märtyrer, son-
dern ganz einfach, was ich immer war, ein 
einfacher, ganz einfacher Mensch, der ster-
ben muß, weil er in diese Zeit nicht paßt. 
Ich bin ein Opfer der schrecklichen Zeit, 
wie so viele, viele Tausende vor und nach 
mir. Ich muß sterben, weil mir Solidari-
tät in Fleisch und Blut übergegangen ist, 
weil mir die Rücksicht auf meine Mitmen-
schen, meine Berufskollegen höher stand 
als meine eigene Rettung. Ich bin aus einer 
Zeit gekommen, in der die Solidarität etwas 
gegolten hat, Ehrensache jedes anständigen 
Arbeiters war und als die erste und wich-
tigste Voraussetzung des gemeinsamen 
Kampfes und Sieges für eine bessere, glück-
liche Weltordnung war. Ich hoffe, daß diese 
Solidarität, Nächstenliebe, Kameradschaft 
oder wie immer man das eine, beste Gefühl 
nennen mag, daß es Euch zugute kommen 
wird und ihr eingebettet in den Schoß der 
Familie und der größeren Gemeinschaft 
Euer Fortkommen finden werdet.“
Für die am 17. Mai 1943 im Wiener Landes-
gericht geköpfte 33jährige kommunistische 
Schneiderin Hedwig Urach ist in der Todes-
zelle der marxistische Humanismus Trost. 
Ihr Blick ist von der Hoffnung auf eine neue 
Welt mit neuen Menschen getragen, wenn 
sie am 9. Mai 1932 an ihre Lieben schreibt: 
„… daß ich trotz aller menschlichen Enttäu-
schungen, die mir sogar in der Todeszelle 
nicht erspart geblieben sind, doch zu die-
sem Glauben an die Schönheit und Freude 
mich bekenne, als das Herrlichste einer 
kommenden Generation.“
Auch der aus Tirol stammende römisch-
katholische Priester, Religionslehrer und 
Marianist Jakob Gapp wurde ein Opfer der 
Faschisten. 1939 aus dem besetzten Öster-
reich in das römisch-katholische Spanien 
gef lüchtet, wurde er im November 1942 
von dort an den deutschen Sicherheits-
dienst ausgeliefert. Gapp gab keine Tat zu, 
aber er bekannte sich – obwohl er wußte, 
welchen Preis er dafür würde zahlen müs-
sen – zu seiner gegen den Krieg und den 
Faschismus gerichteten Überzeugung. Das 
genügte dem Volksgerichtshof zu seiner 
Verurteilung  als Gesinnungstäter: „Wer 
so die Stimme des Blutes in sich verrät, 
wer alles daransetzt, Deutschland seine 
Freunde zu entfremden und Deutschlands 
Feinden zu helfen, weil ihr Sieg für unser 
Volk weniger schlimm sei als unser Sieg – 
ein solcher Deutscher hat für immer, für 
unser Geschlecht und die Reihe der deut-
schen Geschlechter nach uns, seine Ehre 
verwirk t; und er muß deshalb als ver-
räterischer Helfer unserer Kriegsfeinde  
(§ 91b StGB) mit dem Tode bestraft wer-
den.“ Ohne jedes Beweisverfahren und 
ohne Zeugen wurde Gapp vom Volksge-
richt shof zum Tode verur teilt und am  
13. August 1943 in Berlin Plötzensee hin-
gerichtet. Aus der Todeszelle schreibt Gapp 
am Tag seiner Hinrichtung dem Superior 
der Gesellschaft Mariae: „.. . ich erneuere 

meine Gelübde und opfere mich durch die 
Hände der lieben Himmelsmutter dem lie-
ben Gott auf. […] Grüßen Sie alle Mitbrüder; 
ich werde die grüßen, die ,drüben‘ sind. 
Alles geht vorüber, nur der Himmel nicht.“
„Non omnis moriar“ – Ich werde nicht 
vollends sterben! In Hörweite des Fall-
beils nehmen der Straßenbahner Franz 
Mager und die Schneiderin Hedwig Urach 
in erg reifender Weise ihren persönli-
chen Tod nicht als Ende ihrer Biographie 
an. Sie denken ohne jede Resignation als 
historische Materialisten über den Tod 
hinaus, weil sie von der Hoffnung getra-
gen sind, daß ihr Kampf um eine mensch-
liche Gesellschaft, die sie aber nicht mehr 
erleben werden, fortgeführt wird. Dieses 
materialistisch revolutionäre Todesver-
ständnis hat Jakob Gapp nicht, aber er hat, 
indem er die Nachfolge von Jesus konkret 
lebt, seinem Leben einen revolutionären 
Inhalt gegeben. In vielen Dokumenten die-
ses fundamentalen Werkes von Rizy und 
Weinert wird offenkundig, wie Menschen 
verschiedener Weltanschauung nicht von-
einander getrennt sind, wenn sie in ihrem 
Handeln tatsächlich von solidarischer Mit-
menschlichkeit geleitet werden. Möge ihre 
Parteinahme Vorbild in unserer barbari-
schen Welt sein!

Prof. Dr. Gerhard Oberkofler 

Lisl Rizy/Willi Weinert (Hg.): Mein Kopf wird 
euch auch nicht retten. Korrespondenzen öster-
reichischer Widerstandskämpfer und Wider-
standskämpferinnen aus der Haft. 4 Bände; 
2225 Seiten, ca. 1100 Fotos und Abbildungen 
(großteils farbig). Stern-Verlag, Wien 2016,  
78 €. ISBN: Bd. 1-4 978-3-9502478-4-8 

Marie Fischer an ihre Tochter Erika,  
2. August 1942:
Ich habe viel Zeit zum Denken und philoso-
phiere mir so Verschiedenes vor. Ich denke 
nie an mich und meine Lage, ich denke 
immer nur im Gesamten. Es wäre so schön, 
wenn wieder Frieden wäre und wenn alle 
Menschen gut zueinander wären. Wenn wir 
wieder Menschen wären. Aber ich gebe die 
Hoffnung nicht auf. Auch Du mußt tapfer 
durchhalten. Bei allem Leid, was noch über 
uns kommen mag, liebe Erika, denke nie an 
dein Leid, denke immer nur an das Leid aller. 
Nur dann kannst Du tapfer durchhalten und 
dabei ein guter Mensch werden. […] Mir hat 
der Ermittlungsrichter gesagt, ich soll meine 
mütterlichen Gefühle unterdrücken. Ich 
weiß nicht, meiner Meinung nach geht dies 
überhaupt nicht, und bin überzeugt, wenn 
andere in solche Situation kommen, daß sie 
auch nicht ihre Eltern- und Gattengefühle 
unterdrücken können. Oder bin ich zu sehr 
Mensch? 
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Kritische Anmerkungen zu einem Lexikon

Spanienfreiwillige aus Baden
Die Veröffentlichung von „Sie werden nicht 

durchkommen“ (Bd. 1), herausgegeben 
von Werner Abel und Enrico Hilbert, hätte eine 
Lücke in der Erforschung des antifaschistischen 
Widerstands und des Internationalismus in der 
Zeit der Nazi-Barbarei schließen können. Die 
Fortschreibung bzw. Ergänzung der bisheri-
gen Forschungen von Gottfried Hamacher u. a. 
und vom Verband DRAFD über Spanienfreiwil-
lige aus Nazi-Deutschland war geboten, erfüllt 
jedoch nicht die wissenschaftlichen Standards, 
die u. a. nach den biographischen Lexika von 
Huber/Hug (2009) und Landauer (2003) bzw. 
des Spanienarchivs des DÖW (Dokumentati-
onsarchiv des Österreichischen Widerstandes) 
über die Schweizer bzw. österreichischen Spa-
nienfreiwilligen zu erwarten sind. Zudem lei-
det die Veröffentlichung unter einer Reihe von 
Schwächen. Wir beschränken unsere Anmer-
kungen auf die Kurzbiographien von Spanien-
freiwilligen aus Baden, deren Lebenswege wir 
größtenteils erforscht haben.
Leider sind die Daten in den von Abel und Hil-
bert vorgelegten Kurzbiographien nicht nach-
vollziehbar, da keine Quellen genannt sind. 
Aufgrund unserer Recherchen bezüglich der 
Spanienfreiwilligen aus unserer Region  müs-
sen wir feststellen, daß wesentliche Quellen 
nicht erschlossen wurden: Für fast die Hälfte 
der von uns dokumentierten über 80 Spanien-
freiwilligen liegen Wiedergutmachungsakten 
im Staatsarchiv Freiburg bzw. im Generallan-
desarchiv Karlsruhe, aus ihnen ergibt sich u. a., 
daß Anton Mattes eben nicht in Spanien war. 
Weitere Akten sind bei den Stadtarchiven Frei-
burg und Karlsruhe aufbewahrt; bei Fritz Salm 
und Matthias/Weber wären wesentliche Anga-
ben für die über 30 Spanienfreiwilligen aus dem 
Großraum Mannheim/Heidelberg zu finden 
gewesen. Im „Heimatgeschichtlichen Wegwei-
ser“ des Studienkreises Deutscher Widerstand 
sind etliche – leider hier fehlende – Einzelanga-
ben enthalten, obwohl der Studienkreis in der 
summarischen Quellenangabe aufgeführt ist. 
Ebenso fehlen die in Henri Büttner über Frei-
burg und bei Armin Bannwarth über Südba-
den Genannten. Die von Huber dokumentierten 
Spanienfreiwilligen aus der Schweiz, die aus 
Baden stammen, fehlen größtenteils. Daß diese 
Veröffentlichungen nicht ausgewertet wurden, 
erklärt, daß zehn der Spanienfreiwilligen aus 
Baden in der jetzt vorliegenden Liste nicht 
enthalten sind. Bei den über die von uns doku-
mentierten Spanienkämpferinnen und Spanien-
kämpfer hinaus aufgeführten acht Namen mit 
Bezug zu Baden fehlen Quellenangaben. 
Bei fast allen Genannten fehlt ihre Beteili-
gung am Abwehrkampf, obwohl Angaben 
leicht erreichbar sind: Für viele Spanienfrei-
willige ist nachweisbar, was sie in verschiede-
nen Zusammenhängen gegen die NSDAP und 
zum Schutz der Republik getan haben, sei es in 
der KPD, in der SAP, in der SPD, im Reichsban-
ner Schwarz-Rot-Gold, in der Eisernen Front … 
Gleiches gilt für die Jahre bis 1936 in den illega-
len Strukturen der genannten Parteien durch 
Weitergabe von Antinazi-Schriften, nächtliches 
Kleben oder Malen von Parolen, Grenzarbeit 

Richtung Frankreich und Schweiz zum Mate-
rialtransport und zur Rettung Gefährdeter aus 
dem „Reich“… Daß Interbrigadisten aus Baden 
bzw. Angaben über sie fehlen, die vor 1933 im 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, in der Eiser-
nen Front, der SPD bzw. der SAP aktiv waren, 
mag in der Nichtbeachtung verschiedener Quel-
len begründet sein.  
Bis 1936 waren von den über 80 uns bekann-
ten Spanienfreiwilligen aus Baden 13 wegen 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ eingesperrt,  
17 saßen ohne Anklage oder Urteil in „Schutz-
haft“ in den schnell eingerichteten frühen Kon-
zentrationslagern Kislau, Ankenbuck oder 
Heuberg. Über 30 Spanienfreiwillige hatten 

zwischen 1933 und 1936 ihre Heimat wegen 
drohender Verfolgung verlassen müssen. Ohne 
diese „Vorgeschichten“ ist nicht nachvollzieh-
bar, warum Menschen sich entschlossen, 1936 
nach Spanien zu gehen.
Zwar sollen die Kurzbiographien „persönliche 
Elemente“ und die „berufliche Entwicklung 
vor und nach Spanien“ enthalten, also sich auf 
„individuelle Menschen“ konzentrieren – so die 
Ankündigung, leider bleiben aber die meisten 
Einträge blutleer; die Daten sind dürr. Es fehlen, 
obwohl vorhanden oder leicht erreichbar, Anga-
ben zu den Lebensorten, zum Familienstand, zu 
Ehefrauen bzw. -männern, zu Kindern, zu den 
Berufen vor Spanien und den Tätigkeiten nach 
der Befreiung 1945. 
Bei den Spanienfreiwilligen, die aus jüdischen 
Familien stammten, fehlt eben diese Angabe: 
Nur bei Carl Einstein ist sie vermerkt, bei Edgar 
Ginsberger, Hermann Hertz – sein Name fehlt 
–, bei Edgar und Gretel Linick ist „jüdisch“ 
entfallen, auch bei Kurt-Hans Steiner, obwohl 
bekannt bzw. erforschbar: Statt deutlich zu 
machen, daß Juden bzw. Menschen mit jüdi-
schem Familienhintergrund gegen die Nazis 
– auch mit der Waffe in der Hand – gekämpft 
haben, bleibt diese Seite des auf lokaler und 
regionaler Ebene nur ansatzweise erforsch-
ten jüdischen Abwehrkampfes ausgeblendet.
Bei den Angaben zu den Lebenswegen zwi-
schen 1939 und 1945 klaffen Lücken: Bei etli-
chen fehlen die Internierungen in Lagern wie 
Gurs, im Straflager Le Vernet und/oder die Ver-
schleppung in Gefängnisse und Konzentrati-
onslager im „Reich“ ganz so, als ob sie 1939 
Spanien verlassen und sich 1945 einfach wie-
der zu Hause eingefunden hätten – obwohl die 
Fehlstellen leicht zu füllen gewesen wären: 
Etliche Biographien brechen einfach ab: Josef 

Arzner, Richard Durban, Alfred Kirchner, Fritz 
Koch, Ludwig/Louis Schneider, Eugen Seidt …, 
obwohl weitere Angaben vorhanden sind. Bei 
Spanienfreiwilligen, die nach der Flucht in die 
Schweiz dort als „unerwünschte Ausländer“ 
in Lagern wie Bassecourt oder Möhlin inter-
niert wurden, sucht man diese Angabe vergeb-
lich – obwohl die entsprechenden Unterlagen 
vorliegen. 
Aus unzureichender Recherche rührt die 
Angabe, Margarete/Gretel Linick sei die Ehe-
frau von Edgar Linick gewesen. Ein Blick in die 
Wiedergutmachungsakte ihres Vaters David 
hätte genügt um festzustellen, daß Edgar und 
Gretel Geschwister waren. Schlimmer noch: 

Bei Gretel Linick fehlen die Internierungen 
in den Lagern Gurs und Rivesaltes und ihre 
Deportation über das Transit-Lager Drancy am 
16. 9. 1942 ins Vernichtungslager Auschwitz. 
Auch die Schicksale von Edgar Ginsberger, 
ebenfalls aus einer jüdischen Familie, und 
Gustav Grywatsch fehlen. Daß Carl Einstein 
im Lager Gurs war, entspricht nicht dem For-
schungsstand. 
Nicht nachvollziehbar ist der Sinn von For-
mulierungen wie „stellte sich an die Seite der 
Spanischen Republik … stand an der Seite 
der Spanischen Republik“: Was haben Arz-
ner oder Birk da gemacht? Zugeschaut, wäh-
rend Baumann, Bürger, Dallinger, Durban u. a.  
„kämpften“?
Diese Schwächen wären vermeidbar gewesen: 
Wir haben einem der Mitarbeiter der Veröffent-
lichung 2013 unsere damaligen Forschungser-
gebnisse angeboten, um so die nun vorliegende 
Veröffentlichung zu ergänzen. Im Gegenzug 
wünschten wir die Übermittlung der Namen 
der Spanienfreiwilligen aus Baden, auf die wir 
aufgrund unserer Recherchemöglichkeiten 
eventuell noch nicht gestoßen waren. Leider 
war dieser Austausch von Forschungsergebnis-
sen im Hinblick auf die jetzt vorgelegte Veröf-
fentlichung nicht gewollt – Ergebnis: siehe oben, 
wissenschaftlich unzulänglich und für weitere 
Forschungen kaum brauchbar. 
Vielleicht ist eine Zusammenarbeit zur Wahr-
nehmung und – auch kritischen – Würdigung 
unserer Vorkämpferinnen und Vorkämpfer im 
Hinblick auf eine 2. Auflage oder eine Ergän-
zung möglich. An uns soll es nicht liegen, wir 
bieten unsere Mitarbeit an. Die uns bisher 
unbekannten Spanienfreiwilligen aus Baden 
sind Ansporn zu weiteren Recherchen.

Brigitte und Gerhard Brändle, Karlsruhe
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Bündnis mit der Zukunft 
Gespräch mit Prof. Dr. sc. Alexander Dymschitz (1974)

Es waren sowjetische Genossen, die in den 
Jahren vor der Gründung der Deutschen 

Demokratischen Republik ihre Erfahrungen 
und ihr Wissen ver mittelt und mitgeholfen 
haben, eine neue Gesellschaft aufzubauen. 
Solche Genossen wurden von „Stimme der 
DDR“ vor dem 25. Jahrestag von Anne Storm 
und Ernst Dornhof in ihrer Sendereihe „Bünd-
nis mit der Zukunft“ vorgestellt. Drei Namen 
seien hier für viele genannt: die Kulturoffi-
ziere Oberst Tjulpanow, Major Dym-
schitz und Galina Snimstschi kowa, die 
damals half, das Bibliotheks wesen wie-
der in Gang zu bringen. Ein Aus schnitt 
aus dem Gespräch der Autoren mit Prof. 
Dr. sc. Alexander Dym schitz läßt deut-
lich werden, wie die Erfahrungen und 
Lehren der Vergangenheit Wurzeln 
schlugen. 

Professor Dymschitz, Ihre Beziehungen 
zu un serem Land sind in langen Jahren 
gewachsen. Lassen Sie uns zunächst 
einen Blick tun zu den Anfängen, zu 
Ihren ersten Begegnungen mit Men-
schen und Vorgängen hier. Was ist Ihnen 
besonders lebhaft in Erinnerung? 
Die allerersten Schritte ging ich in 
der „Täg lichen Rundschau“, einer Zei-
tung für die deutsche Bevölkerung. Ich lei-
tete bis November 1945 den Kulturteil. Dann 
wurde ich in die sowjetische Militärverwal-
tung berufen. Dort bekam ich die Aufgabe, die 
Kulturabteilung der Informations verwaltung 
unter Oberst Tjulpanow zu leiten. Als wir im 
Mai 1945 nach Berlin kamen, fanden wir vor 
allem Ruinen vor. Die ältere Generation kennt 
das sehr gut, aus persönlichen Erinne rungen. 
Aber das war nicht das Jahr Null. Da waren 
Kräfte, die schon eine große Tradition hat-
ten, die Tradition der deutschen Arbeiter-
bewegung. Trotz aller Unterdrückung in der 
Zeit des Faschismus, trotz des schrecklichen 
Ter rors, den die Faschisten ausgeübt hatten, 
war diese Tradition lebendig geblieben. Die 
Men schen kamen aus der Emigration, aus den 
Kon zentrationslagern, und trotz aller schwe-
ren Er lebnisse dieser Jahre, im Kampf gegen 
den Faschismus, im inneren Widerstand, in 
der Emi gration, wo die deutschen Patrioten 
gegen die Faschisten kämpften, waren diese 
fortschritt lichen Kräfte am Werk. Auf diese 
Traditionen stützten sich die Aktivisten der 
ersten Stunde. Das äußere Bild war schreck-
lich, aber es war kein hoffnungsloses Bild. Die 
Hoffnung verband sich mit reellen Kräften der 
Werktätigen. Sie leisteten von Anfang an eine 
große Arbeit unter der Leitung der demokra-
tischen Parteien und in erster Linie der Kom-
munistischen Partei, die sich mit der SPD 
schon 1946 zur Sozialistischen Ein heitspartei 
Deutschlands vereinigte und zur führenden 
Kraft des ganzen Wiederaufbaus wurde.

Sie hatten im Krieg selbst sehr viel Schweres 
erlebt, Professor Dymschitz, Sie an der Front und 
Ihre Frau Galina Snimstschikowa in Lenin grad 

während der Blockade. Sind Sie nicht mit zwie-
spältigen Gefühlen in das Land gekom men, von 
dem dieser Krieg ausgegangen war?“
Ehrlich gesag t , nein. Ich werde versu-
chen zu erklären, warum nicht. Wir waren 
internationa listisch erzogen. Und trotz aller 
schlimmen Er fahrungen, trotz des Leids, das 
wir tagtäglich während des Krieges gesehen 
hatten, trotz der Okkupation eines großen 
Teils unseres Landes durch die Hitlerfaschi-

sten – trotz alledem hat ten wir das Gefühl der 
Freundschaft gegenüber den deutschen Werk-
tätigen nicht verloren. Ich will keine Schönfär-
berei, wir kamen mit dem Gefühl eines großen 
Hasses gegen die Faschi sten und ihre Kolla-
borateure, aber mit dem Gefühl aufrichtiger 
Freundschaft gegenüber dem deutschen Volk. 
Und wir fanden in diesem Volk Kräfte, die sehr 
konstruktiv wirkten. Wir hatten keine leichte 
Aufgabe, aber ich muß sagen, wir hätten sie 
nicht gelöst, wenn wir nicht unterstützt wor-
den wären von den deut schen Kulturschaffen-
den, von den Kommunisten, Sozialisten und 
Demokraten, die den kulturel len Wiederauf-
bau in Gang brachten und un sere großen Hel-
fer waren. Und wir waren für sie Helfer.

In Ihrem Band literarischer Porträts „Ein 
un vergeßlicher Frühling“ (Dietz-Verlag, 1970), 
der in der DDR große Resonanz gefunden hat, 
haben Sie auch Er innerungen an jene Zeit fest-
gehalten, Begeg nungen und Zusammenarbeit 
mit Schriftstellern, Theaterleuten, Künstlern ...
Mit vielen von ihnen verbinden mich bis heute 
freundschaftliche Kontakte. Ich denke nur an 
Anna Seghers oder Ernst Busch, Hedda Zin-
ner oder Fritz Erpenbeck. Helene Weigel sehe 
ich nicht nur als eine große Künstlerin, ich 
erwähne, was ihr Impulse ihres Schaffens gab, 
ihre Parteilich keit und ihre Zusammenarbeit 
mit Bertolt Brecht. Heinrich Greif oder Otto 
Nagel sind für mich Persönlichkeiten, die früh 
einen kommunisti schen Standpunkt bezogen 
und ihn durch ihr Leben und ihr Schaffen kon-
sequent vertreten haben. 
Ich erinnere mich an große Dichter, Erzähler, 
Dramatiker wie Becher, Brecht, Bredel, Wei-
nert, Wolf, eine ganze Reihe von Schriftstellern 

wie Kellermann zum Beispiel. Ich erinnere 
mich an damals sehr aktive Theater leute, wie 
Langhoff, von Wangenheim und zahlreiche 
andere Künstler. Ich erinnere mich vieler Men-
schen, die sehr viel geleistet haben für den Auf-
bau der DDR. Denn eigent lich ist es so, daß in 
diesen Jahren, zwischen 1945 und 1949, daß 
in dieser historischen Zeit die Vorarbeit zur 
Gründung der DDR erbracht wurde.
An einer Stelle meines Buches heißt es, daß 

man über das Vergangene schreibt, 
um Lehren zu ziehen für das Heute, für 
die Zukunft. In diesem Sinne ist mein 
Buch der Gegenwart und der Zukunft 
gewidmet.

Sie, Professor Dymschitz, haben ja als 
stellver tretender Direktor des Instituts 
für Weltliteratur „Maxim Gorki“ in Mos-
kau viele offizielle und freundschaft liche 
Beziehungen zu Partnerinstituten in der 
DDR. Wie sieht diese Zusammenarbeit 
auf einem so wichtigen Gebiet der Kul-
tur, der Literatur, aus?
Wissen Sie, für mich ist es eine große 
Freude, daß sich im Laufe der Jahre, in 
den 25 Jahren, die die Deutsche Demo-
kratische Republik besteht, ein aus-
gezeichneter Nachwuchs auch in der 

Wissenschaft entwickelt hat, in der Philologie, 
in der Literaturwissenschaft und in der litera-
rischen Kritik. Wir haben ausgezeichnete Kon-
takte mit den Institutionen, die sich damit in 
der DDR beschäftigen. 
In jener Zeit, über die wir vorhin sprachen, in 
den Ruinen, direkt in den Ruinen der Hum-
boldt-Universität, haben wir damals einen 
slawistischen Arbeitskreis gebildet. Es waren 
junge Leute, die hierherkamen, und ich habe 
Vorlesungen gehalten über Geschichte der rus-
sischen Literatur, der Journalistik, der Kritik. 
Ich habe auch einige Vorlesungen gehalten in 
der Parteihochschule. Jetzt sehe ich eine ganze 
Armee von Slawisten und anderen hochquali-
fizierten Wissenschaftlern, die viel veröffent-
licht haben. Sie leisten eine ausgezeichnete 
Arbeit, die wir hoch schätzen. Ein Beispiel 
möchte ich nur nen nen: den im Berliner Aka-
demie-Verlag erschie nenen Band „Begegnung 
und Bündnis“ mit Beiträgen von Wissenschaft-
lern aus der UdSSR und der DDR und Gedan-
ken von Schriftstellern Ihrer Republik über die 
sowjetische Kultur. Und erfreulich ist, daß wir 
die Möglichkeit haben, seit langem zusammen-
zuarbeiten, uns gegen seitig zu bereichern. Ich 
glaube, daß die Horizonte dieser Zusammenar-
beit sich immer mehr erweitern. Das liegt im 
Wesen unserer Gesellschaft, in ihrem soziali-
stischen Wesen, in der Zusammenarbeit unse-
rer Parteien, in der Zusammenarbeit unserer 
staatlichen Institutio nen. Indem wir zusam-
menarbeiten, in einer Familie von sozialisti-
schen Ländern und sozia listischen Völkern, 
dient diese gemeinsame Arbeit – ein Produkt 
unserer brüderlichen Freundschaft – der gegen-
seitigen ideellen und kulturellen Bereicherung.

Gekürzt aus: „FFdabei“ Nr. 38/1974

Sergej Tjulpanow (links) und Alexander Dymschitz  
im Mai 1946
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Julij Kwizinski – Zum Gedenken an den Freund

Am 28. September 2016 wäre der heraus-
ragende Politiker und exzellente Diplomat 

der UdSSR und Rußlands Julij Alexandro-
witsch Kwizinski 80 Jahre alt geworden.
Seine hervorragenden Fähigkeiten, seine 
Energie, ja sein ganzes Leben stellte Kwizin-
ski in den Dienst der Verteidigung der Inter-
essen unseres Landes.
Er war ein Patriot seines Vaterlandes. „Man 
darf sich nicht von seiner Geschichte und sei-
ner Vergangenheit lossagen. Ein Volk ohne 
Vergangenheit wird auch keine Zukunft 
haben“, betonte er. „Daher setze ich dreimal 
meine Unterschrift unter die weise englische 
Regel: ,Right or wrong – my country‘ “ (Das ist 
mein Land, ob es recht hat oder nicht.) 
Nach Absolvierung des Staatlichen Moskauer 
Instituts für Internationale Beziehungen 
(MGIMO) arbeitete er als Dolmetscher und 
persönlicher Referent beim UdSSR-Botschaf-
ter in der DDR Michail Georgijewitsch Perwu-
chin, was seinen Aufstieg auf diplomatischem 
Parkett einleitete. 

„Ich bin überzeugt“, so betonte Kwizinski, 
„daß ein guter Diplomat nicht imstande ist, 
die Materie bis zu Ende zu begreifen, mit der 
er sich befassen muß, ohne mindestens über 
die Grundkenntnisse von der militärisch-
strategischen Lage in der Welt sowie von den 
Finanz- und Wirtschaftsmechanismen, die 
diese Lage beeinflussen, zu verfügen. Sicher 
muß man auch über vieles anderes Bescheid 
wissen, aber ohne diese beiden oben erwähn-
ten Elemente ist es schwer, seine eigene, wenn 
überhaupt eine Ansicht über Dinge zu haben.“ 
Die Sternstunde in der Laufbahn Kwizinskis 
als Diplomat fiel in die 60er Jahre, als die Lei-
tung des Außenministeriums der UdSSR mit 
den Westmächten – den USA, Großbritannien 
und Frankreich – über Westberlin zu ver-
handeln begann, in einer gespannten Lage 
also, in der der Frieden in Europa in akuter 
Gefahr war. Damals wurde diese Stadt an der 
Nahtstelle zwischen den zwei militärischen 
Bündnissystemen „die billigste Atombombe“ 
genannt. Und Kwizinski wurde zu einem 
jener Pioniere, die diese Bombe entschärf-
ten. Worin lag das Geheimnis seines Erfolges? 
Es ist einerseits das bis ins Detail gehende 
gründliche Wissen um den Verhandlungsge-
genstand – er hat mit einer Dissertation über 
Westberlin promoviert. Zum anderen ist es 
seine beharrliche Suche nach einer Lösung 
des Problems, bei dem es weder Sieger noch 
Besiegte geben darf. 
Das im Ergebnis von einvernehmlichen Kom-
promissen erreichte Vierseitige Abkommen 
über Westberlin, das im Jahr 1971 unter-
zeichnet worden war, wurde zur ersten Nach-
kriegsvereinbarung zur deutschen Frage 
zwischen den Siegermächten im zweiten 
Weltkrieg.
Aber nicht nur die UdSSR, auch die USA, 
Großbritannien und Frankreich waren 
mit diesem Abkommen zuf r ieden. Es 
wurde ein Durchbruch zur Abschwächung 
der unerbit t lichen Konfrontat ion zwi-
schen DDR und BRD erreicht – zweifellos 
auch ein persönliches Verdienst Julij Kwi-
zinskis. Dieses, sein erstes Auftreten am 

Verhandlungstisch war für westliche Diplo-
maten und Massenmedien eine Sensation. Ein 
junger sowjetischer Diplomat – 34 Jahre alt –  
beherrschte die Materie souverän. Gelegent-
lich nahm er sogar auf die Bibel Bezug, was 
bei westlichen Unterhändlern Verwunderung 
auslöste. Nein, so ist ein sowjetischer Kom-
munist?! 
Kwizinski trat sicher und würdevoll auf, wie 
es dem Vertreter einer Großmacht zur Ehre 

gereicht, und zuweilen sogar dreist. Aber 
man nahm es ihm nicht übel. Im persönli-
chen Umgang war er ein interessanter, char-
manter Gesprächspartner. Deutsch, Englisch, 
Spanisch, Französisch, Niederländisch und 
Norwegisch beherrschend führte er meister-
haft vertrauliche Gespräche. Er kannte deut-
sche Gedichte und Sprichwörter auswendig. 
Fragen der Abrüstung oder Heinrich Heine, 
das politische Kabarett in der DDR oder die 
Walpurgisnacht von Goethe – der sowjeti-
sche Botschafter fühlte sich auf dem politi-
schen wie auf dem literarischen Parkett zu 
Hause und fürchtete nicht auszurutschen. Er 
sprach nicht nur fließend, sondern auch in 
einer bildhaften und an Redensarten reichen 
deutschen Sprache, daß man „vor Neid grün 
werden konnte“, was die westdeutsche Presse 
hervorzuheben wußte. 
Der Sozialdemokrat Egon Bahr bestätigt auf 
seine Weise, was den sowjetischen Diplo-
maten auszeichnete: „… Die Kenntnis des 
Westens hat ihn kritisch gestimmt, aber 
nicht zu einem Abweichler gemacht. Kraft 
seines Intellekts hat er sich nicht den Illusio-
nen in bezug auf den Westen hingegeben. Ich 
habe ihn als einen kernfesten Unterhändler 
erkannt, der alle Instrumente seines Gewer-
bes handfest beherrscht hat.“
Kwizinski war Hauptakteur bei den Genfer 
Verhandlungen mit den USA zur Abrüstung 
und Rüstungskontrolle Anfang der 80er Jahre. 
Als Botschafter in der BRD hat er nicht wenig 
für die Entwicklung der sowjetisch-westdeut-
schen Beziehungen getan. 
Später wurde er als Botschafter nach Nor-
wegen entsandt, das seit der Studenten-
zeit im MGIMO seine Phantasie besonders 

angeregt hatte. Ausgerechnet dort ging er in 
die Geschichte der Diplomatie als ein beson-
ders erfolgreicher politischer Vertreter unse-
res Landes ein. Nach der Beendigung seiner 
Tätigkeit in Oslo wurde der Außerordentliche 
und Bevollmächtigte Botschafter der Russi-
schen Föderation mit dem „Großen Kreuz des 
Verdienstordens des Königreichs Norwegen“ 
ausgezeichnet. In der gesamten Geschichte 
der diplomatischen Beziehungen zwischen 
beiden Ländern war das der zweite Fall der 
Würdigung eines Botschafters der UdSSR mit 
solch einer hohen Auszeichnung. Jahrzehnte 
vor ihm wurde mit dem gleichen Orden die 
berühmte Gesandte der Sowjetunion in Nor-
wegen und erste akkreditierte Diplomatin 
weltweit Alexandra M. Kollontai ausgezeich-
net. Seine diplomatische Karriere beendete 
Julij Alexandrowitsch im Amt des Ersten Stell-
vertretenden Außenministers. 
Als sein persönliches Drama empfand Kwi-
zinski den Zusammenbruch der Sowjetunion. 
Er war überzeugt, daß Rußland zur Idee der 
staatlichen Glorie, zu seinen traditionsge-
bundenen moralischen Werten und zu sei-
ner Rolle auf der Weltbühne zurückkehrt. 
Das wichtigste sei, daß sich eine starke Füh-
rungspersönlichkeit findet, die den Willen 
und die Fähigkeit unter Beweis stellt, „uns 
aus der Wolfsgrube, in die wir hineingefah-
ren waren, wieder hinauszuführen“. 
Genauso schwer traf Kwizinski der Sturz der 
DDR. Er betonte, daß die DDR ein uns freund-
schaftlich verbundener Staat gewesen war, 
ein Ergebnis unseres schwersten Krieges, 
der unerhörtes Leid brachte und den wir mit 
Tränen in den Augen beendeten. Zusammen 
mit der DDR haben wir in all den Nachkriegs-
jahren dafür gekämpft, daß von deutschem 
Boden nie mehr die Gefahr eines Krieges 
ausgeht. Rußland und Deutschland, sagte 
er, müßten – geprägt durch die Geschichte – 
ein gemeinsames Interesse an gutnachbar-
schaftlichen Beziehungen zwischen beiden 
Ländern haben, die auf Praktizismus und 
gegenseitig vorteilhaften Interessen fußen 
sollten. Während seiner gesamten diploma-
tischen Laufbahn ging Kwizinski davon aus, 
daß die Geschichte Europas immer von den 
russisch-deutschen Beziehungen abhängig 
war. 
Nach der Beendigung der diplomatischen 
Karriere wurde er zum Abgeordneten der 
Staatsduma auf der zentralen KPRF-Liste 
gewählt. Julij Kwizinski ist Verfasser von 
sechs Büchern. Eines seiner Werke „Rußland 

– Deutschland. Erinnerungen an die Zukunft“ 
ist sein eigentliches geistiges Vermächtnis.
Er ist am 3. März 2010 nach einer tödlichen 
Krankheit aus dem Leben geschieden. In sei-
nen letzten Tagen, die Qualen ignorierend, 
diktierte er noch nächste politische Artikel. 
Ein Kämpfer seinem Charakter nach, ein muti-
ger und willensstarker Mensch blieb er bis 
zum Ende auf dem Schlachtfeld. Im Gedächt-
nis der Freunde und Kollegen, seiner Mitstrei-
ter war und bleibt er ein Staatsbürger und 
Patriot Rußlands, dem unser Land zu gro-
ßem Dank verpflichtet ist. 

Freunde und Kollegen, Moskau

Julij Kwizinski Foto: RF-Archiv
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Die Wohnung als soziales Gut ist längst passé

Es gab einmal eine Zeit, da konnte man sich 
freuen, im Osten, in der DDR, zu wohnen. 

Besucher aus München oder Mainz warfen 
neidische Blicke auf unsere Mietabrech-
nungen oder schönen Gartenlauben. „Was, 
so wenig zahlt Ihr?“, wurden wir gefragt. 
Quadratmeterpreise in neuen Wohnungen 
von 0,79 Mark und ein symbolhafter Pacht-
preis von einem Pfennig pro Quadratmeter 
Gartenland waren über Jahrzehnte gleich-
bleibend. Sucht man heute in Großstädten 
nach einer Wohnung, wird man des Lebens 
nicht mehr froh. Doch Parzellen-Gartenland, 
mühsam aufgebaut, erhält man fast nachge-
schmissen. Während sich in Dresden oder 
Leipzig die Wohnungssuchenden bei Besich-
tigungen bis zur Straße hin schlängeln, reißt 
man in kleineren Städten und in ländlichen 
Gegenden Wohnraum ab. Das heißt aber 
jetzt nicht „Abriß“, sondern „Rückbau“. Die 
einmal mit dem Ersparten geschaffenen Gar-
tenkolonien werden wie sauer Bier und zum 
Nulltarif nach „Wertabschätzung“ zum Scha-
den aller Gartenfreunde angeboten. In den 
ostdeutschen Städten gab es bisher noch 
immer eine lebendige soziale Mischung, 

was auch die Integration von Zugewander-
ten einschloß. Das ändert sich nun ganz 
gewaltig. Wohnungs- und auch Verbandspo-
litik wird nicht mehr nach sozialen, sondern 
nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten betrieben.
Als am 15. November 1962 der erste Spa-
tenstich an der heutigen Wismarer Straße 
stattfand, war das der Beginn eines Woh-
nungsbauprogramms, um die Wohnungs-
versorgung der Riesaer Bevölkerung zu 
verbessern. Wohnungsnot herrschte ja nicht 
nur in unserer Stadt, zudem brauchte die 
sich extensiv erweiternde Industrie viele 
Arbeitskräfte. In der Zeit von 1962 bis 1990 
wurden insgesamt über 9700 Mietwohnun-
gen und etwa 320 Eigenheime geschaffen, 
dazu kamen Nachfolgeeinrichtungen wie 
Schulen, Kauf hallen, Polikliniken. Auch 
das Verlangen nach Freizeit und Erholung 
wurde mit der Schaffung des Kleingarten-
parks Riesa-Weida 1978 nicht vergessen. 
Hier fanden über 500 Familien ihren Platz 
im Grünen. Die immense Aufbauarbeit in 
der Geschichte der Riesaer Gartenbewe-
gung wurde 1984 mit der Auszeichnung als 

„staatlich anerkanntes Naherholungsgebiet“ 
gewürdigt. 
1990 folg te die große Umstellung. Ein 
Jahr später ist der Eigenbetrieb „Gebäu-
dewirtschaft“ in eine Kapitalgesellschaft 
umgewandelt worden. Die bisherigen Miet-
einnahmen, die bisher nur zwischen 10 und 
15 Prozent der tatsächlichen Bewirtschaf-
tungskosten lagen, konnten so nicht weiter 
getragen werden. Für den entstehenden Ver-
lust kam der neue Staat nicht mehr auf. Wäh-
rend die Wohnung in der DDR als soziales 
Gut galt, wurde sie in der kapitalistischen 
Gesellschaft zum Wirtschaftsgut. Die sich 
daraus ergebenden Konsequenzen hatten 
nun auch die Kleingartenfreunde zu tragen. 
Durch die einsetzende Fluktuation der Rie-
saer Bevölkerung sah man sich veranlaßt, 
leerstehende Wohnungen abzureißen, die 
übriggebliebenen Bewohner, zumeist heute 
die „Alten“, haben sich eben einzuschränken 
und die finanziellen Folgen der kapitalisti-
schen Wohnungspolitik zu tragen. Wer hilft 
diesen Menschen?

Hermann Ziegenbalg, Riesa-Weida

Kapitalismus führt zu Wohnungselend
Daß propagandistisch laut aufgezogene 

Wohnungsbauprogramme die Teue-
rungswelle nicht stoppen werden, belegen 
mehrere Marktberichte der Immobilienbran-
che. Eine Studie für Hamburg prognostiziert 
einen weiteren Anstieg der Mieten um 
50 % bis 2030 und das trotz des „auf-
grund anhaltend steigender Nachfrage“ 
aufgelegten Senats-Bauprogramms. Allzu 
durchsichtig ist, daß man diesen spekula-
tiven Boom nicht durch marktwirksame 
Regulierung behindern will. Mit Schein-
kompromissen mühen sich die verant-
wortlichen Politiker vielmehr, ihn am 
Laufen zu halten und städteplanerisch 
zu begünstigen. Lobbyistische Auftrags-
gutachter fordern „zur Vermeidung kri-
minalitätsgefährdeter Ghettoisierung“ 
eine 1:3-Durchmischung von Neubau-
vierteln ganz im Sinne der Investoren. 
Diese famose „Sozialmix-Direktive“ verlangt 
eine Zuteilung von zwei Dritteln des knappen 
Baulands für den freien Immobilienmarkt als 
Vorbedingung zur Errichtung von nur einem 
Drittel Sozialbauten, was das Geschäft munter 
anheizen wird. Nun können den Spekulanten 
selbst ökologisch wertvolle Flächen unter dem 
Vorwand sozialer Dringlichkeit zugeschanzt 
werden. Sogar bestehende Sozialbauten wur-
den mit der „Sozialmix“-Begründung entmietet 
und dem freien Markt übertragen. Auch Mer-
kels Mietrechtsnovelle und das Erneuerbare-
Energien-Gesetz im Zuge der völlig mißratenen 

„Energiewende“ sind Wohnkostentreiber. In 
Ballungsgebieten werden alle Mieten weiter 
steigen und für immer mehr Bevölkerungs-
gruppen unbezahlbar gemacht. Schon klet-
terten in Nordrhein-Westfalen und München 

einige Sozial- und Genossenschaftsmieten auf 
9,50 € pro Quadratmeter im Zuge sogenann-
ter Aufwertungsmaßnahmen, Sanierungen 
und „Nachverdichtungen“ mit Luxus-Neubau-
ten. Kontraproduktiv und gar nicht nachhaltig 

wirkt auch der oft gepriesene subventionierte 
privatunternehmerische Wohnungsbau mit 

„befristeter Sozialbindung“. Zuschüsse, Erleich-
terungen bei Grunderwerb und Steuern oder 
kürzere Preisbindungsfristen versüßen 
Immobilienhaien die Aneignung später unbe-
schränkt ausbeutbarer Liegenschaften. 
Wohnraum ist eine Ware, deren Preis von 
der Nachfrage abhängt. Wohngebäude wer-
den im Kapitalismus nicht als Unterkünfte 
zur Daseinssicherung der Menschen gebaut, 
sondern nur, um damit profitablen Handel 
zu treiben. Dem entsprach die jahrzehnte-
lange Abschaffung und Privatisierung des 
öffentlichen sozialen Wohnungsbaus, die 
dem „sich selbst regulierenden freien Markt“ 
das Feld überließ. Mit wachstumsfördern-
den Gesetzesreformen, Sanierungs- und 

Bauvorschriften päppelte man die entspre-
chenden Branchen. Der gegenwärtige Boom 
entstand durch eine kapitalmarktbedingte 
verstärkte Nachfrage nach Grundbesitz und 

„Betongold“ – Investitionsobjekte mit beson-
ders hohen Renditeaussichten. Ein unge-
sunder spekulativer Wachstumsrausch, 
der schon mehrmals als „Blase“ platzte. 
Dabei blieben mittelständische Häusle-
bauer und einige unterfinanzierte Unter-
nehmer auf der Strecke, mit erheblichen 
Folgen für Staat und Bevölkerung. Luxus-
bauten, Ferienwohnungen und lukrative 
Kapitalanlagen decken faktisch keinen 
echten Wohnbedarf. Die vielen Woh-
nungssuchenden, die so etwas nicht 
bezahlen können, gehören als Mieter 
oder Käufer überhaupt nicht mehr zur 
Kundenzielgruppe des freien Immobili-
enmarktes. Der tatsächliche Bedarf an 

bezahlbarem Wohnraum läßt sich nach der 
jeweiligen örtlichen Sozialstruktur einschät-
zen. Sozialhilfebezieher, Alleinerziehende, 
Rentner, Bafög-Studenten, Niedriglöhner, 
alle, die den Löwenanteil ihres Einkommens 
zunehmend für Wohnkosten ausgeben müs-
sen, gehören dazu. SPD, Grüne und CDU stell-
ten mit ihren neoliberalen „Reformen“ (wie 
Schaffung prekärer Arbeitsverhältnisse, 
Privatisierung kommunaler Liegenschaften 
und Bereiche öffentlicher Daseinsvorsorge, 
erzwungener Schuldensperre in den Kommu-
nen, Neufassung von Rahmenbedingungen 
für Geschäftsmodelle und Finanzwirtschaft) 
die Weichen für die anhaltende Wohnungs-
not. Daran werden auch Frau Nahles’ drei-
ste Beschwichtigungsmanöver nichts ändern.

Jobst-Heinrich Müller

Foto: Toni Tripp/ 
r-mediabase.eu
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Willenserklärung des  
Ostdeutschen Kuratoriums von Verbänden 

am 3. Oktober 2016 anläßlich der Alternativen Einheitsfeier

Das Ostdeutsche Kuratorium von Verbän-
den e.V. führt zum zehnten Mal in Folge 

am „Tag der deutschen Einheit“ eine alter-
native Veranstaltung durch. Wir – die 500 
Teilnehmer – bekunden damit unseren unver-
änderlichen Willen, an diesem staatlich festge-
legten Feiertag auf die eklatanten politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und juristischen 
Mängel nach 25 Jahren staatlicher Einheit auf-
merksam zu machen.
Das Volk der Deutschen Demokratischen Repu-
blik wurde niemals demokratisch darüber 
befragt, ob es unter den Bedingungen der kapi-
talistischen Bundesrepublik leben will. Die 
Abstimmung des Volkes über eine seinen Inter-
essen entsprechende gesamtdeutsche Verfas-
sung wird bis heute verwehrt. Wir stellen fest, 
daß wesentliche Regelungen des Grundgeset-
zes durch die herrschende Politik unterlaufen 
werden. Elementare Bestimmungen für eine 
Friedenspolitik und soziale Gerechtigkeit wer-
den verletzt. Die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse Ostdeutschlands mit den 
Ländern der alten Bundesrepublik ist in der 
wirtschaftlichen Leistung, den Löhnen und 
Sozialleistungen bis heute nicht realisiert.

Unter dem Motto unserer heutigen Veran-
staltung „Frieden. Freiheit. Solidarität“ erhe-
ben wir besonders unsere Stimme gegen die 
Beteiligung Deutschlands an Angriffskriegen 
in vielen Ländern dieser Welt; den Export von 
Vernichtungswaffen im Interesse kapitalisti-
scher Konzerne; die wirtschaftliche Ausplün-
derung und soziale Ausgrenzung des eigenen 
Volkes und anderer Völker; die Verunglimp-
fung und Schikanierung von Menschen, die 
durch Kriege und Ausbeutung aus ihrer Hei-
mat fliehen mußten. 
Wir fordern endlich wirksame Maßnahmen 
gegen das Massensterben an den EU-Außen-
grenzen! 
Wir fordern eine menschenwürdige Einbür-
gerung von Flüchtlingen in die reichen Staa-
ten!
Unser – den Traditionen der DDR verpflichte-
tes – Verständnis von „Frieden. Freiheit. Soli-
darität“ ist ein anderes als das hohler Phrasen 
und inhaltsleerer Beteuerungen.
Frieden bedeutet für uns, die Ursachen für die-
ses schlimmste Verbrechen an der Mensch-
heit zu beseitigen: die Ausbeutung anderer 
Völker und die Mißachtung deren Recht auf 

Selbstbestimmung über die Gestaltung ihrer 
Gesellschaft. Wir sind gegen den Export „west-
licher Werte“ als Staatsdoktrin!
Freiheit ist für uns keine hohle Phrase. Per-
sönliche Freiheiten sind nur dann zu erreichen, 
wenn die Menschen dafür über die lebensnot-
wendigen Voraussetzungen verfügen. Deshalb 
gehören Freiheit, Frieden und soziale Gerech-
tigkeit untrennbar zusammen.
Solidarität ist eine Kategorie des Kampfes für 
ein menschenwürdiges Leben in Frieden, Frei-
heit und Gerechtigkeit, gegen Krieg, Ausbeu-
tung und Unterdrückung, sie stellt für uns 
nicht allein und vorrangig das Sammeln von 
Spenden dar. Es erfordert vielmehr die soli-
darische Unterstützung der unterentwickel-
ten Länder und nicht die Ausplünderung ihrer 
Naturreichtümer und ausgebildeten Arbeits-
kräfte für den Profit des Kapitals.
Angesichts des Versagens der im Parlament 
vertretenen Parteien zur Gestaltung einer bes-
seren Gesellschaft setzen wir uns dafür ein 
und fordern dazu auf, Menschen unterschied-
licher Herkunft und politischer Anschauung 
zur außerparlamentarischen Durchsetzung 
dieser Ziele zusammenzuführen.

Aufruf zur Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 2017
„Krieg“, so Rosa Luxemburg während des I. Weltkrieges, „ist ein 
methodi sches, organisiertes, riesenhaftes Morden.“ Die Kriegspro-
fiteure meuchelten Rosa und Karl und viele ihrer Weggefährten für 
diese Unbestechlichkeit des Denkens und Handelns.

Es folgte das Massenmorden des deutschen Faschismus.

Und heute warnen Fidel Castro, Papst Franziskus und ungezählte 
andere Menschen vor dem nuklearen Inferno.
Kriege und kriegerische Konflikte überziehen die Erde. 60 Millionen 
sind auf der Flucht vor Krieg, Terror und Hunger. Zynisch machen 
Nazis gerade diese geschundenen Menschen verantwortlich für die 
Sorgen derer hierzulande.
Und die Ausbeuter teilen und herrschen, betreiben Sozialabbau, bauen 
am Überwachungsstaat, schnüren die Asylpakete, liefern Waffen in 
Krisengebie te, lassen töten mittels Drohnen, schicken Soldaten – 
machen so Profit.

Demonstrieren wir – Linke verschiedener Couleur – 
am 15. Januar 2017 

friedlich für die Solidarität unter den Ausgebeuteten, wo immer sie 
geboren sind. Demonstrieren wir gegen Kriege und gegen Faschi-
sten – für eine sozial gerechte und solidarische Welt. Dafür kämpf-
ten und starben Rosa und Karl. Wir führen ihren Kampf weiter.

LL-Bündnis, September 2016

Bitte schickt Eure Unterstützerunterschriften 
(Name, Vorname, ggf. Titel, Ort)  
an Klaus Meinel, Platz der Vereinten Nationen 25, 10249 Berlin
E-Mail: klaus_meinel@web.de Fotos: r-mediabase.eu
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Meine Gedanken zum Bildungssystem in der DDR

Durch unsere vier Kinder war ich in den 
Elternabenden und -aktiven eines Kinder-

gartens und von acht verschiedenen Schulen, 
so daß ich auf eine Vielzahl von Eindrü cken 
und Erlebnissen zurückblicke, die sowohl von 
der politischen allgemeinen „Li nie“ als auch 
von einzelnen Lehrerpersönlichkeiten geprägt 
waren.
Es bestand für mich kein Zweifel, daß die DDR 
ein kinderliebendes Land war und ehrlich 
bemüht, eine gebildete, auf moderne natur-
wissenschaftliche Anforderungen ausgerich-
tete, vor allem antifaschistische und möglichst 
dem Sozialismus sich zuneigende Jugend zu 
erziehen – eine Jugend frei von Standesdün-
kel und Rassismus, eine Jugend, die für Völker-
freundschaft und Frieden eintritt, wie es dem 
antifaschisti schen Teil der Arbeiterklasse als 
Ideal vorgeschwebt hatte.
Diese Erziehung erfolgte in den Kindergärten 
und in der Pionierorganisation, in den Schu-
len und Horten, in den Ferieneinrichtungen 
und Jugendweihestunden, in der Freien Deut-
schen Jugend, auf den Universitäten und Fach- 
und Berufsschu len.
Mit Sicherheit kann man sagen, daß in der DDR 
eine andere Jugend heranwuchs als in der BRD, 
eine Jugend, die ein Miteinander in Kollekti-
ven erlebt hatte, deren Gemeinsinn unentwegt 
gefordert wurde, die – was den allgemeinen 
Konsum anging – bescheiden lebte, für die aber 
alle kulturellen Möglichkeiten – Museen, Thea-
ter, Kon zerte und Bücher – erschwinglich und 
zugänglich waren, eine Jugend, die von ihrem 
Staat vor Drogen und Pornographie ängstlich 
behütet wurde, eine naivere, unschuldi gere, 
aber auch unselbständigere Jugend.
Sie stand politisch übrigens in hohem Prozent-
satz zu diesem Staat und zum Sozia lismus, wie 
ich 1987 aus den geheimen Akten des Leipzi-
ger Jugendforschungsinstituts entnahm, in die 
ich mir anläßlich eines Vortrages, den ich in 
Moskau auf dem Inter nationalen Kongreß der 
IPPNW (International Physicians for the Pre-
vention of Nuclear War) halten sollte, Einblick 

verschaffen konnte. Mein Thema sollte sich mit 
den Ängsten und Hoffnungen der DDR-Jugend 
bezüglich ihrer eigenen Zukunft und der der 
Menschheit allgemein befassen. Das Institut 
hatte wissenschaftlich ausgezeich net ange-
legte statistische Großerhebungen gemacht, 
dreitägige anonyme Querschnitts befragungen 
aus allen Sparten der Jugend, aus Stadt und 
Land. Daraus ging hervor, daß die Erwar-
tungen des DDR-Staates in seine Jugend nicht 
getäuscht wurden.
Ich wehre mich auch ausdrücklich gegen eine 
Kritik an einem „ver ordneten Antifaschis-
mus“. Dieser sollte sogar so lange verordnet 
werden, bis er zur allgemeinen Herzenssa-
che aller geworden ist. Davon sind wir jetzt 
wieder weiter entfernt als vor Jahrzehnten 
in der DDR. Ich habe mich im Ausland immer 
gerühmt, in dem einzigen Land der Erde zu 
leben, in dem mir kein Antisemitismus begeg-
net. Nur zweimal erfuhr ich ihn hier – das 
erste Mal ganz am Anfang nach unserer Über-
siedlung in die DDR.
Die Jugend der DDR wuchs auf ohne Antise-
mitismus, aber auch ohne Kenntnis der Juden, 
ihrer Bräuche, ihrer Religion und Geschichte. 
Die sechs Millionen ermor deten Juden galten 
für sie als tragischer und beschämender Teil 
der Gesamtmordopfer der Nazis, passive Opfer 
zumeist, aber auch ermordete Helden zum Bei-
spiel des War schauer Ghettos; sie galten zudem 
als Vertriebene und Flüchtlinge, aber auch als 
Be gründer einer Heimstätte in Palästina.
Das Schulsystem der DDR hatte die alte mar-
xistische Idee von der kombinierten Vermitt-
lung von Wissen und Können, von Kopf und 
Hand, vom Kontakt des Schülers mit der Arbei-
terklasse aufgegriffen. So gab es im Lehrplan 
den „Tag in der Produkti on“.
Was die mathematisch-naturwissenschaftli-
che Ausbildung in den DDR-Schulen betraf, so 
war sie ausgezeichnet. Kinder, die aus irgend-
welchen Gründen in westliche Schulen über-
wechselten, hatten in diesen Fächern dort nie 
Schwierigkeiten. Das hat sich nach der „Verei-
nigung“ der beiden deutschen Staaten und der 
Übernahme der Lehr pläne aus den alten Bun-
desländern merklich verändert.
Trotz meiner eindeutig positiven Gesamt-
einstellung zum Bildungs- und Erziehungs-
system der DDR habe ich jedoch auch 
tiefgehende und oft sogar schmerzliche Kri-
tik daran zu üben.
Eine Bevorzugung von Arbeiterkindern war 
zunächst wohl verständlich. Unzwei felhaft 
waren Arbeiter- und Bauernkinder in der Ent-
wicklung und Verwirklichung ihrer Fähigkei-
ten und Talente allein durch ihr Elternhaus 
im Nachteil. Sie an ihren Leistungen mit 
Kindern aus intellektuellen, auch wohlha-
benderen Schichten zu mes sen, hätte sicher 
zu Ungerechtigkeiten führen können. Es 
besteht kein Zweifel, daß Arbeiterkinder 
noch lange über das Kriegsende hinaus im 
Nachteil waren. Zu Hause fehlten ihnen oft 
nicht nur die geistigen Anregungen und Hil-
fen, sondern auch die Erkennung und Wer-
tung besonderer Talente. Diese Tatsachen 
sind sicherlich wichtige Beweggründe bei 
der Quotierung für höhere Bildungschancen 

zugunsten von Arbei ter- und Bauernkindern 
gewesen. Aus einer sozial richtigen Förderung 
der benachtei ligten Arbeiter- und Bauernkin-
der wurde später zum Teil eine bürokratische 
Barriere für die Kinder anderer Bevölke-
rungsschichten.
Der Sprachunterricht begann für alle Kin-
der mit Russisch. Im Gegensatz zu fast allen 
nichtsozialistischen Ländern, in denen Eng-
lisch die erste Fremdsprache ist – eine Spra-
che mit zwar schwieriger Orthographie und 
einem riesigen Schatz an Synonymen, aber 
doch relativ einfacher Grammatik –, began-
nen unsere Kinder mit einer unge mein 
komplizierten, grammatikalisch sehr diffe-
renzierten und dem Deutschen völlig unähnli-
chen Sprache. Der Unterricht war in der Regel 

– besonders in den ersten Jah ren der DDR – 
sehr mittelmäßig, da die Lehrer zum Teil nicht 
die Möglichkeit erhiel ten, ihre Sprachkennt-
nisse im Ausland selbst zu vervollkommnen. 
Letzteres galt in noch stärkerem Maße für 
Lehrer westlicher Fremdsprachen. Der End-
effekt war, daß die Kinder schlecht Russisch 
sprechen konnten und daß bis in die späten 
siebziger Jahre selbst auf den Universitäten 
ein miserables Englisch vorherrschte.
Vielleicht sind meine Eindrücke laienhaft, 
und meine Beurteilung über eine Sparte des 
Lebens, die ich mit Sicherheit nur mangelhaft 
übersehe, ist unbescheiden. 
Haben wir die Kinder und Jugendlichen nicht 
auch zu sehr geleitet, für sie geplant, ihnen 
zuwenig individuelle Freiheit für ihre eigene 
Phantasie, Spiele und geistigen Entdeckun-
gen gegeben?
Haben wir die Labilität und Verführbarkeit 
der DDR-Jugend nach der „Wende“ nicht selbst 
erzeugt, dadurch, daß wir ihr zuwenig Chan-
cen gaben, die Realitäten der Welt zu sehen, 
Alternativen zu überprüfen?
Haben wir zu oft die großen – wenn auch 
wahrhaftigen – Worte für eine bessere Welt 
wiederholt und versäumt, die Kinder ganz 
praktisch zu einem ehrlichen Dialog mit ihren 
Großeltern über deren Vergangenheit anzu-
halten, so daß der Antifaschis mus der Enkel-
generation möglicherweise auf einer tönernen 
Basis stand?
Wenn ich diese Liste meiner kritischen Gedan-
ken noch einmal überdenke, muß ich mich 
fragen, ob ich wirklich so positiv zu unse-
rem Schulsystem stehe oder gestan den habe. 
Ich habe immer den Grundtenor der DDR in 
mir gespürt: die Liebe zur Jugend, das echte, 
wahrhafte Bemühen für eine humanistische 
Zukunft der neuen Generation, die Vision eines 
besseren Deutschlands. Alle Fehler und Miß-
stände emp fand ich als temporär, nicht durch 
den Kern der Dinge bestimmt, und vor allem 
mit Sicherheit überwindbar. Diese feste Über-
zeugung durchdrang alles wie ein hoffnungs-
voller Aufbruch und widerstand jeglicher 
Möglichkeit einer trüben, bösen oder resi- 
g nierenden Summierung einzelner Unzuläng-
lichkeiten. Prof. Dr. Ingeborg Rapoport

(redaktionell bearbeitet)

Aus: Heimat DDR (Spuren der Wahrheit, Bd. 11), 
GNN-Verlag, Schkeuditz 2015 

Ein nachträglicher Glückwunsch, der 
von Herzen kommt

Genosse Günter Lunow 
aus Zierow wurde am 12. November 
90 Jahre alt. Als früherer Oberbürger-
meister der Stadt Wismar hat er sich 
bei vielen Bürgern der Stadt hohes 
Ansehen erworben. Mit der Gründung 
der „RotFuchs“-Regionalgruppe 
Mecklenburg/Vorpommern-Nord/West 
gehört er zu den Wegbereitern unserer 
Zeitschrift im nördlichen Deutschland. 
Langjährig war er deren Vorsitzender. 
Bis heute ist Günter im Vorstand der 
Gruppe aktiv tätig.
Vorstand und Redaktion des RF 
gratulieren verspätet, aber von Herzen 
kommend, und danken Dir, lieber Gün-
ter, für Deine langjährige engagierte 
Arbeit in unseren Reihen.
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„Wer lernen will, kann diskutieren“

Wissenschaftliche Weltanschauung erlebt
Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP befin-

det sich in einem Gebäude der Arbeiter-
bewegung in Leverkusen. Es wurde Anfang 
der 30er Jahre als „Volkshaus“ von revolu-
tionären Arbeitern errichtet und von den 
Faschisten enteignet. Nach 1945 kam das 
Haus in den Besitz der Kulturvereinigung 
Leverkusen. Mieter und Hauptnutzer dieser 
Einrichtung ist die Karl-Liebknecht-Schule. 
Seit mehreren Jahren gehört marxistische 
Bildungsarbeit zu den vorrangigen Aufgaben 
der Schule. Angeboten werden Wochenend- 
und Grundlagenseminare über mehrere Tage. 
Die Schule gibt außerdem der SDAJ Raum für 
ihre regelmäßigen Zusammenkünfte und 
ermöglicht Treffen ausländischer Genos-
sinnen und Genossen. Unser „Hausmeister“, 
Mustafa, sagte einmal: „Haus gehört Arbei-
terklasse.“ Für mich ist es ein Ort gelebter 
Solidarität.
Als ich vor sieben Jahren das erste Mal dieses 
Gebäude betrat, fühlte ich mich dort sofort 
heimisch. Weil die Schule genügend Über-
nachtungsmöglichkeiten bietet, geht man 
nach den Seminaren nicht wieder ausein-
ander. Bei Bier, Wein und guter türkischer 
Küche sitzen die Genossinnen und Genos-
sen oft lange zusammen, um zu diskutieren 
und Erfahrungen auszutauschen oder ein-
fach mal gemeinsam herzlich zu lachen. 
Das Seminar, das am 17. und 18. Septem-
ber stattfand, war dem marxistischen Phi-
losophen Hans Heinz Holz gewidmet, der 
sich die Erforschung und Weiterentwick-
lung der dialektisch-materialistischen Phi-
losophie zur Lebensaufgabe gemacht hatte 
und mitbeteiligt war an der Ausarbeitung 
des aktuellen Parteiprogramms der DKP. 
Er gehörte bis zu seinem Tod im Dezember 
2011 dem „RotFuchs“-Autorenkreis an. Das 
Seminar war Teil der Reihe „Politische Phi-
losophie und philosophische Politik“ und 
gab eine Einführung in Holz’ Buch „Kom-
munisten heute – Die Partei und ihre Welt-
anschauung“ (nachzulesen unter http://
rotfuchs.net/kommunisten-heute.html). 
Wie wir erleben durften, ein alles andere als 
trockener Stoff! Es kommt nämlich darauf an, 
wie man an Texte herangeht, welche gedank-
lichen Verbindungen geschaffen werden, was 
jeder einzelne in die Diskussion einbringen 
kann. Unser Referent Andreas Hüllinghorst 
schlug vor, den Text Schritt für Schritt durch-
zuarbeiten – ein Vorgehen, das sich aufgrund 
der unterschiedlichen Erfahrungen der Teil-
nehmer als richtig erwies. Aber gerade diese 
führten zu der gelungenen und alle berei-
chernden Schulung. Wir waren erstaunt, was 
durch gemeinsame Arbeit aus einem philo-
sophischen Text von hohem Abstraktions-
niveau herauszuholen ist. Unser Schulleiter 
Jürgen Lloyd, der auch dabei war, formu-
lierte: „Wer lernen will, kann diskutieren.“
Hans Heinz Holz schrieb das Buch nach der 
Niederlage des realen Sozialismus in Europa. 
Es ging ihm darum, in einer Zeit der Unsi-
cherheit kommunistisches Selbstverständ-
nis wiederzugewinnen und zu zeigen, wie 

wichtig dabei „die Frage der theoretischen 
Grundlagen in den kommunistischen Par-
teien in der Zukunft ist“. Denn wir haben 
eine Weltanschauung, die uns ermöglicht, 
selbst dann, wenn eine grundlegende Ver-
änderung der gesellschaftlichen Verhält-
nisse noch in großer Ferne liegt, nicht wie 
ein Blatt im Wind zu stehen. Politisches Han-
deln heißt nach Holz „gemeinsames Handeln 
gemäß ein und derselben Idee“, und „Kom-
munisten werden in ihrem politischen Han-
deln dadurch bestimmt, daß sie eine in ihren 
Grundzügen klar umrissene Auffassung von 
den Bedingungen haben, unter denen sich 
die Gesellschaft geschichtlich entwickelt 
hat“.
Zu den Schwerpunkten, die wir im Seminar 
diskutierten, gehörten die Frage der Bedin-
gungen menschlicher Entwicklung und das 
Verhältnis zwischen Mensch und Natur. Die 
Natur unterliegt Gesetzmäßigkeiten. Wenn 
man das nicht erfaßt, hat das Folgen. Wir 
klärten Begriffe wie Selbstbewußtsein und 
fragten: Wie wird die Welt erkannt? Worin 
liegt der Unterschied zwischen Kant und 
Hegel? Was unterscheidet die idealistische 
von der materialistischen Philosophie? Es 
wurde eingehend diskutiert über das Ver-
hältnis zwischen allgemeinen Begriffen und 
persönlicher Wahrnehmung. Nur dem Men-
schen ist es gegeben, Sachverhalte ande-
ren nahezubringen, die sie so nicht erlebt 
haben. Der Text führte uns immer wieder 
in den politischen Alltag zurück. Meinun-
gen auszutauschen ist etwas anderes als 
Situationen einzuschätzen. Diskussionen 
sollten von Sachlichkeit getragen werden, 
und kontrovers diskutieren heißt zu versu-
chen, sich durch Argumente zu verständigen. 
Dazu benötigen wir oft viel Geduld – auch 
die Einsicht, daß Fehler machen und Fehler 
korrigieren zum politischen Alltag gehört. 
Der dialektisch-historische Materialismus 
ist eine Weltanschauung und eine wissen-
schaftliche Methode zur Wahrheitsfindung, 
deren Blick auf die gesellschaftlichen Ver-
änderungen gerichtet ist. Man denke nur am 
Marx und die elfte Feuerbachthese!

„Was gibt uns die Gewißheit, die richtige 
Theorie zu vertreten?“ fragt Hans Heinz 
Holz. Seine Antwort: „allein die geschicht-
liche Wahrheit“. Denn das Besondere einer 
kommunistischen Partei ist, daß ihre Theo-
rie nicht die Interessen irgendeiner Gruppe 
vertritt, sondern „nur dann kommunistisch 
ist, wenn sie das Wohl aller anstrebt“. Damit 
wird erklärt, daß Arbeiterinteressen „all-
gemeine Menschheitsinteressen“ sind. Der 
Text ist auch ein Appell an uns, diese Theorie 
nicht zugunsten eines Jonglierens mit belie-
bigen Meinungen aufs Spiel zu setzen. 
Die Krise der Partei, so Holz, ist nicht die 
Krise des Marxismus. Doch wie schwierig 
ist es, Menschen von der notwendigen Ver-
änderung dieser Gesellschaft zu überzeugen, 
in einer Welt, in der alle Bereiche des Lebens 
dem Erhalt des Kapitalismus dienen, dessen 
Mechanismen nur schwer zu durchschauen 

sind. Gerade deshalb „erfordern viele neue 
Entwicklungen in der Welt unsere Antwor-
ten“.
Holz’ Ausarbeitung wirft auch einen Blick auf 
Lenins Schrift „Was tun?“, die eine Antwort 
auf Theorien wie die von Bernstein gibt. In 
der Auseinandersetzung zwischen Opportu-
nismus und Dogmatismus in der russischen 
Sozialdemokratie entwickelte Lenin den 

„demokratischen Zentralismus“. Auch hier 
warnt Holz vor falsch verstandener Umset-
zung des Begriffs des Prinzips innerhalb der 
Partei. Sie dürfe ihr Konzept „nicht als vor-
gegeben übernehmen“, sondern müsse es 

„aufgrund theoretisch sauberer Analysen in 
ihren eigenen Reihen erarbeiten und dau-
ernd überprüfen“. 
In unserer Auswertung wurde vor allem die 
konstruktive Gruppensituation betont. Das 
Seminar zeigte, daß Denken Freude machen 
und gemeinsame Arbeit am Text im Disku-
tieren schulen kann. Die unterschiedlichen 
Erfahrungen der Teilnehmer förderten die 
Zusammenarbeit. Sie zeigten, wie inner-
parteiliche Probleme gelöst werden können. 
Zwei erkenntnisreiche Tage ermutigten alle, 
sich auch künftig systematisch mit Fragen 
unserer wissenschaftlichen Weltanschau-
ung zu befassen.
Es sei noch angemerkt: Die Teilnahme an den 
Kursen ist nicht nur DKP-Mitgliedern mög-
lich. Die Tür steht allen Sozialisten und Kom-
munisten offen, die mit anderen diskutieren 
und etwas dazulernen möchten. Keine Angst: 
Das Angebot ist sehr breit und nicht nur phi-
losophisch. 

Ulla Ermen, Königs Wusterhausen

Wer mehr über die Karl-Liebknecht-
Schule erfahren möchte, wird auf 
der Website der KLS fündig:

• http://www.karl-liebknecht-schule.org
• Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen 
Tel.: 0214 / 45418 
kls@karl-liebknecht-schule.org
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Rede auf der Konferenz des Ostdeutschen Kuratoriums von Verbänden (OKV)  
vom 17. November 2016

Sozialistisches Eigentum

Im zweiten Kapitel des Kommunistischen 
Manifests heißt es: „In diesem Sinn kön-

nen die Kommunisten ihre Theorie in einem 
Ausdruck: Aufhebung des Privateigentums, 
zusammenfassen.“1)

Es ist wichtig, ins Bewußtsein zu heben, 
warum dieser Satz mit den Worten In die-
sem Sinn eingeleitet wird. Denn im gleichen 
Kontext betonten Marx und Engels, Überwin-
dung bisheriger Eigentumsverhältnisse sei 
kein kommunistisches Alleinstellungsmerk-
mal; alle Eigentumsverhältnisse unterliegen 
beständigen geschichtlichen Veränderun-

gen; es handele sich keineswegs – wie von 
den Gegnern verleumderisch unterstellt – 
um Beseitigung des Eigentums überhaupt, 
sondern um die des bürgerlichen, des kapi-
talistischen Eigentums; das Kapital ist der 
letzte und vollendetste Ausdruck der Erzeu-
gung und Aneignung der Produkte, die auf 
Klassengegensätzen, also auf Ausbeutung 
der einen durch die anderen, beruht; es 
gehe nunmehr also nicht um die Abschaf-
fung von persönlich erworbenem, selbster-
arbeitetem Eigentum, das im allgemeinen 
Bewußtsein die Grundlage aller persönli-
chen Freiheit, Tätigkeit und Selbständigkeit 
bilde. Zu beantworten sei jedoch die Frage, 
ob die Lohnarbeit, die Arbeit des Proletari-
ers, ihm Eigentum schaffe. Das sei keines-
wegs so. Die Lohnarbeit schafft das Kapital, 
welches die Lohnarbeit ausbeutet, und die-
ses kapitalistische Eigentum kann sich nur 
unter der Bedingung vermehren, daß es neue 

Lohnarbeit erzeugt, um sie von neuem auszu-
beuten. Dieses bürgerliche Eigentum bewegt 
sich allein innerhalb des Gegensatzes von 
Kapital und Lohnarbeit.
Daraus leitet sich zugleich die Schlußfolge-
rung ab, Kapitalist zu sein bedeute nicht, nur 
eine rein persönliche – etwa charakterlich 
bedingte – Stellung in der Produktion einzu-
nehmen. Das Kapital sei vielmehr ein gesell-
schaftliches Produkt, das letztlich nur durch 
gemeinsame Tätigkeit aller Mitglieder der 
Gesellschaft entsteht und sich reproduziert. 
Der sich ausprägende gesellschaftliche Cha-

rakter der Produktion verdeutlicht, daß in 
der bürgerlichen Gesellschaft die lebendige 
Arbeit nur ein Mittel ist, die aufgehäufte 
Arbeit zu vermehren. In der kommunisti-
schen Gesellschaft werde die aufgehäufte 
Arbeit dagegen dazu dienen, den Lebenspro-
zeß der Werktätigen zu erweitern, zu berei-
chern und zu befördern.
Karl Marx hat wiederholt klargestellt, die 
Kommunisten hielten die Proletarier keines-
wegs für Götter. Die Begründung der histori-
schen Mission des Proletariats verlange vor 
allem, aufzudecken, was die Arbeiterklasse 
objektiv sei und was sie aufgrund ihrer Klas-
senlage schließlich zu tun gezwungen sein 
werde. Nur unter Beachtung der Gesamtheit 
dieser Gesichtspunkte wird deutlich, warum 
die Erringung der politischen Macht der 
Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten zwin-
gend notwendig, jedoch kein Selbstzweck, 
sondern Mittel zum Zweck ist.

Auch in den gegenwärtigen Schlachten dür-
fen wir keinen dieser Aspekte aus den Augen 
verlieren, wollen wir uns nicht gegnerischer 
Propaganda wehrlos ausliefern. Die Klassi-
ker haben stets dem detaillierten Nachweis 
des Wandels der Eigentumsformen große Auf-
merksamkeit geschenkt. Ich verweise auf das 
vierundzwanzigste Kapitel des ersten Bandes 
des „Kapitals“ in dem Karl Marx die ursprüng-
liche Akkumulation ausführlich analysierte. 

„Je ein Kapitalist schlägt viele tot“ lautet seine 
Schlußfolgerung bezüglich der geschichtli-
chen Tendenz des kapitalistischen Akkumu-

lationsprozesses. Denn „Hand in Hand mit 
dieser Zentralisation oder der Expropriation 
vieler Kapitalisten durch wenige entwickelt 
sich die kooperative Form des Arbeitsprozes-
ses auf stets wachsender Stufenleiter“.
Das bedeutet im einzelnen: die bewußte 
technische Anwendung der Wissenschaft; 
die Verwandlung der Arbeitsmittel in nur 
gemeinsam verwendbare Produktionsmittel 
kombinierter, gesellschaftlicher Arbeit; die 
Verschlingung aller Völker in das Netz des 
Weltmarkts und die daraus resultierende 
Ausprägung des internationalen Charak-
ters des Kapitalismus.
Daraus folgt letztlich: „Mit der beständig 
abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten, 
welche alle Vorteile dieses Umwandlungs-
prozesses usurpieren und monopolisieren, 
wächst die Masse des Elends, des Drucks, 
der Knechtschaft, der Entartung, der Aus-
beutung, aber auch der Empörung der stets 

Marx-Engels-Denkmal 
in Frunse (Kirgistan)

 Foto: RF-Archiv



Seite 18 RotFuchs / Dezember 2016

anschwellenden und durch den Mechanis-
mus des kapitalistischen Produktionspro-
zesses selbst geschulten, vereinten und 
organisierten Arbeiterklasse. Das Kapital-
monopol wird zur Fessel der Produktions-
weise, die mit und unter ihm aufgeblüht ist. 
Die Zentralisation der Produktionsmittel 
und die Vergesellschaftung der Arbeit errei-
chen einen Punkt, wo sie unverträglich wer-
den mit ihrer kapitalistischen Hülle. Sie wird 
gesprengt. Die Stunde des kapitalistischen 
Privateigentums schlägt. Die Expropriateurs 
werden expropriiert.“2)

Die aus der kapitalistischen Produktions-
weise entspringende Aneignungsweise, also 
das kapitalistische Eigentum, sei die erste 
Verneinung des individuellen, auf eigene 
Arbeit gegründeten Privateigentums. Mit 
der Notwendigkeit eines Naturprozesses 
erzeuge der Kapitalismus jedoch einen erneu-
ten fundamentalen Wandel. Es handele sich 
um Negation der Negation. Dabei werde aller-
dings nicht das Privateigentum wiederher-
gestellt, sondern das individuelle Eigentum 
auf der Grundlage der Errungenschaften der 
kapitalistischen Ära, der Kooperation und des 
Gemeinbesitzes der Erde und der durch die 
Arbeit selbst produzierten Produktionsmittel.
Die im Kapitalismus sich vollziehende Unter-
grabung und schrittweise Beseitigung des 
auf eigener Arbeit beruhenden Privateigen-
tums ist ein unerhört langwieriger, harter 
und schwieriger Prozeß. Die Umwandlung 
des tatsächlich bereits auf gesellschaftlicher 
Produktion beruhenden kapitalistischen 
Eigentums in sozialistisches werde dagegen 
schneller vor sich gehen, denn damals han-
delte es sich um die Enteignung der Volks-
masse durch wenige Aneigner, nun jedoch um 
die Enteignung weniger Usurpatoren durch 
die Volksmasse. Karl Marx wird es mir nicht 
verübeln, wenn ich im Lichte der Erfahrungen 
der vergangenen anderthalb Jahrhunderte zu 
dieser letztlichen Aussage anmerke, daß er 
den zeitlichen Horizont und die Schwierig-
keiten der erneuten Umwandlung sehr opti-
mistisch prognostiziert hat.
Zur Untermauerung dieser im „Kapital“ ent-
wickelten fundamentalen Erkenntnisse dient 
auch Friedrich Engels’ 1884 veröffentlichtes 
Werk „Der Ursprung der Familie, des Privat-
eigentums und des Staats“. Die Zivilisation, 
so Engels, habe zunächst den Unterschied 
zwischen Rechten und Pflichten auch dem 
Blödsinnigsten klargemacht, indem sie einer 
Klasse so ziemlich alle Rechte zuwies, der 
anderen dagegen praktisch alle Pf lichten. 
Das habe sich jedoch zunehmend als gefähr-
lich erwiesen und solle deshalb nicht mehr 
sein. Und nun wörtlich: „Was für die herr-
schende Klasse gut ist, soll gut sein für die 
ganze Gesellschaft, mit der die herrschende 
Klasse sich identifiziert. Je weiter die Zivili-
sation fortschreitet, je mehr ist sie genötigt, 
die von ihr mit Notwendigkeit geschaff-
nen Übelstände mit dem Mantel der Liebe 
zu bedecken, sie zu beschönigen und weg-
zuleugnen, kurz eine konventionelle Heu-
chelei einzuführen, die weder früheren 
Gesellschaftsformen noch selbst den ersten 
Stufen der Zivilisation bekannt war und die 
zuletzt in der Behauptung gipfelt: Die Aus-
beutung der unterdrückten Klasse werde 

betrieben von der ausbeutenden Klasse ein-
zig und allein im Interesse der ausgebeute-
ten Klasse selbst; und wenn diese das nicht 
einsehe, sondern rebellisch werde, so sei das 
der schnödeste Undank gegen die Wohltäter, 
die Ausbeuter.“3)

Das Kapital agiert in dieser Richtung erfolg-
reich. Wie wäre es sonst zu erklären, daß 
Klassenkampf und Klassenbewußtsein für 
viele heute Fremdworte zu sein scheinen? 
Wie wäre es sonst möglich, daß in der All-
tagssprache, wie selbstverständlich, Kapita-
listen fälschlicherweise als Arbeitgeber, die 
Arbeiter hingegen sogar von Gewerkschaftern 
als Arbeitnehmer bezeichnet werden? Wie ist 
es zu werten, wenn etwas besser entlohnte 
Arbeiter sich ohne Widerspruch als Angehö-
rige eines diffusen Mittelstandes einordnen 
lassen?
Treffender als Friedrich Engels können wir 
auch heute, unter der Last ständiger Berie-
selung aus unzähligen Massenmedien, diese 
Sachverhalte kaum darstellen. Hinzuge-
kommen sind allerdings nicht enden wol-
lende Hetzkampagnen zur Verteufelung der 
Deutschen Demokratischen Republik. Man 
ärgert sich natürlich jedesmal, wenn wie-
der eine solche Sau durch die Hecke getrie-
ben wird. Doch als Dialektiker sollten wir 
stets fragen, warum der Gegner das über ein 
Vierteljahrhundert nach der Niederlage des 
europäischen Sozialismus mehr denn je für 
unabdingbar hält. Es gibt nur eine logische 
Erklärung: Die neuen alten Herren befürch-
ten Schlimmes für ihr System. Uns dagegen 
sollte das mit Zuversicht erfüllen: Trotz alle-
dem!
Ich empfehle, zur Eigentumsproblematik 
auch Karl Kautskys „Thomas Moore und 
seine Utopie“, die zwei Bände über „Die 
Vorläufer des neueren Sozialismus“, seine 
Begründung des Erfurter Programms der 
SPD und schließlich die 1909 erschienene 
Schrift „Der Weg zur Macht“ zu lesen. Denn 
erst 1912 vollzog Kautsky seinen schmäh-
lichen Schwenk zum Opportunismus und 
erfand den Ultraimperialismus. Schließlich 
landete er im Antisowjetismus, wie auch 
seine heutigen Gefolgsleute. Sie nennen sich 
jedoch Transformationstheoretiker, weil sie 
meinen, das klinge gefälliger. Halten wir fest: 
Die marxistisch-leninistischen Antworten 
auf die Fragen des kapitalistischen wie des 
sozialistischen Eigentums sind absolut fol-
gerichtig.
Doch ebenso muß klar sein: Unsere Theorie 
hat, wie jede andere Gesellschaftskonzep-
tion, natürlich ständig von neuem die Probe 
der Praxis zu bestehen. Könnte es nicht sein, 
daß trotz aller theoretischen Folgerichtig-
keit die sozialökonomischen Bedingungen 
in den verflossenen Jahrzehnten sich so gra-
vierend gewandelt haben, daß die revolutio-
nären Schlußfolgerungen heute nicht mehr 
gelten? Diese entscheidende Frage ist in der 
Tat immer wieder, gestützt auf umfassende, 
allseitig überprüfbare Analysen, zu beant-
worten. Denn sonst wird man unsere Theo-
rie entweder dogmatisch auffassen oder sie 
andererseits als eine originelle Konzeption 
ansehen, die nunmehr jedoch den ihr gebüh-
renden Platz nur noch im Museum für Alter-
tümer finden könne.

Wenden wir uns deshalb den aktuellen Tat-
sachen zu: Im Januar 2016, zu Beginn des 

„Weltwirtschaftsgipfels“ in Davos, veröf-
fentlichte die keineswegs marxistisch orien-
tierte Nichtregierungsorganisation OXFAM 
den sehr aufschlußreichen Bericht: „An Eco-
nomy for the 1 %“.4)

Darin wird ausgeführt, die Kluft zwischen 
Arm und Reich werde in nahezu jedem Land 
der Welt immer größer. Die Geschwindig-
keit, mit der das vor sich gehe, sei besorgnis-
erregend. Ein 2015 vorgelegter Weltreport 
der Bank Credit Suisse ergab, im Folgejahr 
werde das reichste Prozent der Weltbevölke-
rung mehr besitzen als die restlichen 99 %. 
Tatsächlich sei diese Schwelle jedoch bereits 
mehrere Monate eher überschritten worden.
Das allein hätte die in Davos versammelten 
Herrscher der Welt wohl nur zu der bekann-
ten zynischen Aussage veranlaßt, es sei nun 
einmal ein unabänderliches Gesetz mensch-
lichen Lebens, daß es Leistungsträger auf 
der einen und Versager auf der anderen Seite 
gebe. Doch es sollte dicker kommen: OXFAM 
teilte mit, im Jahre 2016 besäßen lediglich 
62 Einzelpersonen so viel wie die gesamte 
ärmere Hälfte der Erdbevölkerung. Ein Jahr 
zuvor seien das noch 80 Superreiche gewe-
sen. Das Gesamtvermögen der ärmeren 
Hälfte der Menschheit ist in den letzten fünf 
Jahren um 38 Prozent, das sind eine Billion 
Dollar, geschrumpft, obwohl die Erdbevöl-
kerung um 400 Millionen Menschen gewach-
sen sei. Gleichzeitig habe sich das Vermögen 
der 62 Reichsten um mehr als eine halbe Bil-
lion Dollar erhöht.
Ich gestatte mir anzumerken: Wir müssen 
angesichts dieser Fakten nicht im dunkeln 
tappen, wenn es um die Aufdeckung der ent-
scheidenden Ursachen für die gegenwärtige 
größte Völkerwanderung in der Geschichte 
der Menschheit geht. Verfolgt man nun aber 
die Diskussion zu diesen von OXFAM dar-
gelegten katastrophalen Tatbeständen, so 
überrascht eine fast absolute Totenstille. 
Auch die skrupellosesten Zyniker wagen es 
nicht, erneut mit der Leistungsträgermasche 
aufzutreten: Denn wenn man diese arme 
Hälfte der Weltbevölkerung – zirka 3,6 von 
7,2 Milliarden – den fünf Dutzend Halbgöt-
tern persönlich zuordnet, sind das pro Kopf 
58 Millionen Menschen.
Lediglich ein Argument wird genannt, das 
sachlich zu beachten ist: Das ist der scheue 
Verweis, die Berechnungsgrundlage bei 
OXFAM sei insofern anfechtbar, weil das 
Vermögen dieser 62 Magnaten zum größ-
ten Teil in Aktien angelegt sei. Ein Börsen-
crash wie im Jahre 2008 könne bewirken, 
ihre Zahl wieder auf – sagen wir – 80 anstei-
gen zu lassen.
Das ist in der Tat denkbar. Denn auch das 
wissen wir ja von Karl Marx: Eine zentrale 
Funktion zyklischer Krisen ist es, durch vor-
übergehende Kapitalvernichtung das kapita-
listische System gewaltsam wieder auf jenen 
Punkt zurückzuführen, von dem aus es 
weitermachen kann. Die Kurve der Zuspit-
zung in der Gesamtbewegung des Kapitals 
verläuft in der Tat nicht gleichmäßig als 
Gerade, sondern wellenförmig. Das ändert 
jedoch, wie die Realität ausweist, nicht das 
geringste an der von Marx aufgedeckten 
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dynamischen Zuspitzung des Grundwider-
spruchs. Diese Erkenntnis ist – auch wenn 
natürlich weiterführende Erkenntnisse, 
über die Digitalisierung, die Umweltpro-
blematik usw. einbezogen werden müssen – 
von größtem Gewicht für den Nachweis der 
unveränderten Gültigkeit unserer revolu-
tionären Theorie.
Betrachtung der Eigentumsfrage in der 
Geschichte heißt keineswegs, nur klassische 
Philosophie, utopischen Sozialismus, christ-
liche Schwärmer usw. ins Auge zu fassen. Wir 
sind gehalten, auch jene Denker zu berück-
sichtigen, die keinerlei Schlußfolgerungen 
in Richtung Sozialismus formulierten. Da 
kann man auf mancherlei Verblüffendes sto-
ßen. Ich nenne beispielsweise Aussagen Jean- 
Jacques Rousseaus in seinem 1750 verfaßten 
Diskurs über den Ursprung und die Grund-
lagen der Ungleichheit unter den Menschen. 
Dort heißt es: „Der erste, der ein Stück Land 
eingezäunt hatte und auf den Gedanken kam 
zu sagen ,Dies ist mein‘ und der Leute fand, 
die einfältig genug waren, ihm zu glauben, 
war der wahre Begründer der zivilen Gesell-
schaft. Wie viele Verbrechen, Morde, wie 
viele Leiden und Schrecken hätte nicht der-
jenige dem Menschengeschlecht erspart, der 
die Pfähle herausgerissen oder den Graben 
zugeschüttet und seinen Mitmenschen zuge-
rufen hätte: Hütet euch davor, auf diesen 
Betrüger zu hören. Ihr seid verloren, wenn 
ihr vergeßt, daß die Früchte allen gehören 
und daß die Erde niemandem gehört!‘“5)

Konkurrenz und Rivalität auf der einen 
Seite, Gegensatz der Interessen auf der 
andern und stets das versteckte Verlan-
gen, seinen Profit auf Kosten anderer zu 
machen, alle diese Übel seien Wirkungen 
des Eigentums und Folgen der unvermeid-
l ich ent stehenden Ungleichheit . Rous-
seau kam dennoch zu dem Schluß: Das 
lasse sich nunmehr nicht mehr rückgän-
gig machen. Möglich und notwendig sei 
jedoch ein auf Vernunft aller Beteiligten 
gegründeter Gesellschaf tsvertrag , der 
diese üblen Folgen begrenze und steuere. 
Das schrieb der große Aufklärer und Weg-
bereiter der französischen Revolution von 
1789 und ref lektierte damit die Tatsache, 
daß die industrielle Revolution lediglich 
erste Schatten warf und der Kapitalismus 
damals unzweifelhaft eine progressive 
Gesellschaftsformation war.
Und auch beeindruckende Überlegungen 
des gerade 25jährigen Wilhelm von Hum-
boldt aus dem Jahre 1792 will ich hier 
anführen, die ungeachtet ihrer bürgerlich-
idealistischen Ausrichtung Beachtenswer-
tes hinsichtlich des Eigentums, auch des 
sozialistischen, zu vermitteln vermögen. Er 
schrieb: „Alles im Menschen ist Organisation. 
Was in ihm gedeihen soll, muß in ihm gesäet  
werden. Alle Kraft setzt Enthusiasmus vor-
aus, und nur wenige Dinge nähren diesen so 
sehr, als den Gegenstand desselben als ein 
gegenwärtiges, oder künftiges Eigenthum 
anzusehen. Nun aber hält der Mensch das 
nie so sehr für sein, was er besitzt, als was 
er thut, und der Arbeiter, welcher einen Gar-
ten bestellt, ist vielleicht in einem wahreren 
Sinne Eigenthümer als der müßige Schwel-
ger, der ihn genießt.“6)

Gibt es hier nicht einen Zusammenhang mit 
Lenins wiederholten Hinweisen, der soziali-
stische Staat sei nur dann stark, wenn seine 
Bürger alles wüßten, es verstünden, und auf 
dieser soliden Basis bewußt handelten. Im 
Umkehrschluß heißt das doch: Wenn sie vie-
les nicht wissen, Entscheidendes zunehmend 
auch nicht mehr verstehen, dann werden sie 
aufhören, bewußt zu agieren. Das haben wir 
schmerzlich erfahren, und das gebietet uns, 
diesbezügliche schwere Fehler in der näch-
sten Runde unter allen Umständen zu ver-
meiden.
Humboldts Aussage regt zudem dazu an, 
etwas zu der gelegentlich unter Sozialisten 
verbreiteten Stimmung zu sagen, in der 
ersten Phase der den Kapitalismus ablösen-
den Gesellschaftsformation sei jeglichem 
überdurchschnittlichem Wohlstand mit Arg-
wohn und Ablehnung zu begegnen. Das ist, 
um es deutlich auszusprechen, keine mar-
xistische Haltung.
Ein Beispiel: Wenn ein begabter Maler mit 
eigener Hand, Pinsel, Leinwand und Farbe, 
Bildwerke schaff t , die ihm begeisterte 
Anhänger zu stattlichen Preisen abkaufen, 
dann kann er natürlich ein reicher Mann 
werden. Das ist nicht im geringsten anrü-
chig, denn sein Wohlstand hat mit Ausbeu-
tung nichts gemein. Seine Mitbürger sollte 
es freuen, wenn er ohne jegliche Sorge um 
den Lebensunterhalt seinem künstlerischen 
Genius freien Lauf lassen kann. Das gilt aber 
nur unter der Voraussetzung, daß er nicht 
sein Geld unverzüglich in Kapital verwandelt.
Was persönliches, selbsterarbeitetes Eigen-
tum betrifft, gibt es auch einen weiteren 
Bezug zwischen der Auf klärung und der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution, 
deren hundertsten Jahrestag wir 2017 fei-
ern. Ich verweise auf das von Lenin unter-
zeichnete Dekret über den Grund und Boden, 
das neben dem Dekret über den Frieden, der 
Deklaration der Rechte der Völker Rußlands 
und den Bestimmungen über die Arbeiter-
kontrolle den Sieg im Roten Oktober ver-
bürgte. Der Text des Bodendekrets ist nicht 
von den Bolschewiki verfaßt worden. Es 
übernahm unverändert wörtlich einen 
Wählerauftrag des Allrussischen Sowjets 
der Bauerndeputierten. Die große Mehrheit 
in diesem Sowjet stellten jedoch noch im 
August 1917 die Sozialrevolutionäre.
Im ersten Absatz hieß es: „Das Privateigen-
tum an Grund und Boden wird für immer 
aufgehoben, der Boden darf weder verkauft 
noch gekauft, weder in Pacht gegeben noch 
verpfändet, noch auf irgendeine andere 
Weise veräußert werden. Der gesamte 
Boden: die Staats-, Apanage-, Kabinetts-, 
Kloster-, Kirchen-, Possessions-, Majorats-, 
und Privatländereien, das Gemeinde-, und 
Bauernland usw., wird entschädigungslos 
enteignet, zum Gemeineigentum des Volkes 
erklärt und allen, die ihn bearbeiten, zur 
Nutzung übergeben.“7)

Anzumerken ist: In der DDR ist das Land der 
werktätigen Bauern zu keinem Zeitpunkt, 
auch nicht nach deren Eintritt in eine LPG, 
nationalisiert worden. Das hindert jedoch 
manchen Zeitgenossen keineswegs, nach 
dem konterrevolutionären Umschwung zu 
behaupten, er sei damals enteignet worden. 

Unbestreitbar ist hingegen: 1990 wurde von 
der vorletzten Regierung der DDR verfas-
sungswidrig die Treuhandanstalt gegründet 
und damit faktisch das sozialistische Volks-
eigentum – das Ergebnis jahrzehntelanger, 
mehr bzw. bei manchen auch weniger enga-
gierter Arbeit aller Bürger – für herrenlos 
erklärt. Die Kohl-Regierung und ihre willi-
gen Vollstrecker mußten nur noch Ausfüh-
rungsbestimmungen modifizieren, um eine 
dritte Negation des Eigentums, die kompro-
mißlose Wiederherstellung der Herrschaft 
des Kapitals, in die Tat umzusetzen. Würde 
ich diese Abläufe im einzelnen interpretie-
ren, müßte ich sehr scharfe Formulierun-
gen verwenden. Darauf will ich verzichten.
Abschließend sei der Blick vielmehr auf die 
früheste Phase kapitalistischer Entwick-
lung, das Zeitalter der Renaissance und der 
Reformation, gerichtet, weil bereits damals 
die Eigentumsproblematik eine bedeutende 
Rolle spielte. Ins nächste Jahr fällt ja auch 
das 500. Reformationsjubiläum.
Es steht natürlich außer Frage: Alle nam-
haften Akteure der Reformation, Jan Hus, 
Martin Luther, Johannes Calvin und auch 
der entschieden revolutionäre Thomas 
Müntzer, sind stets von religiösen Moti-
ven angetrieben worden. Doch sie lebten in 
einer Zeit der Umbrüche und ref lektierten 
theologisch die frühbürgerliche Revolution 
und den Großen Deutschen Bauernkrieg. 
Es gilt demzufolge der Frage nachzugehen, 
warum Karl Marx schrieb, der Reformator 
Dr. Martin Luther sei „der älteste deutsche 
Nationalökonom“ gewesen.8) Es ist wichtig, 
zu erfassen, welche sozialökonomischen 
Inhalte sich hinter Luthers scharfzüngigen 
Tiraden gegen den Wucher und den Mam-
mon verbargen.
Ein Mindestmaß an Bibelfestigkeit kann sich 
als nützlich erweisen. Die Evangelisten Mat-
thäus (Kapitel 6/Abschnitt 24) und Lukas 
(Kapitel 16/Abschnitt 13) bezeugen ja ein-
drucksvoll, wie Jesus Christus in seiner Berg-
predigt eine klare Scheidelinie zwischen Gut 
und Böse zog: Niemand kann zwei Herren 
dienen, Gott und dem Mammon.
Gelegentlich ist man gut beraten, Diskus-
sionspartner nicht gleich mit Marx- und 
Lenin-Zitaten zu erschrecken. Richten wir 
also den Blick auf das Jahr 2017 und auf 
beide Jubiläen: Es ist viel zu tun, packen 
wir’s an! Prof. Dr. Götz Dieckmann

1) MEW, Bd. 4, S. 475
2)  MEW, Bd. 23, S. 790 f.
3)  MEW, Bd. 21, S. 172
4)   Ein Wirtschaftssystem für die Superreichen. 

https://www.oxfam.de/system/files/20160118- 
wirtschaftssystem-superreiche.pdf

5)  J.-J. Rousseau: Discours sur l’Origine et les 
Fondements de l’Inegalitè parmi les Hommes. 
Paris 1977

6)  Wilhelm von Humboldt: Ideen zu einem 
Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des 
Staats zu bestimmen. Breslau 1851, S. 20

7)  Die ersten Dekrete der Sowjetmacht. Berlin 
1987, S. 55

8)  Karl Marx: Grundrisse der Kritik der 
Politischen Ökonomie. Berlin 1974, S. 891
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Über die Grenze zwischen Frieden und Krieg

Achtet nicht auf das, was sie sagen,  
achtet auf das, was sie tun!

Das Wort Grenze löst, insbesondere wenn 
die zwischen den beiden deutschen Staa-

ten gemeint ist, in gewissen Kreisen höchstes 
Unbehagen aus. Man unterstellt ihr etwas 
Gewalttätiges, Trennendes, Verächtliches. 
Doch dieselben Leute lassen zu, daß an den 
europäischen Außengrenzen Menschen, die 
in Sehnsucht nach einem besseren Leben vor 
Krieg und Hunger aus ihren Heimatländern 
fliehen, sterben und leiden, täglich und tau-
sendfach. 
Es wird behauptet , die BRD helfe welt-
weit dem Frieden zum Durchbruch. Doch 
es reicht ein Blick ins neue Weißbuch der 
Bundeswehr, um zu erkennen: Der Umbau 
dieser Armee zur Hightech-Angriffsarmee 
läuft auf Hochtouren, Richtlinie um Richt-
linie, die den deutschen Militarismus nach 
dem zweiten Weltkrieg in die Schranken 
wies, wird gekippt. Und überallhin, wo es 
die Rendite lohnt, exportiert der Weltmeister 
Großdeutschland Haß, Mißgunst und vor 
allem Waffen. Die Trümmer Belgrads sind 
nach der letzten deutschen Bombardierung 

1999 noch nicht geräumt, da schreit es nach 
militärisch gesichertem Zugang zu Märkten 
und Rohstoffen in aller Welt. Die Antragstel-
ler sind jene Banken und Konzerne, jene Sie-
mens, Daimler und Deutsche Bank, die das 
letzte Inferno auf dem deutschen Sonderweg 
sponserten. Taten folgten: Heute steht die 
Bundeswehr dort, wo die Wehrmacht immer 
stehen wollte. Achtet nicht auf das, was sie 
sagen, achtet auf das, was sie tun! 
Wenn Grenzen sich den Kriegstreibern ent-
gegenstellen, die die Welt in rentabel und 
wertlos sortieren und Faschisten und Kriegs-
verbrecher in Amt und Würden bringen, 
wenn Grenzen Versuche beschützen, sich der 
größten Geißel der Menschheit, dem Impe-
rialismus, entgegenzustellen, dann haben 
Grenzen etwas Verbindendes, dann können 
sie Leitplanken einer neuen Zeit sein. Die 
Grenze der DDR war solch eine besondere 
Grenze. Ein Dienst, der Dienst an dem Ver-
such war, dem Frieden die Freiheit zu geben, 
indem jenen die Freiheit beschnitten wird, 
die uns friedlos machen bis heute. Dieser 

Dienst war nicht nur einer für die DDR. Er 
war auch Teil eines Verteidigungsvertrags-
systems, das letztlich für die friedlichste 
Epoche der Menschen in Europa sorgte und 
das all jene, die gegen Kolonialismus und 
Ausbeutung kämpften, entlastete, ihnen den 
Rücken freihielt, eine bessere Ausgangsba-
sis verschaffte. Vielleicht war es nicht oft zu 
spüren, wenn Grenzer Nacht um Nacht im 
Graben lagen, in Wetter und Hitze Ausschau 
hielten und zum Glück meistens nichts zu 
melden war, wenn Stunden und Kilometer im 
Dienst nicht enden wollten – doch sie haben 
Millionen in Ost und West, unserer Kind-
heit, den Eltern das wohl größte Geschenk 
gemacht, das ein Mensch einem Menschen 
geben kann: Frieden. Ein anderer Frieden 
als jener, der uns heute täglich mit verloge-
nen Worten gereicht wird und der uns ver-
dammt zuzusehen, wie wieder tausendfach 
geschieht, was Grenztruppen und NVA vier-
zig Jahre lang verhinderten: Krieg von deut-
schem Boden aus.

Unentdecktes Land e. V.

Wozu Dopingvorwürfe instrumentalisiert werden

Wenn es gegen Rußland geht, wird selbst 
der Sport mißbraucht, um das Land an 

den Pranger zu stellen. Olympischen Spie-
len kommt dabei eine besondere Rolle zu. 
Sie sind seit jeher ein beliebtes Mittel, poli-
tischen Druck gegen die „andere Seite“ aus-
zuüben. 1952 in Helsinki konnte nur eine 
deutsche Mannschaft – die der BRD – an 
den Spielen teilnehmen, da die DDR auf 
Betreiben bundesdeutscher Politiker im 
IOC nicht anerkannt war. 1980 boykot-
tierten die USA sowie die Bundesrepublik 
Deutschland die Olympischen Spiele in Mos-
kau wegen des Einmarsches sowjetischer 
Truppen in Afghanistan. Auch die DDR war 
davon betroffen. Dieser Beschluß, den wir 
sehr bedauerten, platzte mitten in die Vor-
bereitungen auf Olympia 1984 in Los Ange-
les. Die Sportler damit zu konfrontieren, 
war nicht einfach. Wir erlebten, wie bei 
erwachsenen Männern die Tränen f lossen, 
da sie viele Jahre äußerst hart trainiert hat-
ten, um bei diesem sportlichen Höhepunkt 
dabeisein zu können. Wir erinnern auch 
daran, daß in jener Hoch-Zeit des kalten 
Krieges gerade Sport und Olympia geeig-
net gewesen wären, Völkerverständigung 
und ein friedliches Miteinander sowohl im 
Wettkampf wie auch in Gesprächen zu för-
dern und dazu beizutragen, daß sich Men-
schen und Völker näherkommen. 
Heute wird Polit ik – man denke nur an 
das Stichwort Doping – erneut auf dem 

Rücken der Sportler ausgetragen. Natür-
lich sollten überführte Dopingsünder aus-
geschlossen werden. Aber ganze Verbände 
oder gar ganze Länder auf Grund einzelner 
Verfehlungen die Teilnahme zu verweigern, 
ist Sippenhaft, ungerecht und verfolgt in 
Wahrheit nur das Ziel, Rußland politisch 
wie gesellschaftlich zu schwächen und so 
auch mehr Medaillen für sich zu gewinnen, 
wie der abschließende Medaillenspiegel 
unschwer erkennen läßt.
In diesem Zusammenhang hat sich beson-
ders der Journalist Hajo Seppelt – ein aus-
gewiesener Rußlandhasser – exponiert. Er 
sollte besser die Dopingproblematik in der 
BRD aufarbeiten. Mit seinen unbewiesenen 
Veröffentlichungen schadet er der Leicht-
athletik und dem gesamten Sport. Was ist 
z. B. mit Dopingpraktiken der Freiburger 
Ärzte, was mit Dr. Armin Klümper, vom 
Innenministerium finanziell unterstützt? 
Was ist mit Evi Sachenbacher während der 
Olympischen Spielen in Sotschi, was ist mit 
dem Ringer Leiphold, dem man die Goldme-
daille bei Olympia in Sydney wegen Doping 
aberkannt hat? Was ist mit der Leichtath-
letin Birgit Dressel, die in Behandlung von 
Dr. Klümper war und nach einem „Medika-
mentenmix“ verstorben ist? 
Was ist mit den Radsportlern Jan Ullrich, 
Erik Zabel, Rolf Aldag und anderen? Was 
ist mit den US-Amerikanern, die nachweis-
lich im Radsport und in der Leichtathletik 

gedopt haben? Was ist mit den Sportlern 
anderer Länder, die bei Nachproben ermit-
telt wurden, oder was ist mit Kenia, wo 
massiv gegen die Dopingregeln verstoßen 
worden sein soll? Es ist kein russisches Pro-
blem allein. 
Niemand kann im Ernst glauben, daß in 
Rußland gedopt werde und im Rest der Welt 
nicht . Inzwischen wurde Rußland auch 
von den Paralympics ausgeschlossen. Hier 
bestraft man die bereits durch ihre Behin-
derung betroffenen Sportler noch einmal, 
egal ob sie sich den Regeln entsprechend 
verhalten haben oder nicht. Zusätzlich ver-
abschiedete das IOC einige Sofortmaßnah-
men. Unter anderem werden vorerst keine 
lOC-Sportveranstaltungen in Rußland mehr 
organisiert. Auch die Planung möglicher 
Europaspiele 2019 in Rußland wurde auf 
Eis gelegt. 
Das vorläufige Ende der antirussischen 
Kampagne, die seit den Olympischen Win-
terspielen in Sotschi 2014 auf Hochtouren 
läuft und mit der die westlichen Länder 
auf der sportpolitischen Ebene geschafft 
haben, was sie auf der geopolitischen nicht 
vermochten: die Isolierung der Russischen 
Föderation, neben China das größte Hinder-
nis zur Durchsetzung ihrer ökonomischen 
Interessen. Solange die Welt des Spitzen-
sports kommerzialisiert bleibt, wird es 
immer Doping geben. 

Willi Tepper /  Erhard Richter (†), Berlin
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Das Unbehagen in der Demokratie

Das aus dem Griechischen stammende 
Wort „Demokratie“ und die Sache, die es 

bezeichnet, bedeuten laut allen mir bekann-
ten Enzyklopädien (im Gegensatz etwa zu 
Theokratie, Aristokratie, Plutokratie und 
anderen Herrschaftsformen) soviel wie 
Volksherrschaft, und diese stützt sich auf 
den ehernen Grundsatz, daß alle Gewalt vom 
Volke ausgeht, womit stets die Gesamtheit 
des Volkes und nicht etwa eine privilegierte 
Gruppe oder nur eine soziale Oberschicht 
gemeint ist , sondern (so in der Formal- 
demokratie) die Mehrheit, deren Wille auf 
direktem Wege durch Plebiszite (Volksab-
stimmungen) oder die Wahl von Volksver-
tretern (parlamentarische Demokratie) zu 
ermitteln ist. Auf diese Weise (so der eng-
lische Philosoph Jeremy Bentham, 1748 bis 
1832) soll „das größte Glück der größten 
Zahl“ gewährleistet sein, was freilich vor-
aussetzt, daß die Mehrheit weiß, was für 
sie gut ist und nicht etwa in einem „falschen 
Bewußtsein“ (Marx) befangen ist.
Genau hier setzt bereits unsere Skepsis an, 
denn selbst unter der Voraussetzung soge-
nannter freier Wahlen und dort, wo Wahler-
gebnisse nicht gefälscht werden, kommt es 
schon im Vorfeld von Wahlen zu massiven 
und oftmals irreführenden Beeinflussungen 
der Wähler, durch die Schürung von Ängsten 
oder verheißungsvolle Versprechen („herrli-
che Zeiten“, „Wohlstand für alle“, „Keiner soll 
hungern und frieren“, „blühende Landschaf-
ten“ usw.), die sich dann über kurz oder lang 
als dreiste Lügen erweisen.

Besonders fragwürdig sind die Ergebnisse 
von Volksabstimmungen, die allenfalls etwas 
darüber sagen, was die Mehrheit will oder 
nicht will, aber nicht das geringste dar-
über, ob das von der Mehrheit Gewollte 
gut und richtig ist. Zwar sehen vier Augen 
mehr als zwei, aber auch fünf oder gar fünf-
zig Millionen Wähler können verblendet in 
einem Begeisterungstaumel Fehlentschei-
dungen treffen und sich wie die Lemminge 
ins Verderben stürzen. Wer garantiert, daß 
selbst nach den atomaren Katastrophen von 
Tschernobyl und Fukushima nicht Mehrhei-
ten weiterhin für das Betreiben von Atom-
kraftwerken plädieren? Und fordern nicht 
gerade jetzt fanatisierte Massen in der Tür-
kei die Wiedereinführung der den Menschen-
rechten hohnsprechenden Todesstrafe? 

– Wer dächte da nicht unwillkürlich an den 
kollektiven Schrei: „Führer befiehl, wir fol-
gen!“ oder an das Ende der Weimarer Demo-
kratie durch die Selbstentmachtung des 
Parlaments, das mehrheitlich das Ermäch-
tigungsgesetz erließ und damit die Voraus-
setzung für die Schreckensherrschaft der 
Faschisten schuf?
Damit sind wir bei einem Beispiel, das zeigt, 
daß auch der parlamentarischen Demokratie 
nicht zu trauen ist – sei es, weil Abgeordnete 
mit Blindheit geschlagen sein können, sei es, 
daß sie (auch das ist menschlich) bestech-
lich und korrupt sind oder Vetternwirschaft 
betreiben, das heißt trotz ihres Auftrags, 
Schaden vom deutschen Volk abzuwenden, 
auf dem Wege der Gesetzgebung unter Täu-
schung der Öffentlichkeit Entscheidungen 
treffen, die (siehe die Zahlen der Obdach-
losen, die der unterhalb der Armutsgrenze 
lebenden Kinder, die der verarmten Rent-
ner) gerade nicht das Glück der größten Zahl, 
sondern im Gegenteil den wachsenden Wohl-
stand einer verschwindend kleinen Gruppe 
von Kapitaleignern fördern – jener 10 Pro-
zent der Gesamtbevölkerung, die im Besitz 
von 90 Prozent des gesamten Volksvermö-
gens sind!
Längst werden in den demokratisch verfaß-
ten Ländern Europas und der übrigen Welt 
die wirklich wichtigen gesellschaftspoli-
schen Entscheidungen nicht mehr von den 
gewählten Regierungen getroffen! Die Ban-
kenbosse, die Konzernherren, die Pharma-
industrie, die Waffenfabrikanten sind es, die 
das Sagen haben, die die Regierungen unter 
Druck setzen und im Bündnis mit diesen 
die Völker knechten. Dies eben ist unsern 
Regenten vorzuwerfen: daß sie mit den Fein-
den ihrer Völker paktieren, die Demokratie 
mißbrauchen, ihre Wähler betrügen, daß sie 
das Unrecht verschleiern, statt es publik zu 
machen, und also mitschuldig werden. Man-
che zunächst demokratisch gewählte Regen-
ten mutieren über kurz oder lang sogar zu 
Diktatoren, die demokratische Grundrechte 
abbauen, Verfassungen aushebeln und die 
Menschenrechte verletzen. 
Von einer inhaltlichen Verwirklichung der 
Demokratie, etwa der Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel, kann ebenfalls nicht die 
Rede sein, obwohl gerade dafür Artikel 14

des Grundgesetzes („Eigentum verpflichtet“) 
die Voraussetzung böte.
Angesichts eines derart desaströsen Bildes, 
wie zumal die westeuropäischen parlamen-
tarischen oder Formaldemokratien es bieten 

– was um alles in der Welt könnte bei einer 
derartigen Diagnose noch ein praktikables 
Therapeutikum sein? Wir wissen, längst sind 
die Monopolkapitalisten so klug geworden, 
daß sie die vielfältigen Formen der Ausbeu-
tung geschickt zu tarnen wissen, längst sind 
sie so schlau, die unterdrückten Massen leid-
lich bei Laune zu halten und über ihre Nöte 
zu täuschen, damit sie nur ja kein Klassen-
bewußtsein entwickeln oder gar sich inter-
national zusammenschließen. Revolutionäre 
Situationen (obwohl sie da und dort, z. B. in 
Bangladesch, längst existieren) werden ver-
schleiert, damit sie nicht ins Bewußtsein 
der Weltöffentlichkeit dringen. Die leidvoll 
Betroffenen, die Ausgebeuteten, hält man 
bewußt in der Angst, daß es ihnen, sobald sie 
aufbegehren, noch schlechter gehen werde 
als ohnehin schon. Wie sehr, bis zu welchem 
Grad muß der Leidensdruck noch steigen?  
Ich bin kein Prophet, aber eines scheint mir 
sicher: Früher oder später wird es da oder 
dort zur Revolution kommen, und die Kapi-
taleigner, im Bündnis mit den Militärs, wer-
den nicht zögern, Waffen einzusetzen, um 
ihre Pfründe zu sichern. Es droht ein womög-
lich globaler Krieg. Um ihn zu verhindern, 
ist eine neue Internationale weltweiter Frie-
denskräfte dringend geboten!

Theodor Weißenborn

Profitgeier

Die einen kommen erster Klasse zur Welt 
die andern kommen zweiter Klasse zur Welt

die einen werden gebildet 
die andern werden ausgebildet

die einen stellen danach was dar 
die andern stellen danach was her

den einen stehen alle Türen offen
den andern stehen alle Fabriktore offen

die einen verdienen 
die andern dienen

Der Unternehmer heißt Unternehmer 
weil er etwas unternimmt

Der Arbeiter heißt Arbeiter 
weil er arbeitet

Würden die Arbeiter was unternehmen 
müßten die Unternehmer arbeiten

Floh de Cologne  (1972)

Der große Trick des Westens ist 
ja, daß man den Kapitalismus 
in Demokratie  umgetauft hat. 
Für mich gibt es keine wirkliche 
Demokratie, sondern es gibt die 
Herrschaft der Geldwirtschaft.

Haben Sie Hoffnung auf neue 
Versuche in Richtung Sozialismus?

Natürlich, denn ein System, das aus 
allem Menschlichen einen Markt 
macht, kann nicht human sein. 
Insofern wird es ... immer wieder 
antikapitalistische Bewegungen 
geben, die vielleicht auch eines 
Tages erfolgreich sein werden.

Aus einem Gespräch, das Jana Frielinghaus 
Ende August 2016 mit dem Schriftsteller 
und ehemaligen Bundestagsabgeordneten 
Dieter Lattmann führte. 
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Am 1. Dezember 1946 wurde die Deutsche Grenzpolizei gebildet 

Entscheidungen an der Grenze
Anfang Juni 1952, die mündlichen Abitur-

prüfungen standen unmittelbar bevor, 
hatte ich mich noch nicht für einen Studien-
gang entschieden. Ich schwankte zwischen 
Journalistik, Jura und Pädagogik mit den 
Fächern Geschichte und Deutsch. Da rief mich 
die SED-Kreisleitung zu einem Gespräch. Die 
Genossen machten es kurz: Am 26. Mai hatte 
der Ministerrat der DDR Maßnahmen zur ver-
stärkten Sicherung der Demarkationslinie zu 
den westlichen Besatzungszonen beschlos-
sen, woraus sich auch die Notwenigkeit zur 
Verstärkung der Grenzpolizei ergab. Ob ich 
bereit sei, mein Studium vorerst aufzugeben 
und drei Jahre an der Grenze zu dienen. Es 
wäre wichtig, daß junge Genossen – ich war 
seit dem 24. März Mitglied der Partei – mit 
gutem Beispiel vorangingen, denn der Dienst 
sei freiwillig.
Man mußte mich nicht überzeugen, hatte ich 
doch die politische Entwicklung aufmerk-
sam verfolgt. Seit der separaten Währungs-
reform 1948 betrieben reaktionäre Politiker 
in Bonn mit Adenauer an der Spitze die Spal-
tung Deutschlands. 
So fand ich mich am 7. Juli mit vielen etwa 
gleichaltrigen jungen Männern in der Zen-
tralschule der Deutschen Grenzpolizei in 
Sondershausen ein. Von der hohen Anzahl 
Freiwilliger offensichtlich überrascht, gab 
es zwar Unterkünfte, aber keine Uniformen. 
Dennoch begann am nächsten Tag die Ausbil-
dung, viele von uns bestritten sie in Sommer-
kleidung. Neben ausgiebigen Sportstunden 
gab es Vorträge und Instruktionen über die 
Situation an der Demarkationslinie, über das 
Verhalten im Grenzdienst, über Gesetze und 
Vorschriften; dazu Unterrichtung am sowje-
tischen Karabiner 44. Nach einer Woche, nun 
eingekleidet in die blaue Polizeiuniform mit 
einem grünen Schild und einem silbernen „G“ 
auf dem linken Ärmel, schloß sich die prak-
tische Geländeausbildung an. Hier übten wir, 
wie man sich im Gelände bewegt, wie man 
sich tarnt, wie Grenzverletzer gestellt und 
festgenommen werden. 
Völlig überraschend erhielten wir am späten 
Abend des 31. Juli den Befehl zum Abmarsch 
an die Grenze. Grund: Unsere Unterkünfte 
wurden für die nachkommenden Freiwilli-
gen gebraucht. So erreichten wir am näch-
sten Morgen einen winzigen Ort im südlichen 
Thüringen an der D-Linie, wie wir damals 
sagten, zur US-amerikanischen Besatzungs-
zone. Haubinda hieß das Dorf und war Stand-
ort einer Grenzkommandantur. Hier sollte 
die Ausbildung unter Leitung des Stabschefs, 
eines blutjungen Unterkommissars, fortge-
setzt werden.
Sie blieb mir erspart, denn schon am über-
nächsten Tag beförderte mich ein Pferdefuhr-
werk zum etwa zehn Kilometer entfernten 
Grenzkommando Mendhausen. Ich sollte die 
dort verbliebenen drei Parteimitglieder in 
der politischen Arbeit unterstützen, denn der 
Politstellvertreter sei schwer erkrankt und 
würde für viele Monate ausfallen. Vor allem 
sollte ich die ab September einzuführende 

regelmäßige politische Schulung meiner 
Kameraden leiten.
Was ich in Mendhausen antraf, entsprach in 
keiner Weise meiner Vorstellung von einer 
Volkspolizei-Dienststelle. Von einem dafür 
vorgesehenen Gebäude keine Spur. In einem 
halben Bauernhaus wurden zwei untere 
Räume als Wache und Waffenkammer genutzt. 
Darüber befand sich das Dienstzimmer des 
Kommandoleiters, im Nebengelaß schlief er. 
Auf der anderen Straßenseite konnte ein gan-
zes Haus von den Grenzern genutzt werden; 
dort waren Küche, ein kleiner Speiseraum 
sowie ein Freizeit- und Kulturraum eingerich-
tet worden, darüber Unterkünfte für jeweils 
zwei bis drei Mann. 
Zur Ausrüstung zählten neben alten Kara-
binern K 98 einige Pistolen, ein Krad, zwei 
Fahrräder, zwei Pferde (zur Bearbeitung des 
10-m-Kontrollstreifens) sowie in der Wache 
ein altes Feldtelefon. Mit dem Krad fuhren 
Meister Kirschnick, wenn er nach Haubinda 
befohlen wurde, und der Furier, wenn er mit 
einem großen Rucksack Lebensmittel in Röm-
hild einkaufte.
Am nächsten Tag begleitete ich den Komman-
doleiter zu einem Kontrollgang an die Grenz-
linie. Er erklärte mir die Streifenwege und wo 
die günstigsten Beobachtungsposten sind, 
wobei er darauf hinwies, daß auch Beobachter 
der Sowjetarmee in unserem Abschnitt einge-
setzt sind. Natürlich informierte er mich über 
Aktivitäten westlich der Grenze sowohl des 
Wachpersonals als auch von Zivilisten. Pro-
vokationen der verschiedensten Art fänden 
häufig statt, deshalb sei Wachsamkeit drin-
gend geboten. Dabei verwies er darauf, daß 
innerhalb von nur drei Jahren sieben Grenzer 
von westzonalen Terroristen und US-ameri-
kanischen Besatzern ermordet worden sind.
Dann begann mein Grenzeralltag. Verlief 
er normal, waren das jeweils acht Stun-
den in drei Schichten. Anfangs wurden mir 
erfahrene Postenführer zugeteilt: Ober-
wachtmeister Werner Herrmann sowie die 
Wachtmeister Heinz Roßberg und Werner Tit-
tel, Arbeiterjungs aus Sachsen. 
Auch von der Gegenseite wurde die Grenze 
bewacht. Jeden Tag hielten sich dort Ange-
hörige des Zollgrenzdienstes und der bay-
erischen Grenzpolizei auf, Männer im 
fortgeschrittenen Alter, von denen man 
annehmen konnte, daß sie bereits anderen 
Machthabern treu gedient hatten. Sie ver-
hielten sich zurückhaltend, beobachteten 
unser Gebiet, machten Notizen. Anders der 
Bundesgrenzschutz. Die militärisch ausge-
bildete, ausgerüstete und bewaffnete Truppe 
erschien meist in Zugstärke und trat entspre-
chend provokant und aggressiv auf. Dumm-
dreiste Bemerkungen, Beschimpfungen und 
Drohungen kamen über die Grenze, sobald 
sie einen unserer Posten sahen. Manche die-
ser uniformierten Rowdys richteten auch ihre 
Waffen auf uns. Und dann tauchten auch noch 
die Ami-Besatzer auf. In ihren Jeeps fuhren 
sie mit ostwärts gerichteten MGs nicht nur 
die Grenzlinie entlang, sondern auch darüber 

auf unser Hoheitsgebiet. Wenn aber ein sowje-
tischer Posten auftauchte, verschwanden sie 
ganz schnell.
Der 7. Oktober 1952 brachte erste Maßnah-
men zur Entwicklung der Deutschen Grenzpo-
lizei zu einer Grenztruppe. Wir erhielten neue 
Uniformen, neue Waffen und militärische 
Dienstgrade. Vier Wochen später erhielten 
wir personelle Verstärkung, die wir mangels 
anderer Unterkünfte in den Saal der Dorfgast-
stätte einquartierten. Obwohl ich erst drei 
Monate Grenz-Erfahrung hatte, wurde ich als 
Postenführer eingesetzt, hatte nun an einem 
bestimmten Abschnitt für jeweils acht Stun-
den die Verantwortung für die Unantastbar-
keit unserer Staatsgrenze. Außerdem war 
ich weiter für die politische Schulung meiner 
Genossen zuständig.
Bis zum Jahreswechsel 1952/53 reifte mein 
Entschluß, auf ein Hochschulstudium zu ver-
zichten und statt dessen meine Perspektive 
in den Reihen der Deutschen Grenzpolizei zu 
sehen. Die bisher gemachten Erfahrungen, 
das Leben im Kollektiv, das kameradschaft-
liche Verhältnis zu den Vorgesetzten und nicht 
zuletzt die politische Entwicklung in beiden 
deutschen Staaten bestimmten meine beruf-
liche Zukunft. Achtzehn Jahre habe ich den 
Dienst an der Staatsgrenze versehen, bis 
ich in eine andere Funktion in der NVA ver-
setzt wurde. Ich konnte mich in diesen Jahren 
zum Militärjournalisten qualifizieren und ein 
Fernstudium der Geschichte an der Berliner 
Humboldt-Universität absolvieren. 

Günter Freyer, Oberstleutnant a. D. 

Hans Bauer (Hrsg.): Halt! Stehenbleiben! 
Grenze und Grenzregime der DDR.
edition ost, Berlin 2016. 272 S., 14,99 €
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Ruth Rewald ist nicht vergessen
Die am 5. Juni 1906 in Berlin geborene deutsch-
jüdische Kinder- und Jugendbuchautorin Ruth 
Rewald hat u. a. das einzige deutschsprachige 
Jugendbuch zum Spanienkrieg geschrieben. 1942 
wurde sie im KZ Auschwitz ermordet. 
Der Literaturwissenschaftler und Historiker Dr. 
Dirk Krüger aus Wuppertal ist auf diese bemer-
kenswerte und doch weithin unbekannt geblie-
bene Antifaschistin aufmerksam geworden und 
hat in langjähriger mühevoller Recherche ihren 
Lebensweg erforscht und sie so vor dem Verges-
sen bewahrt.
Wir dokumentieren Auszüge aus einem Interview, 
das er dem Sender „arte“ gegeben hat.  

Wie sind Sie auf Ruth Rewald gestoßen?
Ich bin beim Studium des in der DDR von Silvia 
Schlenstedt 1981 erarbeiteten und veröffent-
lichen Werkes „Kunst und Literatur im antifa-
schistischen Exil 1933–1945“ in einer Fußnote 
auf sie gestoßen.

Was genau haben Sie erfahren?
Daß ihr Nachlaß im Zentralen Staatsarchiv der 
DDR, in Potsdam, archiviert sei und daß sich 
darin das unveröffentlichte Typoskript zum 
Kinder- und Jugendbuch „Vier spanische Jun-
gen“ befinde.

Wie ging es weiter? 
1986 habe ich mit Hilfe der DKP die Erlaubnis 
bekommen, den Nachlaß in Potsdam einzuse-
hen und mehrere Wochen im dortigen Archiv 
zu arbeiten. 

Können Sie uns etwas über diese Autorin sagen?
Ruth Rewald und ihr Mann, der jüdische Jurist 
Hans Schaul, sind 1933 vor den Nazis nach 
Paris geflohen. Dort hat sie mit zahlreichen 
Gelegenheitsarbeiten die Familie „über Was-
ser gehalten“ und zwei Kinder- und Jugend-
bücher geschrieben: „Janko – Der Junge aus 
Mexiko“ und „Tsao und Jing Ling – Kinderle-
ben in China“. Im Herbst 1936 ist Hans Schaul 
nach Spanien gegangen und hat dort bis zum 
Ende des Krieges in den Internationalen Bri-
gaden gekämpft.

Und was machte seine Frau? 
Ruth Rewald blieb zunächst in Paris, wo am 
16. Mai 1937 die Tochter Anja geboren wurde. 
Als ihr Mann in einem Brief von den vier spa-
nischen Jungen berichtete, die am Nachmittag 
des 16. Juni 1937 mit dem Ruf „Nix Arriba!“ aus 
der Bergarbeiterstadt Penarroya zum „Batail-
lon der 21 Nationen – Tschapajew“ übergelau-
fen waren, haben Alfred Kantorowicz, Willi 
Bredel und Gustav Regler beschlossen, Ruth 
Rewald nach Spanien einzuladen. Sie wollten 
Ruth bitten, über diese vier Jungs ein Buch zu 
schreiben. 

Wie hat sie reagiert?
Sie hat, nachdem sie eine Betreuung für ihr 
Kind gefunden hatte, um die Jahreswende 
1937/38 drei Monate in dem Kinderheim 
„Ernst Thälmann“, das die 11. Internationale 
Brigade in einem verlassenen Schloß in der 
Nähe von Madrid eingerichtet hatte, zusam-
men mit den spanischen Kindern gewohnt 

und gelebt. Nach ihrer Rückkehr machte sie 
sich ans Schreiben, hielt Vorträge und ver-
faßte zahlreiche Reportagen, die teilweise in 
Schweizer Zeitungen veröffentlicht wurden – 
und etwas Geld einbrachten. Fast alle Exil-Zei-
tungen haben damals die Geschichte von den 
vier spanischen Jungen übernommen. Doch 
ein Verleger für das Buch fand sich nicht. Man 
lehnte mit der Bemerkung ab, der Spanienkrieg 
wäre verloren. Es passe nicht mehr in die Zeit.

Was passierte dann?
Im Mai 1940 überfiel die deutsche Wehrmacht 
Frankreich. Bereits am 14. Juni 1940 erfolgte 
die kampflose Einnahme von Paris. Frankreich 
zerfiel in zwei Teile: Es entstand eine „besetzte 
Zone“ und ein französisches Restgebiet mit 
dem Regierungssitz im Kurort Vichy und mit 
General Petain an der Spitze. Hans Schaul, der 
aus Spanien zurückgekehrt war und zahlreiche 
Solidaritätsaktionen für Spanien organisiert 
hatte, hat man zunächst im Lager Le Vernet 
und dann im Lager Djelfa in Algerien interniert. 
Er wurde von dort in die Sowjetunion eingela-
den. Damit konnte er sein Leben retten.
Ruth Rewald packte im Mai 1940 ihr gesam-
tes geschriebenes und gedrucktes Hab und Gut 
in einen Koffer (deutsche Frauen mit Kindern 
waren noch von der Internierung in Lagern 
ausgenommen) und floh zunächst nach Saint 
Nazaire. Als die Stadt von den Nazis zu einem 
militärischen Sperrgebiet erklärt wurde, floh 
sie weiter die Loire entlang und gelangte am 
29. November 1940 nach Les Rosiers-sur-Loire. 
Dort bekam sie eine kleine Wohnung. Ihre 
Tochter konnte ohne Probleme die Schule besu-
chen. Ihre letzte Karte an ihren Mann trägt das 
Datum 17. Juli 1942 und das Poststempeldatum 
18. Juli 1942. Sie schreibt: „Mein lieber Hans! Es 
ist soweit. Ich fahre zur Erntearbeit, ich weiß 
noch nicht wo … Ich glaube nicht, daß du so 
bald Nachricht bekommst … Außer der Tren-
nung von Anja wird mir nichts etwas ausma-
chen … Dir alles Gute! Ruth“

Was geschah im Juli 1942 genau?
Les Rosiers lag in der „Zone d’occupation alle-
mande“, in der besetzten Zone. Ruth Rewald 
wurde am 17. Juli 1942 im Rahmen der Groß-
razzia „Rafle du Vél d’Hiv“, die Teil der „Opéra-
tion vent printanier“ und Teil der „Operation 
écume de mer“ zur „ehebaldigsten restlosen 
Freimachung Frankreichs von Juden“ von der 
Gestapo mit Unterstützung der französischen 
Polizei verhaftet und ins Gefängnis von Angers 
gebracht. Am 18. und 19. Juli wurden von den 
Behörden die Deportationslisten erstellt. Dar-
auf waren die Namen von 824 Juden, darunter 
430 Frauen, registriert. Ruth Rewald bekam 
die Nummer 68. Am 20. Juli, um 21.35 Uhr, ver-
ließ der Zug den Bahnhof von Angers st. Laud. 
Sein Ziel: das KZ Auschwitz. 
Ruth Rewald wurde nur 36 Jahre alt. Ich habe 
mich oft gefragt, was sie nicht alles hätte schaf-
fen können, wenn sie überlebt hätte. Bereits 
die Arbeiten vor 1933 bewiesen ihre großar-
tige Fähigkeit, Bücher für Kinder und Jugend-
liche zu schreiben. Ihre Erzählung „Janko 

– Der Junge aus Mexiko“ ist gerade heute ange-
sichts der aktuellen Flüchtlingsbewegungen 

hochaktuell. Es gibt für mich kein besseres 
Kinder- und Jugendbuch zu diesem Problem. 
Auch „Tsao und Jing Ling“ ist für die immer wie-
der aufflammende Diskussion um Kinderarbeit 
ein sehr wichtiges und aktuelles Buch. Ganz 
zu schweigen von „Vier spanische Jungen“, das 
auch 80 Jahre danach das einzige, packend und 
informativ geschriebene deutschsprachige 
Kinder- und Jugendbuch zum Spanienkrieg 
geblieben ist.

Was geschah mit Anja und dem Koffer mit den 
Unterlagen?
Das Mädchen wurde zunächst von der Nachba-
rin und später von der Lehrerin betreut. Den 
Koffer hat die Gestapo beschlagnahmt und 
in ihr Hauptquartier nach Berlin gebracht. 
Nach der Befreiung Berlins haben ihn Solda-
ten der Roten Armee gefunden und nach Mos-
kau geschickt.
1957 wurde er dann in einem „Staatsakt“ der 
DDR übergeben, die ihn im Zentralen Staats-
archiv in Potsdam archivierte. Er schlum-
merte danach unentdeckt und unbeachtet vor 
sich hin, selbst ihr Mann wußte davon nichts. 
Erst 1979 hat ihn die Wissenschaftlerin Silvia 
Schlenstedt entdeckt. 

War das Zentrale Staatsarchiv die einzige Quelle 
für Ihre Forschungen?
Nein. Ich hatte inzwischen erfahren, daß ihr 
Ehemann Hans Schaul in der DDR lebte. Ich 
bekam Gelegenheit, mit ihm und seiner zwei-
ten Ehefrau, Dora, lange Gespräche zu füh-
ren. Dabei ging es auch um Einzelheiten zu 
den „Vier spanischen Jungen“, die er fotogra-
fiert hatte. Er übergab mir alle 42 Karten, die 
er in der Zeit vom April 1941 bis Juli 1942 von 
Ruth erhielt – darunter auch die letzte vom  
17. Juli 1942. Es war das letzte Lebenszeichen 
von Ruth Rewald. 

Haben Sie nicht auch in Les Rosiers geforscht?
Ja. Es war ein emotional sehr bewegen-
der Besuch. Ich war im Sommer 1988 in Les 
Rosiers und habe viele Einzelheiten erfahren. 
Die Lehrerin von Anja hat ganz detailliert und 
mit großem Schmerz und Trauer über ihre 
Bemühungen berichtet, das Kind zu retten, es 
zu adoptieren. Aber die Nazi-Barbaren hätten 
das weinende Kind „am Morgen des 25. Januar 
1944“ brutal aus der Klasse geholt. Es wurde 
nach Drancy und von dort, wie ihre Mutter, 
nach Auschwitz deportiert und ermordet. Sie 
hat mich auch über die Kontakte zur franzö-
sischen Résistance informiert und die ersten 
kleinen Briefe und Zeichnungen von Anja an 
ihren Vater und an den Weihnachtsmann hin-
zugefügt.
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Christine Laszar zum 85. 

Otto Mellies sagte kürzlich bei einer Buch-
lesung in Bad Doberan über sie: „Ich 

lernte sie als eine junge Frau von außerge-
wöhnlicher Schönheit, mit einer großartigen 
Ausstrahlung kennen.“ Die Rede ist von Chri-
stine Laszar, die am 19. Dezember in Rostock 
ihren 85. Geburtstag begeht. Sie spielte in 
mehr als 20 DEFA-Filmen, stand mit Jürgen 
Frohriep, Hans-Peter Minetti, Alfred Müller 
und Otto Mellies vor der Kamera.
Von Kindesbeinen an wollte die 1931 in den 
Masuren geborene Christine auf die Bühne 
oder zum Film. Sie studierte ihn Westberlin, 
hatte erste Engagements am Renaissance-
Theater, beim Kabarett „Die Stachelschweine“ 
und am „Theater der Zeit“ in München. Ihre 
Filmkarriere begann, als der Brecht-Regis-
seur Erich Engel (1891–1966) sie für die 
Hauptrolle in „Geschwader Fledermaus“, ein 
Antikriegsfilm, engagierte. Nach den Schrek-
ken des Krieges glaubte sie, daß es eine neue 
bessere Gesellschaftsordnung geben müßte, 
die sie in der DDR zu finden hoffte. So siedelte 
sie 1958, nach der Scheidung von ihrem ersten 
Ehemann, dem Schauspieler Rudolf Schünd-
ler, mit ihrer vierjährigen Tochter Katrin nach 

Ostberlin über. Zunächst wohnte sie mehrere 
Monate im Gästehaus der DEFA. Hier lernte 
sie Karl-Eduard von Schnitzler kennen, der 
damals beim Rundfunk arbeitete, ebenfalls 
aus dem Westen gekommen und geschieden 
war. Sie heirateten bald, doch die Ehe hielt 
nur vier Jahre.
Der Arbeit an der Volksbühne Berlin folgte 
eine erfolgreiche Zeit als Filmschauspiele-
rin. Aus den Streifen „For eyes only“, „Der 
Arzt von Bothenow“, „Weißes Blut“ und dem 
Krimi „Schwarzer Samt“ sowie dem Fernseh-
Mehrteiler „Tempel des Satans“ ist sie uns in 
guter Erinnerung. Die Schauspielerei, die sie 
ohnehin nicht bis zur Rente betreiben wollte, 
gab sie in den 70er Jahren auf und begann als 
Redakteurin beim Fernsehen. Filmfeuilletons 
und Künstlerporträts waren ihr Metier. Mit 
ihrem Wechsel ins Ostseestudio erfolgte der 
Umzug nach Rostock. Leider war es um ihre 
Gesundheit nicht gut bestellt, was schließlich 
zur Invalidität führte.
Nach einem Urlaub in Dänemark siedelte 
sie 1993, spontan mit Sack und Pack, samt 
ihrem Trabbi, nach Nyköbing um, wo sie, 
wie sie sagte, „einige sehr schöne Jahre“ 

verlebt hat . Doch die häufiger erforderli-
chen Arztbesuche waren der Anlaß, wieder 
nach Rostock zurückzukehren. Ihr Handicap 
war vor allem der Verlust der Sehkraft. Doch 
trotz aller Probleme läßt sich Christine Las-
zar ihren Optimismus nicht nehmen. 

Ursula Rosentreter, Rostock

Wie stelle ich mir das Jahr 2000 vor?
Doris Laartz aus Leipzig, 1991 Lehrerin in einer 
6. Klasse, übergab uns Aufsätze, die ihre Schü-
ler damals zur Frage „Wie stelle ich mir das Jahr 
2000 vor?“ zu Papier brachten. Wir dokumen-
tieren einen davon.

Ich stelle mir vor, daß ich im Jahr 2000 in 
einer sauberen und hygienischen Umwelt 

lebe, daß ich den reinsten Sauerstoff einatme, 
die Ab- und Giftgasfabriken nicht mehr exi-
stieren. Daß die Lebensmittel nicht in Folien 
und die Flüssigkeiten in Büchsen sind, sondern 
in Papier und Flaschen, die wiederverwendet 
werden können. Es sollten Arbeitsplätze für 

jeden Menschen, der arbeiten möchte, vorhan-
den sein. Alle Menschen sollen ein glückliches 
und gesundes Leben führen. Ich möchte eine 
Familie haben, die mich und andere Menschen 
unterstützt und den Leuten hilft, die in Not 
und Elend leben müssen. – Ich möchte einen 
passenden Arbeitsplatz für mich. – Ich wün-
sche mir, daß alle Menschen in Frieden und 
nicht im Krieg aufwachsen. – Ich stelle mir 
vor, im Jahr 2000 alle Kinder – egal, welche 
Hautfarbe sie haben – miteinander spielen zu 
sehen. Ich wünsche mir von ganzem Herzen, 
daß nie, nie wieder ein Weltkrieg ausbricht. 
Alle Menschen sollen sich vertragen und sich 

nicht gegenseitig umbringen! So wie sie es 
manchmal mit Walen und Delphinen tun. Es 
darf keine brutalen Menschen mehr geben, 
die Tiere umbringen. Es müssen sich auch 
die Schiffe mit den Öltanks ändern, damit die 
Meere sauber bleiben und die Fische frei und 
unbeschwert leben können. Die Erde soll leben 
und nicht untergehen! 
Ich möchte im Jahr 2000 einen lieben und ver-
ständnisvollen Mann und zwei liebevolle Kin-
der haben. Aber auch ein umweltfreundliches 
Auto, ein wunderschönes Haus und einen gro-
ßen, blumenreichen Garten. Und für meine 
Eltern auch ein schönes Haus. Bianca (1991)

zum 85. Geburtstag:
Lydia Just (Berlin)  
am 7. Dezember
Gisela Wächter (Pößneck)  
am 13. Dezember
Wolfgang Nicolas (Stralsund)  
am 18. Dezember
Siegfried Bohn (Berlin)  
am 30. Dezember

zum 80. Geburtstag:
Anna-Maria Scheel (Schorssow OT Bülow)  
am 2. Dezember
Dr. Peter Rausch (Munster)  
am 17. Dezember
Manfred Schild (Rostock)  
am 24. Dezember

zum 75. Geburtstag:
Karl Dietrich (Eberswalde)  
am 2. Dezember
Dieter Hein (Berlin)  
am 6. Dezember
Jürgen Kloß (Rostock)  
am 10. Dezember
Heinz-Jürgen Klimsch (Angermünde)  
am 26. Dezember
Günter Oldenburg (Wusterwitz)  
am 28. 12.

zum 70. Geburtstag:
Jürgen Breitsprecher (Rostock)  
am 9. Dezember
Brigitte Mietzsch (Cottbus)  
am 25. Dezember

zum 65. Geburtstag:
Barbara Kliefroth-Hickstein (Berlin)  
am 11. Dezember
Bernd Naumann (Rostock)  
am 12. Dezember
Peter Reinhold (Flöha)  
am 15. Dezember
Christian Stenzel (Dessau-Roßlau)  
am 21. Dezember
Norbert Dobbertin (Pasewalk)  
am 26. Dezember
Jürgen Bonitz (Dresden)  
am 28. Dezember

zum 60. Geburtstag:
Gabriele Lörzer (Chemnitz)  
am 8. Dezember

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats Dezember!
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Das Weihnachtsmärchen

Was war Ihr erstes Erlebnis, als Sie gefan-
gen wurden?“ fragte ich den Gefreiten 

Seibert aus Breslau. 
„Mein erstes Erlebnis? So komisch das auch 
klingen mag – ein Weihnachtsmärchen! 
Im Dezember 1941 war das. Wir hatten 
Schreckliches durchmachen müssen, die 
Todeskälte, bis an den Hals im Schnee, die 
halbe Kompanie schon krepiert und dann 
der Rückmarsch von Moskau – aber das 
haben Ihnen schon andere erzählt , daß 
ich’s nicht noch mal auf zuwärmen brauche. 
Ich war MG-Schütze, seit Anfang an dabei. 
Wie wir uns nun im November ganz ausge-
pumpt hatten, da war ich so schlapp, daß 
ich kaum das MG mehr richten konnte: ,Na‘, 
sagt der Hauptmann, ,Seibert, Sie haben 
sich gut gehalten, ich verspreche Ihnen zu 
Weihnachten Urlaub.‘ Aber nun ging’s wie 
gesagt rückwärts. Statt ins Quartier nach 
Moskau zu kommen, hieß es, Winterlinie 
beziehen, im Eisbunker. Ach, hatten die uns 
angeschissen, von wegen die Russen haben 
die letzten Reserven ins Feuer geschmissen. 
Anfang Dezember noch hatte ich meiner 
Frau eine Karte geschrieben: Weihnach-
ten daheeme! 
Und so Mitte Dezember krieg ich noch einen 
Brief von ihr: Fall ja nicht noch den Rus-
sen in die Hände, hier stehen schreckli-
che Dinge in der Zeitung, was die mit den 
Gefangenen machen. Lieber wollte sie, daß 
ich eine Kugel kriege, als daß ich so was 
durchmachen müßte. Und da uns unsere 
Offiziere alle Tage solche Foltergeschichten 
erzählten, hatten wir einen Heidenbammel 
vor der Gefangennahme. Wenn uns Russen 
in die Hände fielen, ließ der Hauptmann sie 
auf der Stelle abknallen, denn die machen 
es ja mit unseren ebenso, sagte er immer. 
Und das fanden wir ganz in der Ordnung, 
wenn uns die Kerle auch oft leid taten. 
Nu, ich sage Ihnen, es war eine schreckli-
che Zeit; dreimal stand der Tod vor einem: 
Frost, Kugel oder Gefangenschaft. Das war 
nun so Mitte Dezember. Einen Abend war 
Ruhe. Ich geh zum Hauptmann, sage, jetzt 
möcht ich um den versprochenen Urlaub 
bitten. ,Sind Sie wahnsinnig?‘ brüllt der 
mich an, ,kein Mensch mehr da zum MG-
Bedienen, und da wollen Sie auf Urlaub?‘ 
Nun wußte ich aber, daß an demselben 
Tage ein anderer MG-Schütze auf Urlaub 
gegangen war, das war aber dem Haupt-
mann sein Neffe, so ein weechgebackenes 
Jingerle, wie man bei uns daheeme sagt. 
Da hat mich doch die Wut gepackt, wo ich 
schon zwei Finger und einen Fuß angefro-
ren hatte. Also der Weihnachtstraum war 
aus. Und dann kam der 20. Dezember. Das 
Datum vergaß ich nie. Wir waren mit unse-
rer MG-Kompanie beim Rückzug decken auf 
Flankensicherung, sollten unbemerkt in 
einem Hohlweg vor einem Wäldchen Stel-
lung beziehen und nur auf Befehl Feuer 
eröffnen. Wie ich nun da so liege, vor Frost 
steif wie ein Klippfisch, da kommt mir vom 
Wäld chen drüben so ein bißchen Tannen-
duft in die Nase, und auf einmal war mein 
Weihnachtstraum wieder da. Da packt mich 

doch auf einmal so eine Raserei und ich 
gebe in die stille Nacht eine Lage raus, daß 
alles so rasselt. 
Aber das war mein Verhängnis, oder bes-
ser mein Glück. Denn auf einmal bricht’s 
aus dem Wald heraus mit Hurra, und im Nu 
saßen uns paar Kerlen die Russen auf dem 
Hals. Ach, leb wohl, mein Weiberl, leb wohl, 
mein Wuschperl, dacht ich, als so ein langer 
Russe auf mich niederstürzte. Ich konnte 
mich gar nicht mehr umbringen, der hatte 
mich schon ge packt und schleppte mich mit 
sich. Da kam ein anderer Russe dazu, der 
sah, wie ich mich losreißen wollte, da sagte 
er auf deutsch: ,Du Dummkopf, Dir tut doch 
kein Mensch was!‘ Ich rief: ,Schießt mich 
doch nieder! Ich will nicht zum Stab!‘ Da 
sagt der Russe wieder und lacht: ,Du mußt 
mit, wir wollen Euch doch braten und fres-
sen!‘ Mach nur noch so dumme Witze, dacht 
ich. Nun kamen wir in ein Dorf. Wir krieg-
ten ein Geschirr heißen Kohl. Kaum ein 
Mensch kümmerte sich um uns. 
Gegen Morgen kam ein Kommissar, er gab 
uns Zigaretten und fragte uns Verschiede-
nes. Aber wir trauten dem Frieden nicht. 
Wir sagten, die Foltereien kommen erst 
hinten beim Stab. Vormittags brachten sie 
uns zur Bahnstation. Drei Tage fuhren wir, 
wußten nicht wohin. Unterwegs dachte ich 
schweren Herzens an Weihnachten und an 
Frau und Kind, wie die schreien werden, 
wenn sie Nachricht kriegen, ich bin vermißt. 
End lich einmal gegen Abend halten wir wo 
an einem kleinen Tannenwald. Da sagt der 
Landser neben mir: ,Guck mal, die kleinen 
Christbäume. Heute ist doch Heiligabend.‘ 
,Was‘, sag ich, ,Heiligabend?‘ Und da hat’s 
mich doch so gepackt, daß ich in die Dun-
kelheit loslaufen wollte, sollten sie doch 

ruhig hinterherknallen! Aber mein Landser 
hielt mich fest, ich soll doch keine Dumm-
heiten machen, viel leicht kämen wir dort 
mit dem Leben davon. Nun trotteten wir 
durch den niedrigen Wald, und dann stan-
den wir vor einem Haus, sah aus wie ein 
Kloster. Kommen in einen dämmrigen Flur. 
Da hör ich, wie welche deutsch sprechen 
und lachen. Irgendwo spielt einer Klavier. 
Dann ging’s in ein großes Kellergewölbe, 
da mußten wir uns duschen und kriegten 
andere Klamotten. Ich dachte immer, wozu 
das alles? 
Und da kommt ein Landser und sagt, er 
hätte in einen Saal reingeguckt, da hätte ein 
Christbaum gestanden. ,Du phantasierst 
wohl schon‘, sage ich. Und dann mußten wir 
40 ins Hauptgebäude zurück. Nu, und da 
geht eine große Tür auf, und, ich denke, ich 
bin verrückt geworden, da steht ein riesi-
ger Christbaum, und die Kerzen brennen. 
Und die Alten stehen feierlich da und sin-
gen: Brüder, zur Sonne! Da hab ich doch laut 
angefangen zu heulen. Und da kommt ein 
russischer Kommissar und fragt: ,Warum 
weinst du? Kannst dich doch eher freuen, 
daß du gerettet bist!‘ In dem Augenblick 
hätte ich den Mann umarmen können. Alle 
hätte ich umarmen können. 
Gerettet! Ja, jetzt erst wußte ich, ich bin 
gerettet . Sehen Sie, das war mein Weih-
nachtsmärchen. Nun werden wir hier noch 
mal Weihnachten feiern, noch schöner als 
letztes Jahr. Ich freue mich schon auf die 
neuen Landser, wie die staunen werden. 
Aber das schönste Weihnachten wird dann 
das nächste sein. Kein Hitler mehr, kein 
Krieg mehr, und ich lebendig und gesund 
wieder daheeme bei Muttern.“

Erich Weinert (1942)

 Zeichnung: Gertrud Zucker
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Stimmen aus aller Welt über die DDR (Folge 6)
Solange der sozialistische deutsche Staat, die 
DDR, existierte, haben sich immer wieder Per-
sönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder nach 
Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jah-
restag am 7. Oktober 1979 hat die Auslands-
presseagentur Panorama DDR über hundert 
solcher Stellungnahmen in einem Buch vereint. 
Entstanden ist so ein Mosaik persönlicher Erfah-
rungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück 
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. 
Stellvertretend für die anderen werden wir in 
den nächsten Monaten einige dieser Äußerun-
gen veröffentlichen – Älteren zur Erinnerung, 
Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die 
DDR für die Welt – und für uns – war.

Kanonikus  
Raymond Goor 
(1908–1996)
Präsident des Inter-
nationalen Komitees 
für Sicherheit und 
europäische Zusam-
menarbeit,
Lenin-Friedenspreis-
träger

Jeder ernsthafte Analytiker der histo rischen 
Evolution der europäischen Politik seit dem 
Ende des zweiten Weltkrieges kann nicht mehr 
leugnen, daß die Existenz der DDR einen günsti-
gen Faktor für die Durchsetzung der friedlichen 
Koexistenz zwischen Staaten unterschiedli-
cher Gesellschaftsordnung und für die fort-
schreitende Entwicklung einer vorteilhaf ten 
gegenseitigen Zusammenarbeit bildet. Die Tat-
sache, daß die DDR im Herzen Europas liegt, ist 
nicht nur ein geogra phischer Gesichtspunkt, 
sondern auch ein geopolitischer.
Bei der Herstellung neuer internationa ler 
Beziehungen zwischen den europäi schen Völ-
kern kommt der DDR eine be sondere Rolle 
zu. Ihre Grenzen sind neue Grenzen, deren 
Schutz für die Stabilität und die Entwicklung 
der zwischenstaat lichen Beziehungen uner-
läßlich ist.
Das gute und harmonische Funktionie ren des 
Herzens – bestimmt es nicht die Vitalität und 
Aktivität des ganzen Kör pers? Alle Freunde der 
DDR zählen auf sie und wissen, daß sie auch für 
die Zukunft eines neuen Europas auf sie zählen 
kön nen, eines Europas, das nicht mehr durch 
lähmende Angst, Mißtrauen und destruk tiven 
Verdacht gequält wird und das, solchermaßen 
befreit, zu der Entwicklung einer ökonomi-
schen und politischen Welt ordnung wird bei-
tragen können, in der die Rechte der Völker 
und Menschen auf dieser Erde künftig respek-
tiert werden. 

David Oistrach 
(1908–1974)
Geigenvirtuose, 
Komponist und Diri-
gent, UdSSR

Es war 1952 zur Beet-
hoven-Ehr ung , als 
ich das erste Mal in 
die DDR kam. Diese 

erste Reise hat unvergängliche Eindrücke bei 
mir hinterlassen, die in den folgenden Jahren 
weiter vertieft wurden. Aus dieser Zeit datie-
ren auch meine Bekanntschaften mit wunder-
baren Musikern wie den Dirigenten Hermann 
Abendroth und Franz Konwitschny. Wir 
haben uns sehr schnell angefreundet, und in 
allen folgenden Jahren hat sich diese Freund-
schaft ver tieft, wurde enger. Immer besser 
wurde auch meine Kenntnis vom Publikum in 
der DDR.  Im Unterschied zu anderen Ländern 
ist Musik für die Menschen hier nicht nur Ver-
gnügen, sondern eine Lebensnot wendigkeit, 
das spürt man in allem: dem Interesse an Kon-
zerten, der ungewöhn lichen Popularität der 
Schallplatte, den hohen Auflagen der Musik-
literatur und Noten. Das alles bildet natürlich 
nicht nur ein teilnehmendes Publikum, son-
dern auch ein wissendes, das sehr fein auf das 
Können des Künstlers reagiert.
Besonders engen Kontakt pflegte ich mit den 
DDR-Orchestern, die man ruhig zu den besten 
der Welt zählen darf: die Dresdner Staatska-
pelle oder das Leip ziger Gewandhausorche-
ster. Ich bewun derte das große Repertoire 
der DDR-Bühnen, es ist ein schwieriges, 
jedoch auch interessantes. Die großen Häu-
ser beherrschen Opern von Händel bis hin 
zur jüngsten Oper von Paul Dessau. Ich war 
fast überall in der Welt und weiß, wie Thea-
ter und Oper der DDR geschätzt werden. Als 
alter Freund dieses Landes und seiner Kunst 
freue ich mich darüber sehr.
Auf der Rückreise aus dem Urlaub war ich für 
zwei Tage in Berlin, wohnte im Hotel „Stadt 
Berlin“. Als ich aus dem Fenster auf das Pan-
orama sah, auf das Zentrum, auf die Spirale 
am Brunnen und den Fernsehturm, war es 
schwer vorstell bar, daß das alles in „meinen 
22 DDR-Jahren“ aufgebaut worden war. Ich 
meine nicht nur die Quantität, ich meine den 
Stil: Die Architekten haben den modernen 
Stil ergänzt durch viele harmonische Details 
der Kunst und Geschichte. Und nicht nur die 
Architekten, auch die Arbeiter haben mit ihrer 
handwerklichen Meisterschaft dazu beige-
tragen. Diese Menschen sind die Schöpfer 
des neuen Lebens, nicht nur der Paläste. Und 
wenn ich vor ihnen spiele, denke ich: Nicht du 
bist der Künstler, sondern sie. 

Halina 
Czerny-
Stefanska 
(1922–2001)
Pianistin und 
Hochschulleh-
rerin,  
VR Polen

Als ich in Zwickau war, lag die Fixierung 
des Vertrages über Freundschaft, Zusam-
menarbeit und gegenseitigen Beistand zwi-
schen der DDR und der Volksrepublik Polen 
wenige Tage zurück. Da war ich sehr bewegt, 
daß nun schriftlich niedergelegt ist, auf einer 
neuen, höheren Stufe, was die Völker unse-
rer beiden Länder doch schon seit vielen Jah-
ren in menschlichen Kontakten und auf dem 
Gebiet der Wis senschaft, der Volksbildung oder 

der Kultur in der Praxis verwirklichen. Die 
unzähligen guten Verbindungen sind da durch 
dokumentiert worden, und ich sehe in die-
sem Vertrag noch weitere Möglich keiten des 
freundschaftlichen Zusammen wirkens. Meine 
künstlerische und pädagogisch-bewertende 
Arbeit in der DDR steht in diesem Zusammen-
hang. Immer wieder komme ich gern hierher.

Dr. Leopoldo Niilus 
(1930–2015)
Direktor der Kom-
mission der Kirche 
für Internationale 
Angelegenheiten 
beim Weltrat der 
Kirchen in Genf

E i n  i n t i m e r  K e n -
ner der DDR, ihres 

er folgreichen Aufbauwerkes und der Pro-
bleme, die sie bei der weiteren Ausgestal tung 
ihrer sozialistischen Gesellschaft gewiß noch 
zu lösen haben wird, bin ich noch nicht. Darum 
mögen die Herausge ber dieser Festschrift, die 
mich zu einem Votum „30 Jahre DDR“ einluden, 
Ver ständnis dafür haben, daß ich bei meinen 
Glückwünschen zum Republiksjubiläum gewis-
sermaßen auf „ökumenischem Par kett“ bleibe.
Ich möchte von den Erfahrungen meiner derzei-
tigen Arbeit im Weltkirchen rat her den Beitrag 
hervorheben, den die evangelischen Kirchen 
in diesem Land zu wichtigen Programmen der 
ökumenischen Bewegung geleistet haben und 
auch ge genwärtig leisten. Der im September 
1969 neugegründete Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR hat seine organisato risch-
rechtliche Unabhängigkeit gegen über den Kir-
chen in der BRD bereits kurze Zeit darauf sehr 
eindrucksvoll ver anschaulicht: Anfang 1971  

– gerade in den Weltkirchenrat aufgenom- 
men – be gann er dessen Programm zur 
Bekämp fung des Rassismus zu unterstützen. 
Bis zum heutigen Tag hat er an dieser Loya-
lität festgehalten und sie durch eigen ständige 
humanitäre Spendenaktionen für Befreiungs-
bewegungen im südlichen Afrika zu beweisen 
gewußt.
Ein anderes Beispiel ist das Engage ment, mit 
dem sich der DDR-Kirchen bund an unserem seit 
der Weltkirchenkon ferenz in Nairobi entwickel-
ten Studien programm über Militarismus und 
Abrü stung beteiligt. Als sehr nützlich betrach te 
ich auch bilaterale Gespräche, wie sie der DDR-
Kirchenbund im Frühjahr 1978 mit dem Natio-
nalrat der Kirchen Christi in den USA über die 
akute Gefährdung des Weltfriedens durch die 
Entwicklung neuer Massenvernichtungsmittel, 
zum Beispiel der Neutronenwaffe, aufgenom-
men hat.
Innerhalb der Ökumene ist mit großer Auf-
merksamkeit das Gespräch zwischen dem 
DDR-Staatsratsvorsitzenden und der Leitung 
des DDR-Kirchenbundes am 6. März 1978 zur 
Kenntnis genommen worden. Ich glaube, daß 
der bei jener Be gegnung zwischen Staat und 
Kirche in der DDR bekundete Konsens in Sachen 
Friede und Abrüstung, Antirassismus und Men-
schenrechte auch in Zukunft gute Früchte brin-
gen wird. 



RotFuchs / Dezember 2016 Seite 27

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Das Jahr will gehn. Schon? Aber gib uns 
vorher noch ein Fest, auf dem es sich 

Abschied nehmen läßt . Zu früh, immer 
geschieht alles im Leben, was wirklich 
wichtig ist, zu früh. 
Kleine Urenkelin, Liebe, laß Dir ruhig Zeit. 
Dein wicht igster Termin wäre Anfang 
Januar, das geht ja noch. Aber wann immer 
Du erscheinst, mein Jubel ist Dir sicher. Ein 
leiser Wunsch nur, daß Du kein Weihnachts-
kind sein sollst, denn dann fallen Dir ja 
Weihnacht und Geburtstag als Fest zusam-
men, und das Jahr wird ohne große Tage 
vielleicht ungerecht lang. Aber: „Auf deinem 
kleinen Throne/wächst unsre Verstärkung 

– die nächste Amazone!!!“ Du sollst geliebt 
sein, und Du kannst für gar nix. Für keinen 
Lebensfehler, kein falsch Vorausgedachtes 
oder vergeblich Gelebtes. Nimm Platz in all 
den zauberhaften Sächelchen, an die nicht 
zu denken war, als Deine Großmutter gebo-
ren wurde, meine Tochter, deren Windeln 
ich vor Übereifer und schmerzlichem Man-
gel mit bunten Fäden bestickte. Sah schön 
aus, bis nach der ersten Wäsche. Wenn ich 
sehe, welche Ausstattung Dich erwartet, 
könnte ich für einen Augenblick alles schön 
finden, die ganze Welt. 
Aber so war das Jahr nicht. Es gab auch 
friedliche, bewegende Momente, gute Nach-
richten aus der Wissenschaft und kluge 
Vorschläge durch einzelne Persönlichkei-
ten. Aber die Schläge auf das Herz und die 
Nerven wurden als unerträglich empfunden 
und sind es gewesen. Weltpolitik? Es bleibt 
vorrangig beim Bedienen von Interessen. 
Das Jahr will gehn? Da braucht es große 
Momente: Trauer um die Verbündeten, die 
uns bei der Arbeit fehlen werden. Wir sind 
verpf lichtet, ihren Gedanken und Nach-
lässen Respekt zu erweisen. Nicht ablegen, 
sondern aufheben. 
Ich fühlte mich noch einmal unter Druck 
gesetzt, unschuldige Opfer „einzuordnen“, 
weil da eine Gemeinschaft von Mördern 
aus dem Ruder gelaufen ist und nun von 
ihren vorherigen Erfindern besiegt wer-
den muß. Wer gab dieser „Clique“ Raum, 
Waffen und Quellen für ihren Reichtum? 
Das wissen wir. Aber wir sind überfordert, 
auch wir. Unser Verstehen, unsere Ein-
sicht und unsere Lernfähigkeit sind über-
fordert und versagen vor der Frage, was 
wir denn nun angesichts der entstandenen 
Situation tun könnten. Die Bilder, die vie-
len unerträglichen Bilder von Flüchtenden, 
die niemand haben will. Es geschieht der 
Menschheit nun trotz und mit Hilfe weit-
gereifter Technik, daß eine große weltum-
spannende Unordnung entstehen konnte. 
Es gibt das grausige Bild eines Trump und 
dagegen die entwaffnenden Beispiele von 
einzelnen Helden des Alltags, die ein Gleich-
nis schaffen können – aber selbst eine Viel-
zahl von ihnen wäre machtlos gegen die 
große Unordnung. Läuft das auf einen Ruf 
nach Lanzelot hinaus oder auf einen neuen 
Messias, der uns eine nie gekannte Religion 
aufdrückt, gegen die wir dann wieder ange-
hen müssen? 

Ach, Weihnachten bringt uns neben vielge-
liebtem Schnickschnack auch neue Bücher 
unter den Weihnachtsbaum, vielleicht finden 
wir in ihnen eine Lösung, wenigstens einen 
Ansatz. Es sind schließlich meist berühmte 
Leute, die sie verfaßt haben. Berühmte Leute 
sind berühmt, weil sie ihre Arbeit gemacht 
haben! Dieser Gedanke ist gültig, siehe doch 
Shakespeare oder Renoir, Mozart oder Pava-
rotti oder Clown Grock. Und Stephen Hawking.
In unseren hastigen Zeiten scheint es, als 
wäre sie kaum noch erlangbar, die großar-
tige Lebensleistung. Solche, derentwegen 
Menschen Lasten auf sich gehäuft oder abge-
worfen haben, ihr ängstliches Selbst über-
wunden oder zu ihm hingefunden. Das, wofür 
sich alles gelohnt hat; der Stein auf dem Weg, 
die lange Einsamkeit bis zum entscheiden-
den Moment des Einfalls, die Furcht vor dem 
Urteil „der Welt“. 
Das wahrscheinlich Beschwerlichste: nicht 
aufgeben, nach dem Rückschlag wieder ran-
gehen, weitermachen, der Leichtigkeit durch 
die Arbeit näher kommen. Jener Leichtigkeit, 
ohne die kein Werk aufblühen kann, ohne das 
es nicht in die Verbreitung gelangt. 
Was denn wäre unsere Aufgabe? Die wahre, 
die schwere und einzige Befriedung. Wir 
scheinen ständig vor die Wahl gestellt, unser 
Zutrauen oder sogar Vertrauen zu vergeben, 
zu verschenken oder mißtrauisch wieder an 
uns zu nehmen. Die Zeiten sind nicht so, wie 
sie als Moderne Zeiten vorausgesehen und in 
die Kunst gebracht wurden. Aber ähnlich, ver-
dammt ähnlich schon. Uns wächst kein Sitz-
fleisch. Alles ist ständig von Lärm begleitet, 
umtost, untermalt, alles soll möglichst bald 
fertig sein und zugleich verändert werden, auf 
den Kopf gestellt oder umjubelt. Das gilt fast 
soviel, wie verrissen zu werden, worauf die 
Retter den zu kurz oder zu früh Gekommenen, 
Unverstandenen in Mode bringen. Oder sie 
helfen, sein Werk unter den Tisch zu kehren. 
Manche der Förderer begreifen ihn so schnell, 
wie sie ihn nachher vergessen. 
Eben habe ich mir einen Band „Neue Lie-
besgedichte“ gegönnt. Was sprang mich 
an? Was weckte Gefühle? Und gab es da 
Wärme und Duft, Leid und Angst, Selig-
keit, Sinnlichkeit? All das haben mich die 
Dichter gelehrt zu verlangen und zu erwar-
ten. „Geschwind, zu Pferde!“ und „Und doch, 
welch Glück, geliebt zu werden/Und lie-
ben, Götter, welch ein Glück!“ Das hat Goe-
the schon mit 26 Jahren geschrieben. Und 
gewußt. – In den „Neuen Liebesgedichten“ 
habe ich keinen Wimpernschlag davon 
entdeckt, aber ich will, daß die Liebe ster-
bensängstlich und die Welt auf den Kopf 
zu stellen imstande ist. So haben sie doch 
geliebt, ob Frida Kahlo oder Else Lasker-
Schüler, Louise Labé, und hat nicht die junge 
Sarah Kirsch uns bezaubert? Ihr Gang in 
die Kaufhalle, um dort vergeblich Eier für 
das Abendbrot des Geliebten zu holen: ein 
Gedicht, das ihrer Sprache die Bezeichnung 

„Sarah-Sound“ einbrachte. Es gab viele „Poe-
siealben“ in der DDR, in ihnen war alles über 
die Liebe zu finden. Ja, „Es war, als hätt’ der 
Himmel/die Erde still geküßt …“ oder „Und 

auch den Kuß/ich hätt ihn längst verges-
sen …“ Selbstvergessenheit gehört in die 
Liebe. Ihren Atem zu beschreiben scheint 
so leicht, so leicht. Aber sie siedelt neben 
dem anspruchsvollen Teil, dem Schmerz. 

„Wart auf mich, ich komm zurück, aber warte 
sehr …“ Das hat Konstantin Simonow als Sol-
dat geschrieben im schrecklichen Jahr 41. Ein 
unsterbliches Liebesgedicht! 
Weihnachten werde ich wieder einmal Lie-
besgedichte lesen, um zu merken, ob ich noch 
lebe. 
Der kühnere Gedanke wäre, wieder einmal 
eins zu schreiben. Ich erinnere mich daran, 
mit welcher Unverschämtheit ich mich vor 
ach so vielen Jahren eines Bleistifts bemäch-
tigte, mir ein Stück Papier griff – oder war es 
ein Zeitungsrand? –,  und ich schrieb drauf-
los. „Ick möcht mal mitn Finga inn Himmel 
pieken …“ Ich hatte gar keine Ahnung, viel zu 
wenig Bildung, aber eins hatte ich als Vorbe-
reitung auf lange Jahre stiller Arbeit immer-
hin schon geleistet: Ich hatte nicht nur jeden 
erlangbaren Band Gedichte, ob bei Leuten 
oder in der Volksbibliothek, gelesen, son-
dern – mit der Hand abgeschrieben, still für 
mich und versunken, während um mich her 
Kuchen aufgetafelt wurde oder ganz norma-
ler Alltag mit all seinen Geräuschen ablief. 
Und ich weiß heute noch, daß ich manchmal 
mitten in welchem Tun auch immer inne-
hielt, weil ich einen Satz aus ganz norma-
lem alltäglichem Zusammenhang wie ein 
Pochen an mein Gehirn oder an mein Herz 
empfand. Es hob sich so ein Wort, ein Satz 
aus allem Alltäglichen heraus und wollte 
in jene Kiste gepackt werden, die ich dann 
ein Leben lang groß genug fand, ihr immer 
noch etwas anzuvertrauen. Aus der Tiefe des 
langen Erinnerns erreicht mich der traurige 
Satz, den Tucholsky hinterließ: „Er hat nur 
einmal wirklich geliebt …“
Liebesgedichte sollten atmen und sehnsüchtig 
machen. Ja, das sollten sie. Aber in den „Neuen“ 
habe ich dergleichen nicht gefunden.   
Schöne Weihnachten!

Ick möcht mal mitn Finga inn Himmel pieken, 

ob det wohl jeht?

Ick kann vonne Wiese nach oben kieken

und sehn, wie ne Wolke zerjeht.

Denn is doch det Blaue janz nah –

aba ick war noch nie da.

Mir hat schon mal eena een Kuß jejehm,

det tat mir jut.

Ick möcht mal een Liebsten fürt janze Lebn, 

mit den hätt ick janz schön viel Mut. 

Und ick war schon der Liebe janz nah – 

aba ick war noch nie da.
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 ■ Regionalgruppe Jena
Am 3. Dezember um 10 Uhr spricht 
Marcel Kunzmann, Universität von 
Havanna, zum Thema: Wie gelingt es 
Kuba, einen souveränen, wohlhabenden 
und nachhaltigen Sozialismus unter den 
veränderten Bedingungen zu gestalten?
Ort: „MobB e.V.“, Unterm Markt 2

 ■ Regionalgruppe Neubrandenburg
Am 10. Dezember um 10 Uhr findet 
die Mitgliederversammlung der 
Regionalgruppe statt. Alle Mitglieder und 
Leser sind herzlich eingeladen.
Ort: Poststraße 4 (Mehrgenerationenhaus)

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 6. Dezember um 15 Uhr findet 
die Jahresmitgliedersammlung der 
Regionalgruppe statt. Alle Mitglieder und 
Leser sind herzlich eingeladen.
Ort: Mehrgenerationenhaus (MGH) 
Evershagen, Maxim-Gorki-Straße 51

 ■ Regionalgruppe Leipzig
Am 7. Dezember um 17 Uhr findet die 
Wahlversammlung der Regionalgruppe 
statt.
Ort: Liebknecht-Haus, Braustraße 15

 ■ Regionalgruppe Mecklenburg 
Vorpommern/Nordwest 

Am 7. Dezember um 15 Uhr sind alle 
Mitglieder, Leser und Interessenten zur 
Mitgliederversammlung eingeladen. 
Ort: Wismar, Großschmiedestraße 41–43 
(Stadtkantine)

 ■ Regionalgruppe Bernau
Am 8. Dezember um 18 Uhr findet die 
Jahresmitgliederversammlung der 
Regionalgruppe statt. Alle Mitglieder und 
Leser sind herzlich eingeladen.
Ort: Breitscheidstraße 43 A (Treff 23)

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 10. Dezember um 10 Uhr spricht 
Dr. Eberhardt König zum Thema: Die 
UN-Entwicklungsziele in der Agenda 
20/30 und die Menschenrechte
Ort: Heidenau „Drogenmühle“, Dresdner 
Straße 26 

 ■ Regionalgruppe Berlin-Marzahn-
Hellersdorf 

Am 13. Dezember um 18 Uhr sprechen 
der Oberstleutnant a. D.  Dieter Skiba 
und der Major a. D. Reiner Stenzel 
zum Thema: Im Namen des Volkes – 
Ermittlungs- und Gerichtsverfahren 
in der DDR gegen Nazi- und 
Kriegsverbrecher
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38

 ■ Regionalgruppe Berlin-Lichtenberg 
Am 14. Dezember um 18 Uhr findet die 
Mitgliederversammlung zur Wahl des 
Vorstandes statt.
Ort: KULTschule, Sewanstraße 43 

 ■ Regionalgruppe Harz
Am 16. Dezember um 14 Uhr sind alle 
Freunde des „RotFuchs“ und Interessenten 

zu einem Gedankenaustausch zu aktu-
ellen politischen Ereignissen eingeladen.
Ort: Halberstadt, Gaststätte „Lindenhof“, 
Spiegelsbergenweg 16

 ■ Regionalgruppe Berlin-Zentrum
Am 16. Dezember um 16.30 Uhr ist die 
Bildhauerin Christiane Rößler unser Gast. 
Unter dem Titel Auf der Suche nach dem 
Sinn vergangener Zeit stellt sie uns in 
einer Porträtlesung ihre Arbeiten über 
Manfred Wekwerth, Werner Mittenzwei, 
Hermann Kant und andere vor.
Ort: Bürogebäude (ND), Franz-Mehring-
Platz 1

 ■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar
Am 17. Dezember um 11 Uhr findet eine 
Mitglieder- und Leserversammlung statt.
Ort: Erfurt, Gaststätte „Dahlie“, Roßlauer 
Straße 1

„RotFuchs“-Veranstaltungen im Monat Dezember 

Demonstration gegen TTIP und CETA 
am 17. September in Berlin
Foto: Rudi Denner/r-mediabase.eu

Unser künstlerischer Mitarbeiter 

Heinrich Ruynat 
aus Hoyerswerda begeht am 18. 
Dezember seinen 75. Geburtstag. 
Der „Verdiente Eisenbahner der DDR“ 
bleibt, was er stets war: ein streitbarer 
Zeitgenosse, der mit seiner Meinung 
nicht hinter dem Berg hält, und diese 
als Karikaturist, zu dem er sich autodi-
daktisch entwickelte, in seinen Arbei-
ten zum Ausdruck bringt. 
Unsere Gratulation, lieber Heinrich, 
verbunden mit dem Dank für Dein 
ideenreiches Engagement, kommt von 
ganzem Herzen. Für das neue Lebens-
jahr wünschen wir Dir Gesundheit und 
Schaffenskraft.

Grafik: Heinrich Ruynat
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Leserbriefe an
RotFuchs

Der September-RF gefiel mir besonders gut, da 
an so viele humanistische Menschen, die sich 
für den gesellschaftlichen Fortschritt einsetzten, 
gedacht wurde. Zu meinen Grundsätzen gehört 
es, in Dankbarkeit jene zu würdigen, die in diesem 
Sinne lebten und wirkten. Ihr Vorbild darf nicht 
in Vergessenheit geraten.

Karlheinz Oehme, Döbeln

Seit vielen Jahren beziehe ich den „RotFuchs“ 
und freue mich jeden Monat auf sein Erschei-
nen. Besonders freut es mich, daß auch nach 
dem Tod von Klaus Steiniger diese Zeitschrift 
nichts von ihrer Aktualität eingebüßt hat. Schon 
deshalb versuche ich immer wieder, den RF an 
Freunde und Bekannte weiterzugeben und damit 
neue Leser zu gewinnen. Euch, den „Machern“, 
wünsche ich auch weiterhin viel Kraft. Können wir 
uns doch sicher sein, daß wir in unserem Kampf 
nicht allein sind und es viele Gleichgesinnte 
gibt. Ich betrachte es als unumgänglich, auch 
den Jungen, welche die DDR nicht miterleben 
durften, diese Zeitschrift näherzubringen. Das 
ist im CSU-Land Bayern zwar nicht so einfach, 
aber auch hier gilt, steter Tropfen höhlt den Stein!

Hans-Peter Ackermann,  
Oberviechtach/Opf.

Es gab 1946 erstaunliche Vorgänge in deutschen 
Landen, von denen einige von aktueller Bedeu-
tung sind. Dazu gehören die Volksentscheide in 
Sachsen und Hessen über die Enteignung der 
Kriegs- und Naziverbrecher. Der Volksentscheid 
am 1. Dezember 1946 in Hessen unterschied sich 
in einigen Punkten von dem in Sachsen. Dort 
stimmten die Wähler über ihre Verfassung und 
gesondert über den Artikel 41 ab, der folgenden 
Wortlaut hat: „Mit Inkrafttreten dieser Verfassung 
werden 1. in Gemeineigentum überführt: der 
Bergbau (Kohlen, Kali, Erze), die Betriebe der 
Eisen- und Stahlerzeugung, die Betriebe der 
Energiewirtschaft und das an Schienen und 
Oberleitungen gebundene Verkehrswesen;  
2. vom Staat beaufsichtigt oder verwaltet: die 
Großbanken und Versicherungsunternehmen und 
diejenigen in Ziffer 1 genannten Betriebe, deren 
Sitz nicht in Hessen liegt.“ In Hessen stimmten 
71,9 % der Wahlberechtigten diesem Artikel zu. 
(In Sachsen waren es 77,6 %.)
Im Unterschied zur sowjetischen Besatzungs-
macht in Sachsen verhinderte die amerikanische 
Besatzungsadministration in Hessen seinerzeit die 
Durchführung der im Volksentscheid beschlossenen 
Enteignung. Der Artikel 41 ist bis heute Bestandteil 
der dortigen Verfassung ebenso wie der Artikel 
69, der den Krieg ächtet und die Friedenspflicht 
postuliert. Es liegt nicht im Interesse der Mehrheit 
der Hessen, diese Artikel zu streichen. Sie könnten 
die rechtliche Grundlage und der Hebel für eine 
alternative Politik sein.

Prof. Dr. Horst Schneider, Dresden

Im September-RF schreibt Theodor Weißenborn 
in „Was die Sprache verschweigt“ unter anderem 
auch über Fischfangquoten. Hier werden meines 
Erachtens zwei Dinge vermischt, die nur indirekt 

miteinander zu tun haben. Fischfangquoten werden 
von Organisationen wie der EU, aber auch von 
Küstenländern erlassen, um die Fischbestände 
im nördlichen Atlantik mit seinen Nebenmeeren 
(Ostsee/Nordsee etc.) und Nordpazifik vor Über-
fischung zu schützen. 
Vor allem westafrikanischen Ländern zwingt 
die EU sogenannte Freihandelsverträge auf, die 
es westeuropäischen Trawlern ermöglichen, in 
deren Gewässern ohne Quotenzwänge alles 
wegzufangen, was zwischen Grund und Was-
seroberfläche schwimmt. Damit wird jedoch 
gleichzeitig den örtlichen Küstenfischern ihre 
Existenzgrundlage genommen.
Allerdings werden auch nicht Fischköpfe, Flossen 
und Gräten angelandet (Der Fischer bezeichnet 
diese Abfälle als „Gammel“). Die werden an Bord 
sofort zu Fischmehl verarbeitet, was zusätzlich 
gutes Geld bringt. Für den afrikanischen Markt 
wird ein gewisser Teil des Fanges eingefroren und 
dort angelandet – wieder als EU-subventionierter 
Konkurrent des örtlichen Küstenfischers.

Hans-J. Kaufmann, Rostock

Immer wieder können wir auf das solidarische 
Kuba unter Führung seiner Kommunisten stolz 
sein. Als auf Haiti das verheerende Erdbeben über 
200 000 Tote forderte und die Cholera unbarm-
herzig zuschlug, schrieb eine große deutsche 
Zeitschrift angesichts der nicht ausreichenden 
internationalen Hilfe für die Insel: „Wenn man in 
Haiti weitere Ärzte und medizinische Fachkräfte 
braucht, wird nicht in Washington oder Brüssel 
angerufen, sondern in Havanna. Ausgerechnet 
das sozialistische Kuba leistet die beste Hilfe.“
Obwohl der Osten Kubas durch den jetzigen 
Hurrikan „Metthew“ auch verwüstet wurde, flog 
wiederum sofort medizinisches Personal aus Kuba 
nach Haiti. Darunter auch Dr. Dias, der erst wenige 
Tage zuvor von einer Vortragsreise aus Schwerin 
zurückkam, die von Cuba si ermöglicht worden 
war. Er hatte darüber hinaus in zwölf deutschen 
Städten über seinen mit anderen Spezialisten 
der Karibikinsel durchgeführten Einsatz gegen 
Ebola in Westafrika berichtet.

Karl Scheffsky, Schwerin

Major a. D. Karl-Heinz Gerstler bezieht sich in 
seinem Leserbrief der September-Ausgabe 
auf den im Alter von 91 Jahren verstorbenen 
stellvertretenden Minister für Nationale Ver-
teidigung der DDR, Generaloberst a. D.  Horst 
Stechbarth. Die vom Mainstream gesteuerten 
Medien verschweigen vehement die Tatsache, 
daß wir dem sozialistischen Militär maßgeblich 
die Verhinderung eines im November 1989 dro-
henden Bürgerkrieges verdanken, was in seiner 
Autobiographie „Soldat im Osten“ nachzulesen ist.
Für alle, die sich für die Militärpolitik und die 
NVA interessieren, möchte ich auf ein Büch-
lein hinweisen, das mein „RotFuchs“-Freund 
Wolfgang Palko als Miniaturbuch unter dem 
Titel „Soldaten für den Frieden – 60. Jahrestag 
der Nationalen Volksarmee“ herausgegeben 
hat. Es dokumentiert die vollständige Rede 
Horst Stechbarths, die er am 27. Februar 2016 
anläßlich des 60. Gründungstages der NVA in 
Demen gehalten hat. Das Dokument wird durch 
den vom Traditionsverband der NVA initiierten 
Aufruf „Soldaten für den Frieden“ ergänzt.
Das Büchlein kostet 7 € und kann unter der Tel.-
Nr. 03 31-270 17 87 oder per E-Mail: pa50@gmx.
de bestellt werden.

Dr. Karl-Heinz Otto, Potsdam

Manchmal noch amüsiert, meist jedoch gleich-
gültig und manches Mal angewidert von der 
Schamlosigkeit, wie unter Täuschung Selbstlob, 
Lüge und Haß verbreitet wird, nehme ich die 
Wahlwerbung zur Kenntnis. 
Die Linken, die mich ja eigentlich interessieren, 
unterwerfen sich dem Spagat zwischen Inhalt 
und Wirksamkeit der Werbebotschaft. Dabei wäre 
Aufklärung die Alternative zur flachen Wahlwer-
bung. Aber die bedarf wahrhaft klarer Aussagen, 
unbequem und hart, logisch konsequent und 
unverstellt deutlich. Doch es geht auch nicht 
nur um Aufklärung oder besseres Wissen. Es 
geht inzwischen ums Überleben. Grenzenlos 
kriminell ist das System geworden, „das tötet“ 
(so Papst Franziskus). 
Da muß am Hindukusch und – wieder – in Litauen 
und sonstwo die deutsche Bundeswehr ran – neue 
(alte) „Verantwortung“ für die Profitsicherung 
übernehmen. Die Berliner werden derweil mit 

„Müller oder was“ beschäftigt und lassen sich 
von der AfD ködern. Dann wird die „schlimme“ 
CDU abgelöst durch die ebenso schlimme SPD, 
was die Zeitehe mit den Linken nicht besser, aber 
die Linken schlechter macht, bis sie so schlimm 
sind, daß die Dauerehe mit der SPD möglich 
wird. Man kann über die Grenzen nach Italien, 
Frankreich, Griechenland schauen und sehen, 
was aus Linken in „Regierungsverantwortung“ 
dort wurde.
Dabei geht es ums Leben und Überleben der 
Menschheit – das aber ist Systemsache und geht 
an der Masse weitgehend vorbei. Man versucht, 
selbst so gut wie möglich über die Runden zu 
kommen. Wie soll das enden?

Renato Lorenz, Berlin

Die Erfahrungen der Linken mit Regierungsbetei-
ligungen sind bisher negativ. Von 1998 bis 2006 
regierte die SPD in einer Koalition mit der PDS 
in Mecklenburg-Vorpommern (MV). Dann war 
etwa die Hälfte der PDS-Wähler verschwunden. 
Ähnliche Ergebnisse gab es in den Landesver-
bänden Berlin und Brandenburg.
Trotzdem halten Führungskräfte der Linkspartei 
an der Absicht, auch im Bund mitzuregieren, fest. 
Ekkehard Lieberam, Vorsitzender des Marxisti-
schen Forums Sachsen, erklärte: „Nirgendwo ist 
es unter dem Einfluß der PDS oder der Linken 
in einer Landesregierung auch nur zu Ansätzen 
eines Kurswechsels gegen Neoliberalismus bzw. 
zu einem sozial-ökologischen Richtungswechsel 
gekommen.“ Frust unter den Anhängern und 
Abwanderung von Wählern waren die Folge.
Die Flüchtlingskrise, die die Menschen auch in 
Deutschland polarisiert hat und die Erfolge der 
AfD in starkem Maße bestimmte, spielten in der 
Politik der PDL kaum eine Rolle. Dasselbe gilt 
für die realen Ängste der Menschen, die auch 
durch die Konfrontation der EU mit Rußland  
geweckt wurden.
Durch Mitgestalten und Mitregieren das gegenwär-
tige gesellschaftliche System zu überwinden, ist 
zwar eine Grundthese der Transformationstheorie, 
doch wo hat sie jemals zum Erfolg geführt?   
Profit um jeden Preis ist bekanntlich die Grundlage 
dieser Gesellschaft. Immer noch gilt, daß der 
Staat das Machtinstrument der herrschenden 
Klasse ist. Somit hat der Staat dafür zu sorgen, 
daß immer größere Teile des gesellschaftlichen 
Reichtums der herrschenden Schicht zugute 
kommen. Das ist seine Verpflichtung, unabhän-
gig von den Parteien, die gerade die Regierung 
stellen. So ist die Parteienlandschaft immer 
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beliebiger geworden. Mit TTIP und CETA werden 
sie gänzlich überflüssig, da diese Verträge zu 
einem Selbstbedienungsladen für Großkonzerne 
werden. Mit Hilfe privater Gerichte können sie 
sich direkt aus dem Staatssäckel bedienen, wenn 
ihre Gewinnerwartungen nicht erfüllt werden. Es 
muß ihnen wie ein Schlaraffenland erscheinen, 
wobei die Betonung auf raffen liegt. Wer das 
gefährdet, wird nicht geduldet. Griechenland 
ist nur ein Beispiel.
Linke Regierungsbeteiligungen haben nicht 
nur in Frankreich und Italien, sondern auch in 
skandinavischen Ländern zu einem extremen 
Niedergang linker Parteien geführt.

Horst Neumann, Bad Kleinen

Unglaublich! Der Wahlausgang in Mecklenburg-
Vorpommern für die AfD veranlaßte die Bun-
deskanzlerin Angela Merkel zu der Bemerkung, 
daß diese Partei trotz allem von den anderen 
nicht „in den Boden gestampft“ werden solle. 
Und Die Linke will weiterhin mitregieren. Besitz-
standswahrung und Anbiederung sind offenbar 
wichtiger als der Kampf um die Veränderung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse.

Hans-Georg Vogl, Zwickau

Zu den Leserbriefen von Horst Schneider und 
Hermann Jacobs im Oktober-„RotFuchs“ möchte 
ich ergänzen: Bundeskanzler Schröder weigerte 
sich nicht aus Friedensliebe, sondern aus wahl-
taktischen Gründen, Deutschland in einen Krieg 
um das irakische Öl zu verwickeln. Aber als Chef 
einer Regierung von SPD und Grünen hatte er 
1999 keine Skrupel, daß sich Deutschland das 
erste Mal seit dem Zweiten Weltkrieg an einem 
Aggressionskrieg gegen Jugoslawien beteiligte. 
Die Folgen kann man heute noch in Belgrad und 
anderswo sehen.
Aus meiner Sicht wurde das Völkerrecht bei 
der Wiedervereinigung der Krim mit Rußland 
eingehalten. Bei der Volksabstimmung wurde 
das Quorum erreicht, und die große Mehrheit der 
Wähler hat sich für den Anschluß entschieden. 
Diese Auffassung teilt auch Bernd Biedermann, 
der in seinem Beitrag in gleicher Ausgabe 
schreibt, daß das Selbstbestimmungsrecht 
des Volkes auf jeden Fall Vorrang gegenüber 
dem Souveränitätsanspruch von Staaten hat 
und begründet das mit der UNO-Resolution 
2625 (XXV) vom 24. 10. 1970. Auf jeden Fall ist 
verhindert worden, daß die Flotte der USA im 
Hafen von Sewastopol ankern kann.  

Dr. Kurt Laser, Berlin

Wenn die DDR die größte Errungenschaft der 
Arbeiterbewegung war, kann ich bis heute nicht 
verstehen, daß von der letzten SED-Kreisleitung 
Zeulenroda mit 50 Mitgliedern, ich als einziger bei  
der SED/PDS, PDS und PDL aktiv geblieben bin 
und die 49 anderen sich in Luft aufgelöst haben. 
In Zeulenroda gab es fünf Kombinate. Ich war 
nach der „Wende“ als Diplomagraringenieur 
im Möbelkombinat am Fließband beschäftigt. 
Als die Betriebe abgewickelt wurden, kam es 
nicht zu Arbeitskämpfen, um die Arbeitsplätze 
zu erhalten. Aufforderungen dazu wurden als 
dummes kommunistisches Gerede abgetan. Die 
Arbeiter meinten, daß sie nach 40 Jahren SED 
jetzt in der Demokratie endlich auch Westgeld 
verdienen wollten. Das Möbelkombinat produziert 
heute keine Möbel mehr.
Später sagten mir Kollegen, daß ich recht gehabt 

hätte – aber wir hatten nicht gelernt, für unsere 
Rechte zu kämpfen. Wenn ich danach frage, wer 
ihnen denn beigebracht habe, die Kommunisten 
wegzujagen, ist das Gespräch meist beendet.
Ich bin bei ver.di und kenne einige DGB-Funk-
tionäre in Thüringen, die echt frustriert sind. Die 
Belegschaften in vielen kleineren und mittleren 
Unternehmen sind auch heute kaum bereit, für 
ihre gesetzlichen Rechte zu kämpfen. Es besteht 
kaum Bereitschaft, sich zu engagieren. Dazu 
muß man wissen, daß mehr als 60 % der rund  
26,5 Millionen Beschäftigten in kleinen und 
mittleren Unternehmen arbeiten. 
Wir haben nur zwei Möglichkeiten, unsere Ideen 
durchzusetzen: auf parlamentarischem Weg 
oder außerparlamentarisch – und das geht nur 
gemeinsam.  Stanislav Sedlacik, Weimar

Auf die Frage, die Arnold Schölzel in seiner 
Besprechung des Buches von Reinhard Lau-
terbach stellt: „Gorbatschow –Totengräber 
oder Scharlatan?“ möchte ich so antworten: 
Gorbatschow war zwar führender Kopf (in der 
Führung der KPdSU), aber es gab an sich eine 
allgemeinere intellektuelle Orientierung dieses 
Landes, die in Richtung dieser Perestroika ging; 
sie war Basis dieser Wende. Sie wäre es auch 
gewesen/geworden ohne Gorbatschow. Was also 
war das eigentliche Problem der Sowjetunion? 
Diese Frage bleibt im Buch von Lauterbach und 
in der Rezension offen: Die Gewährleistung 
der Sicherheitslage der UdSSR, der man nur 
noch unter der Bedingung äußerster sozial-
ökonomischer Schwächung gerecht werden 
konnte. Die sowjetische Ökonomie starb in 
ihrer Fähigkeit, gesellschaftsbildender Faktor 
zu sein. Sie verlor ihre sozialismusgebärende 
Möglichkeit, d. h., die Sowjetunion steuerte auf 
ein Ende zu. Ist sie aber „zusammengebrochen“? 
Ist der Sozialismus „zusammengebrochen“? 
Mitnichten. Die aus äußeren Bedingungen an 
die Sowjetunion gerichteten Anforderungen 
konnte die Sowjetunion nicht wieder und wie-
der aufs neue erfüllen. Es mußte eine Lösung 
angesteuert werden, die dem Land erst Ruhe 
versprach, dann Stärkung. Im Rahmen der 
Perestroika ist schließlich auch Putin zu erklä-
ren. Nicht Gorbatschow etc. waren die Akteure, 
umgekehrt: Gorbatschow war ein Getriebener, 
die politische Führung des Landes war eine 
Getriebene.  Hermann Jacobs, Berlin

Ein Aufschrei geht durch Deutschland ob des 
Versagens der sächsischen Justiz im Falle 
des mutmaßlichen IS-Terroristen Al-Bakr. Den 
vorläufigen Höhepunkt einer beschämenden 
Selbstbeweihräucherung bildeten die Presse-
konferenz des Justizministers und die völlig 
unkritische Stellungnahme des Ministerprä-
sidenten Stanislaw Tillich. Fazit: Alles paletti?
Dabei hat sich Sachsen über Jahre hinweg 
Skandale aller Couleur geleistet. Erinnert sei  
u. a. an die Paunsdorf-Affäre von Ministerpräsident 
Biedenkopf, den Rotlichtsumpf von Leipzig, das 
NSU-Domizil in Chemnitz/Zwickau, die staatliche 
Subventionierung der Biedenkopf-Tagebücher, 
rechte Aufmärsche in Dresden, die seit zwei 
Jahren andauernden Ausschreitungen von 
Pegida mit Galgensymbolik und Haßgeschrei, 
die massenhaften Ausschreitungen und Brand-
schatzungen gegen Flüchtlinge und Einrichtungen 
im ganzen Land und nun ein Totalversagen in 
der Terrorbekämpfung.

Nicht einmal aus diesem Desaster werden in 
der Landesregierung Konsequenzen gezogen. 
Niemand hat Fehler gemacht, und uns bleiben 
völlig überforderte Regierungsmitglieder und 
ein ewig lächelnder Ministerpräsident erhalten – 
zum Schaden für Sachsen und seine Menschen.

Raimon Brete, Chemnitz

Schade, daß die Rezension von Arnold Schölzel 
in der Beilage zum Oktober-RF so kurz aus-
gefallen ist. Gerade seinem Beitrag zu Kurt 
Pätzolds „Der Überfall“ hätte ich mehr Platz 
gewünscht. Dieses Buch ist für einen Marxisten 
unverzichtbar. Pätzold erläutert ausführlich, 
warum die Anfangsphase des Krieges später 
als „Zeit der Katastrophe“ galt und lange 
in der sowjetischen Geschichtsschreibung 
tabuisiert wurde. Das ist für Sozialisten und 
Kommunisten, ja für jeden der Wahrheit und 
dem Humanismus verpflichteten Menschen 
ein sehr schmerzliches Kapitel. Kurt Pätzold 
reagiert entsprechend sarkastisch: „1965 
erschien – als späte Frucht des XX. Partei-
tages der KPdSU und kurz nach dem Ende 
der sogenannten Chruschtschow-Ära – ein 
Geschichtsbuch, das eine hochkontroverse 
Diskussion über die Vorgeschichte und den 
Beginn des Krieges 1941 auslöste (Autor war 
Alexander Nekritsch – H. M.). Am Ende siegten 
jene, die sich weiter gegen die schmerzenden 
Wahrheiten sperrten. Die Fragen verschwanden 
wieder in den tiefen Falten der Siegestoga, 
gewoben aus den Schlachten vor Moskau, 
in Stalingrad, am Ende um Berlin, und den 
Befreiungstaten von Majdanek, Ausschwitz 
und Ravensbrück, als hätten die wiedergutma-
chen können, was zuvor angerichtet worden 
war. Solcher Vorgang – die Verdrängung, die 
Tabuerklärung geschichtlicher Tatsachen und 
Entwicklungen – besitzt stets Interessenten.“ 

Herbert Münchow, Leipzig

Der Leserzuschrift von Oberst a. D.  Hans Linke, 
Suhl, und der Beilage „Wem die Lüge vom Prä-
ventivkrieg nützt und wer sie verbreitet“ stimme 
ich vollinhaltlich zu. Schwipper ist in der DDR 
aufgewachsen, hat in der NVA Karriere gemacht 
und an den wichtigsten Militärakademien der 
Sowjetarmee studieren können. So hat er doch 
wohl mitbekommen, daß Hitler Krieg von Anfang 
an auf seine Fahnen geschrieben hatte und mit 
Unterstützung der Großindustrie und der Ban-
ken auch führte, um den von ihm propagierten 

„Lebensraum im Osten“ zu schaffen, mit dem 
Überfall auf die Sowjetunion den „Bolschewis-
mus zu vernichten“ und den „Kommunismus mit 
Stumpf und Stiel auszurotten“. Trotz anfänglich 
falscher Einschätzung der deutschen Pläne und 
Überschätzung der eigenen militärischen Kräfte 
nach dem 22. Juni 1941 erhielt Hitlerdeutschland 
die bekannte Quittung durch die Sowjetunion und 
ihre Armee. Mit seinem Machwerk „Deutschland 
im Visier Stalins“ reiht sich Schwipper ein in die 
Reihe der Rußlandfeinde.

Dr. Heinz Heikenroth, Berlin

Im Sommer dieses Jahres besuchte mich ein 
ehemaliger Angehöriger der Volksmarine der 
DDR und brachte mir die Juni-Ausgabe des 

„RotFuchs“ mit. Ich finde die Beiträge sehr 
interessant und habe mir die Zeitschrift bestellt. 
Das erste Exemplar (Oktober) habe ich bereits 
bekommen und danke dafür.
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Der Beitrag von Prof. Dr. Horst Schneider in der 
Juni-Nummer regte mich zu der Frage an, was 
Bodo Ramelow veranlaßte, ausgerechnet den 
17. Juni als staatlichen Gedenktag einführen zu 
wollen. Ihm dürfte doch nicht entgangen sein, 
daß kein anderes Ereignis in der DDR von den 
westlichen Politikern und Medien so verdreht und 
ausgeschlachtet wurde wie die Geschehnisse 
am 17. Juni 1953. Um die DDR vor aller Welt zu 
verunglimpfen, wurde dieser Tag in der BRD von 
1954 bis 1990 als Gedenktag eingeführt. Heult 
Bodo Ramelow hier mit den Wölfen?

Johann Helbig, E-Mail 

Kaum wurden wir „vereinigt“, trat Deutschland in 
den Krieg ein und beteiligte sich an der Seite der 
NATO an der Zerstörung Jugoslawiens. Heute 
ist offensichtlicher denn je, daß NATO immer 
Krieg bedeutet. Jetzt stehen deutsche Soldaten 
in Afghanistan, dem Kosovo, Litauen, Lettland, 
Estland, Polen und in weiteren Ländern Afrikas. 
Und der Ministerpräsident Thüringens Bodo 
Ramelow schwafelt davon, „an der NATO-Frage 
die Koalitionsmöglichkeiten für die Regierungsbe-
teiligung der Linken nicht unmöglich zu machen“. 
Sieht man denn nicht, daß, wenn Die Linke in 
einer Landesregierung mitregierte, wie z. B. in 
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, 
stets erhebliche Stimmenverluste für diese Partei 
die Folge bei den nächsten Wahlen waren? Der 
permanenten Kriegsgefahr kann nur mit einer 
starken Opposition begegnet werden, denn 
solange ein Staat der NATO angehört, hat er 
nach der nordamerikanischen Pfeife zu tanzen.

Werner Gericke, Berlin

In den letzten Monaten macht eine wie Phönix 
aus der Asche entstandene neue Partei mit 
neuen Feindbildern und alten rechtsradikalen 
und teilweise faschistischen Ansichten – die 

„Alternative für Deutschland“ – Schlagzeilen. 
Die Frage lautet: Wer hat sie aufgebaut, 
wessen Interessen vertritt sie, wer ist ihr 
Geldgeber, warum ist sie entstanden, und 
wer braucht sie? 
Wie war das eigentlich mit der bayrische 
Schwesterpartei der CDU? CSU-Chef Seeho-
fer und andere posaunten: „Wer betrügt, der 
fliegt.“ Wer erinnert sich daran, wie man mit 
den Griechen umging, oder an das Machwerk 
von Sarrazin, der vorher leitende Funktionen in 
der Bundesbank hatte bzw. Finanzsenator in 
Berlin war und der trotz seiner rassistischen und 
faschistischen Ansichten noch immer Mitglied 
der SPD ist. Das alles hat man geduldet, weil 
man es gewollt hat. 
Die AfD, die jetzt in Stellung gebracht wird, ist 
letztendlich die politische Reserve für das Kapital, 
wenn man mit demokratischen Methoden nicht 
mehr regieren kann, sie ist systemimmanent. 
Kein Politiker kann gegen die Banken und die 
Großindustrie regieren.  Lutz Heuer, Berlin

Am 19. 8. 2016 erschien auf der Internetseite 
der „Zeit“ der Artikel „Doping bei Olympia: Der 
schwarze Medaillenspiegel – Der Medaillenspiegel 
der Schande: 74 Gold, Silber und Bronze wurden 
schon wegen nachgewiesenem Doping aberkannt.“ 
Sportlern aus 30 Nationen wurden insgesamt  
74 Medaillen wegen Dopings bei Olympischen 
Spielen aberkannt. Darunter 2 Goldmedaillen-
gewinner aus der BRD. Spitzenreiter dieses 

„schwarzen Medaillenspiegels“ waren die USA 

mit 7 Gold-, 1 Silber- und 3 Bronzemedaillen.
Während des 40jährigen Bestehens der DDR 
wurde keinem einzigen Sportler aus der DDR 
eine Medaille wegen Dopings bei Olympischen 
Spielen aberkannt. Die Verfasser des Artikels 
hatten auch schnell eine Erklärung für die 
sauberen DDR-Medaillengewinner. „Die DDR 
dopte indessen so clever, ihre Medaillen sind 
alle noch gültig.“
Ich mußte diesen Satz zweimal lesen. Die DDR 
dopte clever! Moment mal. Zum „clever dopen“ 
gehören doch mehrere Personen, die es fertig-
bringen „clever zu dopen“. Gibt es da nicht eine 
sogenannte DDR-Dopingopferexpertin Ines 
Geipel? Die errang doch einmal eine olympi-
sche Goldmedaille, als sie für die DDR an den 
Start ging. Frau Geipel war damals schon eine 
erwachsene Frau. Die Dopingprobe bei Geipel 
war negativ. Ich stelle mir die Frage, wie lief 
dieses „Clever“ ab, als feststand, daß sie zur 
Dopingprobe gehen mußte? 
Wenn ich betrachte, wie vielen Dopingkontrollen 
die erfolgreichen DDR-Sportler bei internationalen 
Wettbewerben ausgesetzt waren, dann müßte es 

„massenhafte“ Berichte in den Medien (Ost wie 
West) über gedopte DDR-Sportler geben. Die 
DDR-Sportler errangen bei Olympischen Spielen, 
Weltmeisterschaften und Europameisterschaften 
5207 Medaillen. Berücksichtigt man noch, daß 
viele Medaillen bei Mannschaftswettbewerben 
errungen wurden, dann sind mindestens 6000 
DDR-Sportler Dopingkontrollen unterzogen 
worden. Die BRD-Sportler waren nur zu einem 
Bruchteil so erfolgreich wie die DDR-Sportler und 
deshalb auch weniger internationalen Doping-
kontrollen ausgesetzt. Warum also wurden nur 
BRD-Sportler des Dopings bei internationalen 
Großveranstaltungen überführt? Warum nicht 
auch DDR-Sportler? Ach ja, es lag wohl an der 
Cleverneß der DDR!

Johann Weber, Ruhstorf (Niederbayern)

Als 1941 in Berlin geborener und bis Anfang 
der 60er Jahre dort lebender Bürger hat mich 
der Artikel von Lutz Heuer über den ersten 
Oberbürgermeister von Berlin nach dem zweiten 
Weltkrieg, Dr. Arthur Werner, in der Oktober-
Ausgabe des „RotFuchs“ besonders interessiert. 
Es ist schon bezeichnend, wie der Berliner Senat 
mit Geschichte umgeht.
Den von Lutz Heuer dargelegten Fakten möchte 
ich nur noch einen Satz hinzufügen:
Ausgerechnet die Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, die die Bildungsmöglichkeiten in der 
DDR voll ausgeschöpft hat, posiert heute zu 
gern an ihrem Arbeitsplatz unter dem Bildnis 
Konrad Adenauers, der seinerzeit die Spaltung 
Deutschlands vorangetrieben hatte.

Kurt Ende, Dierhagen

„So wahr mir Gott helfe“, endet die aktuelle 
deutsche Eidesformel. Vom Bundespräsiden-
ten bis zum Staatsbeamten, von Soldaten und 
Polizisten wird verlangt, diesen Eid abzulegen. 
Damit dürfte klar sein, daß Deutschland ein 
Kirchenstaat ist, dessen Repräsentanten und 
Diener ihre Tätigkeit im Namen Gottes ausführen. 
Das hat es schon einmal gegeben, als auf dem 
Koppelschloß der Soldaten eingestanzt war: 

„Gott mit uns“. Millionen von ihnen starben unter 
diesem Gebot, nachdem sie Millionen andere 
umgebracht hatten.
Heute geht man sogar so weit, daß die Verei-

digung junger Polizeischüler mangels Platz im 
Ausbildungsobjekt – so wird es begründet – in 
einer Kirche stattfindet.

Gerhard Bochnig, Giersieben 

Beim Aufräumen fiel mir ein längst gelesenes 
Buch in die Hände. Es handelt sich um den 
Roman von Robert Merle „Der Tod ist mein 
Beruf“. Die deutsche Erstausgabe erschien im 
Aufbau-Verlag Berlin und Weimar 1957. 
Merle, der das Buch jenen widmete, die durch 
solche faschistischen Verbrecher wie den 
Auschwitz-Kommandanten Rudolf Höß ermordet 
wurden, schrieb: „Nicht Bosheit oder angeborene 
Brutalität brachten ihn dazu, täglich unschul-
dige Menschen zu Tausenden zu vernichten, 
sondern ein ungeheuerliches Bewußtsein von 
Ehre, Gründlichkeit und Gehorsam gegenüber 
einem Staat und seinen Führern.“ Das Buch 
wurde 1977 unter dem Titel „Aus einem deut-
schen Leben“ verfilmt.
Ich habe den Roman wieder gelesen und möchte 
ihn in Erinnerung bringen, denn er hat nichts von 
seiner starken Wirkung auf den Leser verloren. 
Er regt an, wachsam zu bleiben, denn Menschen 
wie Rudolf Höß sind heute wieder da.

Brigitte Marx, Zörbig

Am 20. November feierte der emeritierte Direktor 
des Staatlichen Museums Schwerin, Dr. Hans 
Strutz, seinen 90. Geburtstag. Unter seiner 
Leitung gewann das Museum hohes nationales 
und internationales Ansehen. Ihm ist es maß-
geblich zu verdanken, daß die Sammlungen 
verschiedener Genres bedeutend erweitert 
werden konnten, der Austausch fachbezogener 
Publikationen mit anderen Einrichtungen im In- 
und Ausland einen hohen Stellenwert hatte und 
auch internationale Ausstellungen wie in Mexiko 
und Japan stattfinden konnten.  
Verdienste erwarb sich der Jubilar ebenso in 
der ehrenamtlichen Arbeit. Seine Leidenschaft 
galt vornehmlich dem Kulturbund der DDR. Die 
Ernennung zum Museumsrat 1984 und zum 
Obermuseumsrat 1987 sowie andere hohe 
Auszeichnungen sind Ausdruck seiner gesell-
schaftlichen Wertschätzung und Würdigung. 
Mit nachträglichen und herzlichen Glückwün-
schen zu Deinem Jubiläum, lieber Hans, sagen 
wir Dank und freuen uns, daß Du wie eh und 
je mit wachem Auge die aktuellen politischen 
Vorgänge kritisch begleitest und an unserer 
Seite stehst.  Arno Reinhold, Schwerin

Liebe Freunde, ich habe eben erst den „RotFuchs“ 
entdeckt, auch gleich etwas Wahres gelesen 
und möchte diese angenehme und vor allem 
aufschlußreiche Lektüre bestellen ... und auch zur 

„Aufklärung“ meiner Töchter und Enkel nutzen.  
Herzliche Grüße aus dem Mansfelder Land.

Heike Greiner, Eisleben

Die Worte von Wilhelm Rudolph im „RotFuchs“ vom 
Oktober über Dresden haben mich tief bewegt.  Ich 
habe sie übersetzt und im Internet weitergegeben. 
Ich habe einen Artikel auf Englisch über den 
Künstler mit mehreren seiner Zeichnun-
gen Dresdens gefunden und diese dazu-
getan. Diese Zeichnungen sprechen mäch-
tig für den Frieden und gegen den Krieg. 
Danke, „RotFuchs“, für alles!

Pat Turnbull, Glasgow
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 ■ Regionalgruppe Teterow
Am 8. Dezember um 15 Uhr 
spricht der Vorsitzende der 
GRH e. V. Hans Bauer zum 
Thema: Unrechtsstaat DDR – 
Rechtsstaat BRD?
Ort: Straße der Freundschaft 2 
(Regenbogenhaus)

 ■ RF-Gruppe Berlin Treptow-
Köpenick

Am 8. Dezember um 16 Uhr 
spricht der Diplomjurist Oberst-
leutnant a. D.  Dieter Skiba 
zum Thema: Die Ermittlung, 
Verfolgung und Bestrafung 
der Kriegs- und Nazi-Verbre-

cher durch die Justizorgane 
der DDR
Ort: Volkssolidarität, 
Bezirksgeschäftsstelle 
Treptow-Köpenick, 
Baumschulenstraße 31 

 ■ Regionalgruppe Güstrow
Am 15. Dezember um 15 Uhr 
spricht Prof. Dr. Ekkehard 
Lieberam zum Thema: Inte-
grationsfalle (Mit-)Regieren – 
Historische Erfahrungen
Ort: Haus der Generationen, 
Weinbergstraße 28


